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Als Anhang wurde eine CD beigelegt auf der sämtliche Kodierprotokolle, auf die sich diese 

Abschlussarbeit bezieht, zu finden sind.  

Auf männlich-weibliche Doppelformen wird nachfolgend im Sinne der besseren Lesbarkeit 

verzichtet, die weibliche Form ist jeweils mitgemeint.  
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1. Einleitung 

Mit dem Ende des NATO-geführten Einsatzes der Internationalen Schutztruppe (ISAF) beginnt eine 

neue Ära in Afghanistan. Der Einsatz gilt nun offiziell als beendet und wird voraussichtlich nur noch 

bis 2016 von der sogenannten Ausbildungs- und Beratungsmissionen (wie z.B. der NATO-geführten 

Mission Resolute Support (RSM)) abgelöst. Neben der NATO und Deutschland ziehen sich auch die 

USA, deren militärisches Gerät und deren Truppen als Rückgrat des Afghanistan-Einsatzes gelten 

zurück. 2017 sollen die US-amerikanischen Truppen bis auf einige Hundert Soldaten aus Afghanistan 

abgezogen sein (vgl. Gebauer/Spiegel Online, 2014). 

 

Das Ende des ISAF-Einsatzes und der Abzug der deutschen Kampftruppen aus Afghanistan bilden 

folglich nur den Anfang vom Ende des militärischen Engagements in Afghanistan. Zwar schränkte 

US-Präsident Barack Obama Ende 2014 noch einmal das Ende der Kampfhandlungen ein und erlaubt 

auch 2015 seinen Truppen Kampfhandlungen durchzuführen (vgl. Winkler/Neue Zürcher Zeitung 

Online, 2014). Dies wird jedoch nichts daran ändern, dass die internationale Gemeinschaft auf dem 

Rückzug aus Afghanistan ist. Mit dem Ende des militärischen Engagements der internationalen 

Gemeinschaft, liegt auch das Ende der externen Staatsbildungsmaßnahmen
1
 nahe. Nun gilt es 

abzurechnen. Land auf Land ab werden die Früchte, die die Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan 

zeitigen von der internationalen Gemeinschaft bewertet, analysiert und in den Medien besprochen. 

Beispielsweise zieht der Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier „[S]eine Lehren aus 

Afghanistan“ (vgl. o.A./Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung, 2014). Auch der Staatsminister für 

Europa Michael Roth bilanziert in seiner Rede anlässlich der Afghanistan Konferenz im Dezember 

2014 über die Bemühungen und Erfolge der Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan (siehe Roth, 

2014). 

 

2. Forschungsfrage: 

2.1 Forschungsinteresse und Fragestellung 
Seit dem 11. September 2001 stehen fragile Staaten wie Afghanistan weit mehr auf der Agenda der 

internationalen Gemeinschaft als vor dem Terroranschlag auf das World Trade Center. So werden 

fragile Staaten von der internationalen Gemeinschaft nun nicht mehr nur als primär regionales 

Problem bewertet, das eventuell aus humanitären oder entwicklungspolitischen Gründen zum 

Eingreifen veranlasst. Es hat sich vielmehr die Überzeugung durchgesetzt, dass von fragilen Staaten 

eine veritable Bedrohung für die eigene nationale Sicherheit ausgehen kann (vgl. Braml/Risse/ 

Sandschneider, 2010, S. 1 f.). Diese Bewertung fragiler Staaten wie Afghanistan schlägt sich ebenfalls 

                                                 
1
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit werden die Begriffe Staatsbildungsmaßnahmen und state-building 

synonym verwendet. 
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in den Sicherheitsstrategien der USA und Europa nieder. Hier wird nicht mehr das Bild des 

traditionellen militärisch starken Nachbarn und Konkurrenten vermittelt von dem eine 

ernstzunehmende Gefahr ausgeht. Schneckener zufolge fand sogar ein Paradigmenwechsel statt, der 

dazu führt, dass Staaten, die von Zerfall bedroht sind oder diesen Prozess schon durchlaufen haben, 

als zentrale Bedrohung der internationalen Sicherheit bezeichnet werden (vgl. Schneckener, 2007, 

S.98 ff.)
2
.  

 

Dieser empfundenen Bedrohung wird mit einem vermehrten Demokratieexport via Interventionen und 

externen Staatsbildungsmaßnahmen seitens der internationalen Gemeinschaft begegnet. Die 

Stabilisierung und Demokratisierung des fragilen Staates Afghanistan hatte und hat laut der 

internationalen Gemeinschaft höchste Priorität. Dies belegt auch die Zusicherung des Bundeskanzlers 

Gerhard Schröder, der den USA nach dem Anschlag auf das World Trade Center die „[...] 

uneingeschränkte [...] Solidarität Deutschlands“ (Schröder, 2001) versprach und somit den Weg für 

die späteren Staatsbildungsmaßnahmen seitens der Bundesregierung ebnete.
3
 

 

Aus dieser Perspektive der empfundenen Bedrohung heraus, scheint es äußerst relevant, welche 

Fortschritte die Staatsbildungsmaßnahmen in fragilen Staaten wie Afghanistan machen. Insofern 

erscheinen die Möglichkeiten und Grenzen von externen Staatsbildungsmaßnahmen auch als Frage 

der nationalen Sicherheit für die Staaten der westlichen Welt. So analysieren die externen Interventen 

der internationalen Gemeinschaft– auch zur Rechtfertigung ihrer Interventionspolitik seit 2001 –die 

Fortschritte Afghanistans der letzten 13 Jahre.  

Diese Bewertungen reichen von verhaltenem Optimismus bezüglich des Staatsbildungsprozesses in 

                                                 
2
In meiner Arbeit werde ich mich im Zusammenhang mit fragilen Staaten auf Schneckeners Definition von 

fragiler Staatlichkeit beziehen. Demnach zeichnen sich Fälle von fragiler Staatlichkeit in erster Linie 

dadurch aus, dass staatliche Institutionen ihre Steuerungsfähigkeit in zentralen Aufgabenbereichen verloren 

haben oder nur unzureichend entwickelt sind (Schneckener 2007, S. 104-106). 

 

 Fragile Staaten können so bestimmte Leistungen gegenüber ihrer Bevölkerung nicht (mehr) erbringen. 

Dabei sind laut Schneckener bei einem fragilen Staat die drei Kernfunktionen (Sicherheit, Wohlfahrt und 

Legitimität/Rechtsstaatlichkeit) moderner Staatlichkeit nicht mehr oder nur teilweise vorhanden. 

Beispielsweise könne im Rahmen der Sicherheitsfunktion das staatliche Gewaltmonopol nicht mehr 

aufrechterhalten werden oder die Bereitstellung von öffentlichen Gütern und Leistungen kann bezogen auf 

die Wohlfahrtsfunktion nicht mehr geleistet werden. 

 

 Für tiefergehende Informationen bezüglich des Konzepts fragiler Staatlichkeit siehe: Schneckener, Ulrich 

(2007): Fragliche Staatlichkeit und State-building: Begriffe, Konzepte und Analyserahmen. In: Beisheim, 

Marianne. Staatszerfall und Governance. Schriften zur Governance-Forschung; 7, Nomos. Baden-Baden. 

 

 Zur Geschichte des Begriffs fragiler Staatlichkeit und einer kritischen Würdigung siehe: Lambach, Daniel 

(2013): Fragile Staatlichkeit: Begriffe, Theorien und politische Diskurse. In: Meyer, Günter; Muno, 

Wolfgang; Brand, Alexander (Hg.): Staatlichkeit in der Dritten Welt – fragile und gescheiterte Staaten als 

Entwicklungsproblem. Mainz: Johannes-Gutenberg-Universität (Veröffentlichungen des Interdisziplinären 

Arbeitskreises Dritte Welt 22), 31-58. 

 
3
Damit, dass externe Staatsbildungsmaßnahmen, sowie die Demokratisierungs- und Stabilisierungsbemühungen 

der USA vor allem im Falle Afghanistans auch hintergründig machtpolitische Motive und Interessen 

aufweisen, befasst sich der Autor Martin Baraki (Hierzu siehe: Baraki, 2011, S. 38-44). 
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Afghanistan (vgl. Hayfa, 2007, S. 37) bis zu Aussagen wie „in Afghanistan […] ist kein Staat zu 

machen“ (Braml, Risse, Sandschneider, 2010, S. 3 f.). 

 

Mit Blick auf die jüngsten Entwicklungen in Vorderasien und der Expansion des Islamischen Staats 

(IS) im Irak und Syrien erscheint die Frage nach dem Staatsbildungserfolg in Afghanistan noch viel 

dringlicher. Die Angst, dass der IS auch in Afghanistan an Einfluss gewinnt ist groß und wird durch 

Meldungen über Angriffe der Terrormiliz im Süden Afghanistans weiter geschürt (o.A./Die Welt, 

2015). Nur falls die Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan erfolgreich sind, wird das Land solchen 

äußeren und inneren Bedrohungen trotzen können. Um eben diese Staatsbildungsmaßnahmen in 

Afghanistan näher zu untersuchen, möchte ich den Fokus meiner Abschlussarbeit auf die Bewertung 

der Staatsbildungsmaßnahmen durch Afghanistan legen. Hierbei ist es nun wichtig nicht nur die 

Bewertungen der internationalen Gemeinschaft über die Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan zu 

beleuchten. Auch die dezidierte Auseinandersetzung welche „Überzeugungsstrukturen“ (Franke/Roos, 

2010, S. 296) die afghanische Regierung selbst bezüglich des Staatsbildungsprozesses aufweist ist 

von hoher Relevanz. Hieraus lässt sich nicht nur der Ist-Zustand des Staatsbildungsprozesses in 

Afghanistan, sondern es können auch Bewertungen, Strategien, Ziele und Interessen Afghanistans mit 

einbezogen werden, die andernfalls nicht in den Blick genommen werden könnten. Um die 

afghanischen Überzeugungsstrukturen bezüglich der Staatsbildung in Afghanistan gewinnbringend 

analysieren zu können, werde ich die spezifischen Überzeugungsstrukturen der afghanischen 

Regierung mit dem Diskurs in Deutschland vergleichen. Hierbei werde ich die Sicht der deutschen 

Regierung auf die Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan mit den Überzeugungsstrukturen der 

afghanischen Regierung gegenüberstellen. Welche Unterschiede bezüglich der Bewertung des state-

building werden zwischen den beiden Staaten Deutschland und Afghanistan sichtbar? Und welche 

Bewertungen bezüglich der Staatsbildung gleichen sich trotz der gegensätzlichen Perspektiven der 

beiden Staaten? Hierbei vertritt Afghanistan die Perspektive des Interventionslandes und Deutschland 

die des Interventen. 

 

Daraus ergeben sich folgende Fragen, die in meiner Arbeit dem Leser näher gebracht werden sollen: 

Welche Überzeugungsstrukturen weist die afghanische Regierung bezüglich der externen 

Staatsbildungsmaßnahmen, die durch die internationalen Gemeinschaft seit 2001 durchgeführt 

worden sind, auf? Wie bewertet die afghanische Regierung die Rolle der internationalen 

Gemeinschaft bei den Staatsbildungsmaßnahmen und welche Rolle schreibt sich Afghanistan selbst 

bei der Staatsbildung zu? Des Weiteren stellt sich die Frage: Welche Überzeugungen und 

Bewertungen kommuniziert Afghanistan über die westlichen Staatsbildungsmaßnahmen? Dabei sollen 

– wie oben schon beschrieben – die Überzeugungsstrukturen Afghanistans mit denen der deutschen 

Regierung bezüglich der Staatsbildung kontrastiert werden. Es soll analysiert werden inwiefern sich 

die Überzeugungsstrukturen zwischen dem Interventen Deutschland und dem Interventionsland 

Afghanistan unterscheiden. Hierbei ist außerdem von großem Interesse, welche Strategien und Ziele 
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in den Überzeugungsstrukturen der beiden staatlichen Akteure präsent werden. So ergeben die vorher 

aufgeworfenen Fragen in der Zusammenschau folgende Fragestellung, die ich in meiner 

Abschlussarbeit bearbeiten möchte: 

 

Welche Überzeugungsstrukturen weist die afghanische Regierung bezüglich der 

Staatbildungsmaßnahmen, die von der internationalen Gemeinschaft seit 2001 durchgeführt 

wurden, im Vergleich zu den spezifischen Überzeugungsstrukturen der deutschen Regierung im 

Kontext der afghanischen Staatsbildung auf? Welche Strategien und Handlungsziele der beiden 

Akteure lassen sich dabei rekonstruierend ableiten? 

 

2.2 Begriffsklärung: 
Die wichtigsten Konzepte, auf die meine Forschungsfrage rekurriert, sind die Begriffe der 

Überzeugungsstrukturen, der Strategien und der Ziele. Alle drei Begriffe möchte ich in der 

Denktradition des amerikanischen Pragmatismus verstanden wissen. Hierbei definiere ich 

Überzeugungsstrukturen gemäß einer „maxim of conduct“ (Peirce, 1974, S. 21) im Sinne des 

Theoretikers C. S. Peirce.
4
 Dabei lasse ich mich vom Konzept der Überzeugungsstruktur, wie es von 

Ulrich Roos konzipiert wurde, anleiten. Demnach leiten sich aus den Überzeugungsstrukturen eines 

staatlichen Akteurs seine Strategien und Ziele ab und werden in Handlungszielen präsent (vgl. 

Hellmann 2010, S. 150-153). Hierbei setzt sich eine Überzeugungsstruktur aus grundlegenden 

Überzeugungen eins Staates bezogen auf ein spezielles Themenfeld zusammen (vgl. Roos, 2010, S. 

120ff.)  

Der Dualismus zwischen dem Denken (also den sich entwickelnden Überzeugungen) und dem daraus 

folgenden Handlungszielen wird aufgehoben und die spezifischen Überzeugungen werden als ein 

immer wieder revisionsfähiges Konstrukt gesehen. Überzeugungen und die daraus resultierenden 

Handlungsziele sind nie festgefügt oder unabänderlich sondern befinden sich in einem Prozess der 

ständigen (Re-)Konstruktion und sind somit eng miteinander verbunden. Ausführlichere 

Informationen zu meinen theoretischen Grundannahmen sind weiterhin in Abschnitt 4.1 Der 

amerikanische Pragmatismus zu finden. 

 

Im Mittelpunkt meiner Forschungsfrage stehen weiterhin die afghanische und die deutsche Regierung. 

Hierbei möchte ich beide Regierungen als Akteur im Sinne einer „Struktur kollektiven Handelns“ 

(Roos 2010, S. 59) begriffen wissen. Roos extrapoliert dabei die pragmatische Philosophie des 

Denken und Handelns, das vormals nur auf Individuen Anwendung fand, auf ganze Staaten, indem er 

sie als „Struktur[en] kollektiven Handelns“ (ebenda.) konstruiert. Die afghanische Regierung, 

vertreten durch ihren Präsidenten Mohammad Ashraf Ghani oder Regierungschef Abdullah Abdullah, 

ist insofern interessant, da sie die Politik des Landes und so die Überzeugungsstrukturen Afghanistans 

                                                 
4
 Siehe hierzu meine Ausführungen in Abschnitt 4.1 Der amerikanische Pragmatismus. 
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wirksam nach außen vertreten und prägen. Genauso verhält es sich mit der deutschen Regierung, die 

durch Regierungsvertreter wie der Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen oder der 

Bundeskanzlerin Angela Merkel vertreten werden. Dennoch möchte ich meine Analyse nicht 

vorschnell nur auf Regierungsvertreter einengen. Wenn sich während der Recherche beispielsweise 

Beiträge der afghanischen oder deutschen Zivilgesellschaft, die auch als prägend für die 

Überzeugungsstrukturen von Afghanistan/Deutschland angesehen werden können finden, dann 

werden diese selbstverständlich mit einbezogen.
5
 Jedoch stellte sich während meiner 

Forschungstätigkeit heraus, dass diese zivilgesellschaftlichen Beiträge zumindest auf afghanischer 

Seite nicht identifiziert werden konnten. Daher fanden sie keinen Eingang in meine Arbeit und hätten 

zudem den zeitlichen wie inhaltlichen Rahmen dieser Arbeit gesprengt.  

 

Des Weiteren rekurriert meine Forschungsfrage auf den Begriff internationale Gemeinschaft. Da der 

Begriff laut Forster häufig inflationär und ohne genaue Begriffsdefinition verwendet wird, möchte ich 

ihn hier definieren, um mein Forschungsvorhaben klarer zu konturieren. Laut Forster sind „moderne 

Staaten mit oder ohne ihren Willen in ein System von Rechts- und Verhaltensregeln eingebunden“ 

(Forster 2005, S. 6). Dieses System kann wie folgt beschrieben werden: In einem weiten Verständnis 

der internationalen Gemeinschaft sind nicht nur staatliche Akteure teil eben dieser Gemeinschaft, 

sondern auch internationale Regierungsorganisationen, Verbände und Nicht-Regierungsorganisationen 

werden als Teil der Gemeinschaft gesehen (vgl. Forster 2005, S. 7-9). Hierbei ist wichtig, dass es eben 

nicht alleine staatliche Akteure sind, die seit 2001 Maßnahmen ergreifen, um den afghanischen Staat 

wieder aufzubauen. Dabei möchte ich ebenfalls auf die Rolle der NATO hinweisen, die sich in 

Afghanistan engagiert (siehe Abschnitt 3.3 Die Staatsbildungsmaßnahmen der internationalen 

Gemeinschaft in Afghanistan seit 2001 im Überblick). Folglich ist die internationale Gemeinschaft 

nicht nur von Staaten geprägt, sondern auch internationale Organisationen zählen zu ihr. Welche 

Maßnahmen die internationale Gemeinschaft in den letzten Jahren und Jahrzehnten in Afghanistan zur 

Staatsbildung implementiert hat, wird im folgenden Abschnitt näher erläutert. Hierbei werde ich auch 

auf die Bearbeitung des Konzepts state-building durch die wissenschaftliche Community eingehen. 

 

 

3. Forschungsstand: Theoretische 
                                                 
5
Hierbei muss berücksichtig werden, dass die Vertreter der Zivilgesellschaft Afghanistans beispielsweise bei der 

internationalen Konferenz in Bonn 2011 von der afghanischen Regierung ernannt wurden und so eine große 

Nähe (wenn nicht sogar Abhängigkeit) der zivilgesellschaftlichen Stimmen vermutet werden kann. 

Nichtsdestotrotz sollen diese Akteure nicht unbeachtet bleiben, da auch diese Sprechakte gewinnbringend 

für die Analyse sein können. Siehe hierzu: Hackstein, Rebecca (2013): Afghanische Zivilgesellschaft. 

Eigenständiger Akteur oder internationaler Spielball? Internationale Förderung auf dem Prüfstand. In: 

Berliner Gesprächsreihe: "Kaleidoskop Friedensarbeit – Zivilgesellschaftliches Engagement in 

Krisenregionen". 

 Online abrufbar unter: http://www.steps-for-peace.org/wp-content/uploads/2013/02/Steps-for-Peace-Bericht-

Afghanische-Zivilgesellschaft.pdf (letzter Aufruf: 24.02.2015). 

http://www.steps-for-peace.org/wp-content/uploads/2013/02/Steps-for-Peace-Bericht-Afghanische-Zivilgesellschaft.pdf
http://www.steps-for-peace.org/wp-content/uploads/2013/02/Steps-for-Peace-Bericht-Afghanische-Zivilgesellschaft.pdf
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Annäherung an das Konzept der 

Staatsbildung 

3.1 Begriffsgeschichte und Abgrenzung zu peace-building 

und nation-building 
Die Liste der externen Staatsbildungsmaßnahmen der internationalen Gemeinschaft ist lang. Es 

erfolgten Einsätze unter anderem in Afghanistan, in verschiedenen afrikanischen Staaten oder im 

Kosovo. Doch in welcher Tradition, vor welchem Hintergrund hat sich das sogenannte Konzept der 

externen Staatsbildung, auch state-building genannt, entwickelt? 

 

Die Wurzeln des state-building liegen in der Entwicklungspolitik bzw. der 

Entwicklungszusammenarbeit der internationalen Gemeinschaft begründet. Der 

entwicklungspolitische und humanitäre Impetus der state-building Debatte ist jedoch in den 

Hintergrund getreten. Der Schwerpunkt des Diskurses über state-building hat sich im Laufe der Zeit 

hin zu einer sicherheitspolitischen Betrachtungsweise verlagert (vgl. Schuppert 2010, S. 107). 

Folglich werden fragile Staaten nicht mehr nur unter humanitären Aspekten betrachtet, sondern 

vielmehr als manifestes Sicherheitsrisiko der OECD Welt wahrgenommen (vgl. Kipping 2011, S. 15). 

So werden seit dem Ende des kalten Krieges ab den frühen 1990iger Jahren nicht unerhebliche 

Ressourcen der internationalen Gemeinschaft aufgewendet, um im Rahmen von 

Staatsbildungsmaßnahmen und peace-building Missionen stabile, legitime und effektive Staaten zu 

schaffen. Dabei sollen externe Staatsbildungsinterventionen das internationale System stabilisieren 

und Sicherheit schaffen (vgl. Wulf 2011, S. 15). Dieser sicherheitspolitische Aspekt wird insbesondere 

seit den Anschlägen auf das World Trade Center im Jahr 2001 bei externen Staatsbildungsmaßnahmen 

besonders betont (vgl. Kipping 2011, S. 15f.). Des Weiteren grenzt sich der Begriff state-building zu 

anderen Begriffen wie nation-building oder dem peacebuilding ab. Die Diskussion des nation-

buildings der 1950iger und 1960iger Jahre ist deutlich von der heutigen Debatte um externe 

Staatsbildungsmaßnahmen zu trennen. Beim damaligen nation-building stand die gesellschaftliche 

und wirtschaftliche Entwicklung eines Landes im Mittelpunkt, wobei die Staatlichkeit kaum 

problematisiert wurde. Beim heutigen state-building geht es im Gegensatz dazu darum elementare 

Staatsleistungen dort zu entwickeln, wo diese noch nicht ausreichend funktionieren oder noch niemals 

existent waren (vgl. Maull 2010, S. 317). 

 

Dagegen hat sich die Abgrenzung zwischen state-building zum peacebuilding gewandelt. Von einer 

klaren Trennung der beiden Konzepte in früheren Zeiten geht die Debatte heute in eine Richtung, die 

einen Konsens insofern etabliert, dass sich beide Konzepte keinesfalls ausschließen und „letztlich 

einen gemeinsamen Zweck aus unterschiedlichen Perspektiven verfolgen“ (Grävingholt/Gänzle/Ziaja 

2009, S. 4). Beispielsweise sehen auch Paris und Sisk die Staatsbildung als Ergänzung für das peace-
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building als „sub-component of peacebuilding“ (Paris/Sisk 2009, S.14). Die vormalige strikte 

Trennung zwischen peace-building, das sich auf die „Beendigung von Gewaltkonflikten zwischen und 

innerhalb von Staaten“ (ebenda, S. 1) bzw. auf die Schaffung von Frieden konzentriert und den 

externen Staatsbildungsmaßnahmen ist demnach etwas aufgebrochen worden. 

 

3.2 State-building: Eine theoretische Annäherung 
Doch was genau verbirgt sich hinter dem Begriff state-building? Einen ersten Anknüpfungspunkt für 

diese Frage bietet hierbei die Definition der OECD. Demnach charakterisiert sich state-building wie 

folgt: 

 

„Statebuilding is an endogenous process of strengthening the capacity, institutions and legitimacy of 

the state driven by state-society relations.” (OECD 2011, S. 20) 

 

Die Definition der OECD beschreibt state-building folglich als eine Stärkung staatlicher Institutionen, 

der staatlichen Leistungsfähigkeit und der Legitimität des Staates an sich. Staatsbildungsmaßnahmen 

werden nämlich zumeist dann erforderlich, wenn ein Staat zu schwach ist, um durch seine 

Institutionen „bestimmte elementare Leistungen gegenüber [seiner] Bevölkerung zu erbringen“ 

(Schneckener 2007, S. 104). Staatsbildungsmaßnahmen werden also häufig in fragilen Staaten 

implementiert. So ist es von höchster Wichtigkeit in einem solchen bedrohten Staat die drei 

Hauptmerkmale der modernen Staatlichkeit wieder herzustellen: Die Sicherheitsfunktion, die 

Wohlfahrtsfunktion bzw. die Legitimitäts- und Rechtsstaatsfunktion. Schneckener beschreibt hierbei 

die Sicherheitsfunktion als Fähigkeit des Staates die Sicherheit nach innen und nach außen durch die 

Durchsetzung des staatlichen Gewaltmonopols zu sichern. Dies schließt die Kontrolle über staatliche 

Ressourcen qua Durchsetzung einer staatlichen Verwaltung, das Vorhandensein und das Funktionieren 

eines staatlichen Armee und der Polizei mit ein. Im Zusammenhang mit der Wohlfahrtsfunktion ist die 

Bereitstellung von öffentlichen Gütern durch den Staat und deren staatliche Umverteilung zu nennen. 

Die Legitimitätsfunktion bzw. Rechtsstaatsfunktion charakterisiert die Qualität der politischen 

Partizipation, die Stabilität politischer Institutionen, die Qualität des Rechtsstaats, der Verwaltung und 

des Justizwesens und allgemein die Akzeptanz des Staates durch seine Bürger (vgl. Schneckener 

2007, S. 104ff.). 

 

Wie oben in der OECD-Definition für state-building schon beschrieben, muss bei dem Unterfangen 

der Staatsbildung auch die Beziehung zwischen Staat und Gesellschaft mit in den Blick genommen 

werden. Wenn die Gesellschaft den Staat nicht akzeptiert und kein Vertrauen in die Funktionsfähigkeit 

der staatlichen Organe hat, kann es keinen funktionierenden Staat geben. Der Weg, wie Staaten, die 

im Zerfall begriffen sind, mit Hilfe von Staatsbildungsmaßnahmen wieder zu stabilen, effektiven und 

legitimen Staaten werden können, ist jedoch vielfältig und wird im wissenschaftlichen Diskurs 
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leidenschaftlich diskutiert. Dieser Diskurs reicht von Positionen, die Staatsbildungsmaßnahmen durch 

externe Akteure der internationalen Gemeinschaft ablehnen und den externen Interventen den Hang 

zu einem „humanitären Kolonialismus“ (Maull 2010, S. 317) vorwerfen bis hin zu Verfechtern der 

externen Staatsbildungsmaßnahmen westlicher Couleur. Der Diskurs über das Konzept der externen 

Staatsbildung weist folglich viele Schattierungen auf, die hier überblicksartig und in dem für meine 

Arbeit relevanten Rahmen dargestellt werden sollen. Ein tiefergehendes Eintauchen in das 

Themenfeld der externen Staatsbildungsmaßnahmen und seiner theoretischen Hintergründe würde 

jedoch den Rahmen dieser Arbeit sprengen. 

 

Ich möchte mit dem Teildiskurs beginnen, der generell externe Staatsbildungsmaßnahmen der 

internationalen Gemeinschaft infrage stellt bzw. diese stark kritisiert. Hierbei lassen sich folgende 

Argumente ausmachen. Dabei wird folgendes kritisiert:  

 

„The quest for coherence in donor policies toward fragile states remains a work in progress. The 

rhetorical commitment of many OECD governments to integrate their defense, diplomatic, 

development and other interventions in the world´s weakest countries has outpaced practical steps in 

this direction.“ (Patrick/Brown 2007, S. 129). 

 

Folglich fehlt es bei der Interventionspolitik vieler OECD Länder an Kohärenz, was die 

Staatsbildungsmaßnahmen betrifft. Die öffentlichkeitswirksamen Lippenbekenntnisse der 

Geberländer, ihre Maßnahmen tatsächlich in den Länderkontext zu integrieren, stehen in keinem 

Verhältnis zu ihrem tatsächlichen Vorgehen. Patrick und Brown erklären sich diesen fehlenden 

Konsens in der Herangehensweise an externe Staatsbildungsmaßnahmen damit, dass im Umgang mit 

fragilen Staaten noch kein Lösungsansatz gefunden wurde, der eine entsprechend signifikante 

Verbesserung in den betroffenen Staaten hervorbringt. Daher neigten die Geberländer eher dazu, viele 

verschiedene Ansätze, Maßnahmen und Projekte von verschiedensten Akteuren zu unterstützen, als 

sich auf eine kohärente Strategie festzulegen (vgl. Burke 2007, S. 2). Dabei weisen viele Kritiker des 

state-building darauf hin, dass die Staatsbildungsmaßnahmen in den verschiedensten Regionen der 

Erde allesamt nur eine äußerst durchwachsene Erfolgsbilanz vorweisen können (vgl. Burke 2008, S. 

1, Call/ Cousens 2008, S. 4). Die „Erfolgsbilanz“ der internationalen Staatengemeinschaft im 

Zusammenhang mit der Stabilisierung von fragilen Staaten reicht von relativen Erfolgen in Namibia, 

Mozambique oder El Salvador zu teilweise erfolgreichen Maßnahmen in Bosnien oder Osttimor bis 

hin zu einem katastrophalen Versagen der internationalen Gemeinschaft in Staaten wie Ruanda oder 

Angola (Call/Cousens 2008, S. 1). Das bringt Autoren wie Call und Cousens zu der Frage, ob externe 

Akteure überhaupt die Legitimität und die Fähigkeit haben fragile Staaten zu stabilisieren.  

 

Ihrer Meinung nach ist es fraglich, ob diese Stabilisierung überhaupt gelingen kann.  
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„It is not at all clear that we are anywhere than close to having international policy machinery or 

instruments that can reliably handle multiple high-profile peacebuilding operations successfully to the 

prevention of or response to state collapse“ (Call/ Cousens 2008, S. 19) 

 

So weit wie Call und Cousens gehen nicht alle Wissenschaftler in der Debatte um externe 

Staatsbildungsmaßnahmen. Klar ist jedoch, dass state-building in fragilen Staaten immer auf 

Schwierigkeiten, Zielkonflikte und Dilemmas treffen wird. So zeigen Roland Paris und David T. Sisk 

anhand der Ergebnisse des Research Partnership on Postwar Statebuilding mit welchen Dilemmas 

und Zielkonflikten die Akteure im Zusammenhang mit Staatsbildungsmaßnahmen umgehen müssen. 

Ein „Footprint Dilemma“ (Paris/Sisk 2007, S. 5) besteht dann, wenn die internationale Präsenz, die 

zum Erhalt der Sicherheit und für den Institutionenaufbau sowie für den Anstoß von Reformen 

gebraucht wird, ihre negativen Nebenfolgen zeitigt. So kann ein „heavy footprint“ mit einer hohen 

internationalen Präsenz die Entwicklung eines souveränen ökonomisch, politisch und sozial 

überlebensfähigen Staat erschweren oder sogar verhindern, da der Interventionsstaat bei zu hoher 

internationaler Präsenz beispielsweise zu passiv bliebe und so zu wenig am Aufbau im eigenen Land 

beteiligt würde. Es werde also ein „light footprint“ benötigt, 

 

„[...] to allow local political, social and economic life to achieve a post-conflict equilibrium […] 

without the distorting effects that the presence of powerful external actors can have.“ (Paris/Sisk 

2009, S. 5) 

 

Im Zusammenhang mit einem „heavy footprint“ kann noch ein weiteres Dilemma entstehen. Das 

„Duration Dilemma“ charakterisiert sich durch mangelnde Geduld der lokalen Bevölkerung und der 

internationalen Gemeinschaft angesichts der Zeiträume, die für die Implementierung der Reformen 

nötig sind (Kipping 2011, S. 35). Hierbei müsse auch bedacht werden, dass eine zu lange Intervention 

der externen Akteure bei Nichteinhaltung der Reformversprechen zu einer Desillusionierung der 

Bevölkerung führen und diese gegen die externen Akteure aufbringen kann. Somit können schon 

erzielte Fortschritte durch eine feindselige Haltung der Bevölkerung gegenüber den externen Akteuren 

gefährdet werden. Das „Participation Dilemma“ entsteht, wenn aus verschiedenen Notwendigkeiten 

heraus machtvolle, aber durchaus problematische Akteure eingebunden werden und dennoch auf eine 

Demokratieförderung hingewirkt werden soll (ebenda.) 

 

Das „Dependency Dilemma“ charakterisiert sich dadurch, dass durch eine Abhängigkeit von externen 

Akteuren die Entstehung eines souveränen, effektiven und legitimen Staates behindert werden kann. 

Dies kann beispielsweise in einer Abhängigkeit von monetären Hilfsleistungen der 

Interventionsstaaten begründet liegen. Des Weiteren kann die Abhängigkeit darauf beruhen, dass 

externe Akteure Governanceleistungen erbringen, die der Interventionsstaat (noch) nicht erbringen 

kann. Diesem Zielkonflikt aus einem notwendigen Maß an Unterstützung und der zwangsweise 
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daraus resultierenden Abhängigkeit muss laut Paris und Sisk besondere Aufmerksamkeit gezollt 

werden (vgl. Paris/Sisk, 2007 S. 6 f). Als letztes weisen die beiden Autoren auf das „Coherence 

Dilemma“ hin. Dieses besteht zum einen darin, dass interne und externe Akteure während der 

Staatsbildung ihre Maßnahmen koordinieren müssen. Dies führt bei einer Vielzahl an nationalen, 

lokalen und internationalen Akteuren und Organisationen zu Schwierigkeiten. Zum anderen kann es 

zu einem „Normative Dilemma“ kommen, wenn die Werte, Normen und Prinzipien, die in dem 

Interventionsstaat von der internationalen Gemeinschaft implementiert werden, anderen Werten als 

denen im Interventionsstaat entsprechen. Dies kann dann vorkommen, wenn Werte oder institutionelle 

Settings in den Interventionsstaat implementiert werden ohne den historischen, kulturellen oder 

sozialen Kontext des Staates zu berücksichtigen. Westliche Werte können also nicht einfach den 

Interventionsstaaten übergestülpt werden, sondern müssen sich immer auch an den jeweiligen 

Umständen und dem Kontext orientieren (ebenda.). 

 

Mit diesen genannten Dilemmas im Hinterkopf explizieren Ghani, Lockhart und Carnahan einen 

etwas anderen Ansatz der Staatsbildung. Sie betrachten das state-building aus einer anderen 

Perspektive, nämlich aus der der Interventionsländer. Im Gegensatz zu den oben genannten Gegnern 

der externen Staatsbildungsmaßnahmen sprechen sich Ghani, Lockhart und Carnahan dafür aus, dass 

externe Staatsbildungsmaßnahmen und die daraus resultierende Unterstützung der internationalen 

Gemeinschaft sehr wohl notwendig sind, jedoch unter anderen Bedingungen und mit anderen 

Strategien als bisher. Dabei nennen die Autoren folgende Maßnahmen, die die internationale 

Gemeinschaft berücksichtigen müsse, um fragile Staaten auf ihrem Weg zum souveränen Staat zu 

begleiten. Denn nur durch stabile fähige Staaten kann nachhaltig der Armut entgegengewirkt werden 

(vgl. Ghani/ Lockhart/ Carnahan 2005, S. 1-5). Um diesen souveränen Staat zu entwickeln und zu 

stabilisieren braucht es aber weitaus mehr als nur die Anerkennung des internationalen Systems. Hier 

herrscht laut Ghani et al. eine große Kluft zwischen der de jure Staatlichkeit und der souveränen 

Staatlichkeit, die de facto vorliegt. Diese „sovereignty gap” (vgl. Ghani/ Lockhart/ Carnahan 2005, S. 

5) müsse geschlossen werden. Die Entwicklung zu einem solchen souveränen Staat findet jedoch auf 

keinem geradlinigen Weg ohne Rückschläge oder Umwege statt und wird von Staat zu Staat 

unterschiedlich verlaufen. 

 

Dennoch gebe es einige Grundvoraussetzungen, die ein Staat erfüllen müsse. Diese 

Grundvoraussetzungen, auf die Ghani verweist, unterscheiden sich nicht fundamental von denen die 

Schneckener nennt. Sie gehen jedoch etwas weiter und werden expliziter in ihrer Ausformung. Einig 

sind sich Ghani und Schneckener bei der Durchsetzung des Gewaltmonopols und dem Aufbau 

wirkungsvoller Verwaltungsstrukturen. Hier kommt es jedoch nicht nur darauf an, dass der Staat das 

Gewaltmonopol innehat und durchsetzt wie Schneckener expliziert. Vielmehr muss die Bevölkerung 

das Gewaltmonopol des Staates auch akzeptieren. Dies fällt leichter wenn der Staat deutlich machen 

kann, dass auch er an Recht und Ordnung gebunden ist. Transparenz sei hierbei sehr wichtig. Erst 
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dann könnten die Bürger Vertrauen in ihren Staat entwickeln, was eine weitere wichtige 

Voraussetzung für einen souveränen Staat sei (siehe ebenda, S. 6 f). Als weitere wichtige 

Staatsfunktion nennen Ghani et al. ein wirkungsvolles Finanzmanagement. Hierbei gehe es nicht 

darum die monetären Entwicklungshilfen gut umzuverteilen oder über ihre Verwendung zu 

entscheiden. Denn kein Staat der Welt könne souverän sein, wenn er auf externe Geldgeber 

angewiesen ist. So müsse ein effektives Finanzmanagement darin bestehen Steuereinnahmen zu 

generieren, indem man die Rahmenbedingungen für eine funktionierende Marktwirtschaft schafft. 

Hier sind beispielsweise der Schutz des Eigentums, Vertragsrechte, staatliche Versicherungen, 

Schaffung von Arbeitsplätzen etc. zu nennen (ebenda, S. 7). Beim Aufbau einer Marktwirtschaft 

müsse zudem an das Management der staatliche Lizenzierungen und an Investitionen in 

Humankapital gedacht werden (ebenda, S. 6ff.) Damit eng verbunden ist die Schaffung von 

Infrastruktur, die die Entwicklung einer Marktwirtschaft erst ermöglicht und zudem für ein „levelling 

[of, L.B] the playingfield between urban und rural areas“ (ebenda, S. 8) sorgt. Bei allen 

innerstaatlichen Problemlagen und Konflikten dürften dennoch nicht die internationalen Beziehungen 

des sich entwickelnden Staates vergessen werden. Diese bieten neben der internationalen 

Anerkennung eine gute Möglichkeit zur öffentlichen Kreditaufnahme (ebenda.).  

 

Diese Funktionen muss ein Staat also laut Ghani et al. erfüllen, um als souveräner Staat zu gelten. 

Zuerst beschreiben Ghani und Lockhart, dass es dringend notwendig ist bei den state-building 

Maßnahmen in fragilen Staaten ein sogenanntes „alignment“ (Ghani/Lockhart 2008, S. 174-179) 

vorzunehmen, da dieses häufig bei externen state-building Maßnahmen fehle. Hierbei geht es um eine 

Angleichung der Strategien, die im fragilen Staat im Einsatz sind. Die verschiedensten Akteure, seien 

es nationale oder internationalen, staatliche oder nichtstaatliche, agieren mit den verschiedensten 

Strategien, Motiven und Interessen im fragilen Staat. Ein gemeinsames übergeordnetes Ziel der 

Maßnahmen fehle. Zudem findet häufig nicht einmal eine basale Koordination der Akteure und ihrer 

Maßnahmen statt. Diese Vielfalt an unkoordinierten Hilfsmaßnahmen führe häufig dazu, dass die 

Hilfs- und Aufbaumaßnahmen sich gegenseitig konterkarieren (vgl. ebenda). 

 

Beispielsweise führten die Maßnahmen des World Food Programm der UN in Afghanistan dazu, dass 

viele Bauern zum Anbau von Schlafmohn wechselten, da der Markt für andere Agrarprodukte durch 

die Nahrungsmittelhilfe gesättigt war. In der Folge zerstören die Strafverfolgungsbehörden die 

Mohnfelder der Bauern und bringen so die Bevölkerung gegen sich auf. Dies kann mittel- oder 

langfristig zu Aufständen führen kann. Um zu verhindern, dass die verschiedenen Akteure in einem 

fragilen Staat derart gegeneinander arbeiten, reiche aber die reine Kontrolle über die Verteilung von 

Geldmitteln nicht aus. Hierbei schlagen Ghani und Lockhart vor einen Lösungsansatz aus der 

Unternehmensführung zu verfolgen. Demnach müsse man beim „state management“
6
 (ebenda. S. 75) 

                                                 
6
Ghani und Lockhart ziehen den Begriff state management dem Begriff des state-building vor, da durch diesen 

Begriff eher eine beratende Funktion der externen Interventen gegenüber der Regierung eines fragilen 
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durch das Einnehmen der Perspektive des Interventionslandes, durch die Betrachtung von internen 

und externen Faktoren eine Gesamtstrategie für das betreffende Land erarbeiten. Dies könne nur dann 

geschehen wenn „state manager“ (ebenda.) fortwährend alle beteiligten Strukturen und Akteure 

untersuchen und daraufhin überprüfen ob sie widersprüchlich handeln und so Gefahr laufen andere 

Maßnahmen durch nicht-intendierte Nebenfolgen zu konterkarieren. Das Hauptziel eines souveränen 

und selbstständigen Staates darf also weder auf Seiten der externen Akteure noch auf Seiten der 

internen Akteure aus den Augen verloren werden. 

 

Das Phänomen, dass verschiedene Akteure sich gegenseitig ausstechen und den Gesamterfolg 

behindern, ist laut Ghani und Lockhart nicht nur auf die Situation in fragilen Staaten beschränkt, 

sondern kann auch in sogenannten stabilen westlichen Staaten auftreten. Beispielsweise wiesen die 

Wiederaufbaumaßnahmen der USA nach Hurricane Katrina sehr ähnliche Fehler und 

Disfunktionalitäten auf (Ghani/Lockhart 2008, S. 197). Ein weiteres Problem im Zusammenhang mit 

dem notwendigen „alignment“ stellt die Tatsache dar, dass bei externen Staatsbildungsmaßnahmen die 

Interventionsländer mit folgendem konfrontiert werden: 

 

„Developing countries face a bewildering range of external stakeholders whose actions have 

important domestic consequences for ordinary people.“ (Ghani/Lockhart 2008, S. 176) 

 

Diese externen Akteure, unter ihnen viele NGOs, konkurrieren um Aufmerksamkeit und finanzielle 

Mittel, um ihre eigenen oft kurzfristigen Projekte zu fördern. 

Das übergeordnete Ziel einen selbstständigen souveränen Staat aufzubauen kann dabei aus dem Fokus 

geraten: So kann es zu folgendem Phänomen kommen: 

 

„The diversity of networks and organizations that both operate in the basis of different rules and 

incentives and respond to different national and international constituencies inside the country 

generally makes for a fragmented strategy. When there is a wide range of stakeholders uncommitted 

to a single goal, the results are contradictory pulls and pushes [and, sic!] both fragmentation and 

confusion.“ (ebenda.) 

 

Demnach wird der Erfolg der Staatsbildung maßgeblich beeinträchtigt „when internal and external 

actors prove themselves incapable of aligning around the goal of sovereignty“ (ebenda.) Im 

Zusammenhang mit dem Aufbau eines souveränen Staates sprechen sich Ghani und Lockhart auch 

dagegen aus, zentrale Staatsaufgaben wie die Bereitstellung von Sicherheit oder Infrastruktur in nicht-

staatliche Hände zu legen. Sie lehnen sogenannte public-private Partnerships auf diesen Gebieten ab, 

                                                                                                                                                        
Staates aufkommt. Das Bild, dass durch state-building von außen ein Staat allein durch externe Maßnahmen 

ohne Beteiligung des Interventionsstaates wieder hergestellt wird, verblasst so (vgl. Ghani/Lockhart 2008, S. 

175-184). 
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da dadurch der Staat passiv sei und abhängig bleibe. Des Weiteren fördern diese externen Akteure das 

Vertrauen der Bevölkerung in die Fähigkeiten des Staates nicht. So widersprechen Ghani und 

Lockhart in diesem Fall Thomas Risses Entwurf der begrenzten Staatlichkeit. Dieser geht davon aus, 

dass es gängige Praxis werden könnte in Krisengebieten und besonders in fragilen Staaten 

Governanceleistungen von nicht-staatlichen Akteuren zu erbringen (vgl. Risse 2005, S. 8-12). Dies 

mag kurzfristig Abhilfe für die Bevölkerung bedeuten, verwehrt aber dem Staat laut Ghani und 

Lockhart auf lange Sicht den Weg in die Selbstständigkeit und die Souveränität (vgl. Ghani/Lockhart 

2008, S. 66 f). 

 

Des Weiteren sei es wichtig neue „rules of the game“ (Ghani/ Lockhart 2008, S. 179) in fragilen 

Staaten einzuführen. Diese müssen demnach mit Hilfe von peace agreements formuliert und dann an 

die gegenwärtige Gesellschaft angepasst sowie implementiert werden. So könne ein Weg hin zur 

Stabilität gefunden werden, denn „a country in active conflict is by definition a country without a 

consensus on the rules of the game“ (ebenda, S. 180). Außerdem müssen die Ressourcen eines 

fragilen Staates mobilisiert werden. Darunter versteht Ghani aber nicht nur die (Um)Verteilung von 

Entwicklungshilfen, sondern die Mobilisierung von wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und sozialen 

Ressourcen. Beispielsweise müsse Humankapital (re)aktiviert werden oder die Bodenschätze müssten 

gewinnbringend lizenziert werden, so dass der Abbau solcher Ressourcen der Bevölkerung nutzt und 

nicht eine kleine Elite alleiniger Nutznießer bleibt. Dies sind nur Beispiele für eine effiziente Nutzung 

der vorhandenen Ressourcen in einem fragilen Staat und sollen Denkanstöße für die Geberländer sein, 

denn 

„[t]he world has at its disposal a far greater array of resources than development agencies realize 

when they commit taxpayers' money at a donors' conference“ (ebenda, S. 186) 

 

Der meiner Meinung nach wichtigste Punkt, den Ghani und Lockhart in ihren „sovereignty strategies“ 

(ebenda, S. 169) anführen, ist der Hinweis auf die Kontextabhängigkeit aller 

Staatsbildungsmaßnahmen. Institutionen, Mechanismen und Strukturen können nicht einfach als 

Kopien ihrer westlichen Pendants in einen fragilen Staat eingepflanzt werden, um dann zu erwarten, 

dass dies reibungslos funktioniere. Shahmahmood Miakhel stößt hier in das gleiche Horn. 
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Demnach seien die USA bei den Staatsbildungsmaßnahmen seit 2001 fälschlicherweise davon 

ausgegangen, dass Afghanistan in Bezug auf die Staatlichkeit ein unbeschriebenes Blatt sei (vgl. 

Miakhel 2010, S. 5). 

 

„Contrary to popular belief, in 2001 Afghanistan did have an administrative system in place that had 

developed over several decades. Afghan officials were familiar with this system and its machinery, but 

unfortunately the international community arrived with the mentality that Afghanistan was a 

governmental blank slate. Instead of implementing gradual reform, they tore down the old 

administrative, judicial and security systems, replacing them with Western-oriented structures alien to 

the average Afghan.“ (ebenda.). 

 

In diesem Kontext weisen Ghani und Lockhart ebenfalls darauf hin, dass selbst Erkenntnisse, die aus 

vorangegangenen Staatsbildungsmissionen gewonnen wurden, nicht eins zu eins auf andere fragile 

Staaten übertragen werden könnten, da die Kontextbedingungen für Strukturen oder Institutionen nie 

die gleichen sein werden und deshalb immer an die im Staat vorherrschenden Bedingungen angepasst 

werden müssen (vgl. Ghani/Lockhart 2008, S. 176 f.). Um diese wirksame Kontextanpassung der 

state-building Maßnahmen zu bewirken, sei es demnach wichtig, dass die Führer eines fragilen 

Staates einerseits dem Volk Vertrauen in ihren Staat und den Glauben an die Vision eines besseren 

Staates vermitteln können. Dies könne nur dann geschehen wenn sich die Führer, respektive die 

Regierungen, für wenige erfolgversprechende (Groß)Projekte einsetzen und diese mit Erfolg zu Ende 

führen
7
. Dies hätte einen positiveren Einfluss auf das Leben der Menschen etwa in Afghanistan als 

kurzfristige Nahrungsmittelhilfen der internationalen Gemeinschaft (vgl. Ghani/Lockhart 2008, S. 

188-191). Ghani und Lockhart setzen sich der Tendenz nach also für einen top-down Ansatz des state-

building ein. Demnach müssten die Regierung und der Staat selbst befähigt werden langfristig das 

Ziel des souveränen Staates zu erreichen. Ein Überstülpen westlicher Institutionen in fragilen Staaten 

wie Afghanistan ist also wenig erfolgversprechend. So zeigen laut Miakhel die letzten Jahre: 

 

„[...] Afghanistan´s existing administrative system has been dismantled, and the government and 

international community are having difficulty putting the pieces back together“ (Miakhel 2010, S.5) 

 

Nachdem ich nun die theoretische Sicht von Ashraf Ghani und Clare Lockhart auf die 

Staatsbildungsmaßnahmen und ihre Kritik an den vorherrschenden Staatsbildungsmaßnahmen sowie 

deren Umsetzungskontext beleuchtet habe, möchte ich der Frage nachgehen unter welchen 

Bedingungen Staatsbildungsmaßnahmen speziell in Afghanistan zum Erfolg führen können. 

Shahmahmood Miakhel honoriert die Argumentation von Ghani und Lockhart und ist ebenfalls der 

                                                 
7
Ghani und Lockhart weisen hierbei daraufhin, dass in diesem Zusammenhang der ganze Regierungsapparat, 

der die Auswahl der förderungswürdigen Projekten trifft ausgebaut werden müsse, um wirklich die 

vielversprechenden Projekte auswählen und verfolgen zu können (vgl. Ghani/Lockhart 2008, S. 188-191). 
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Meinung, dass Afghanistan eine übergeordnete Staatsbildungsstrategie dringend nötig hat, um die 

Myriaden von Problemen in Afghanistan zu lösen (ebenda, S. 4). Dabei sei die Koordination und 

Kommunikation zwischen der internationalen Gemeinschaft und der Regierung Afghanistans 

besonders wichtig. Miakhels Argument ist hierbei mit Ghanis/Lockharts Prinzip des alignments zu 

vergleichen. Des Weiteren betont Miakhel ebenfalls die Kontextabhängigkeit der 

Staatsbildungsmaßnahmen. Nur wenn die Maßnahmen passgenau in den jeweiligen afghanischen 

Kontext implementiert werden, können sie langfristig zum Erfolg führen. Demnach können 

Staatsbildungsmaßnahmen nur dann erfolgreich sein, wenn auch die lokalen Strukturen und die 

afghanische Bevölkerung in den Aufbau mit einbezogen werden. Ellenlange Strategiepapiere wie die 

der Afghan National Developement Strategy (ANDS) sind von der Lebenswirklichkeit des einfachen 

afghanischen Beamten weit entfernt und dienen vielmehr dazu Visionen der afghanischen Regierung 

vor der internationalen Gemeinschaft zu explizieren. Diese Dokumente würden zudem kaum oder nur 

sehr schlecht in Dari oder Paschtu übersetzt (vgl. Miakhel 2010, S. 5). Die afghanische Regierung und 

die externen Akteure müssten vielmehr die afghanische Expertise beispielsweise beim Aufbau der 

Verwaltung mit einbeziehen. Diese ist laut Miakhel an der Basis auf jeden Fall vorhanden, werde 

jedoch durch das Vorhandensein eines „huge communication gap between top-, middle- and low-level 

leadership“ (Miakhel 2010, S. 6) in seiner positiven Wirkung gehindert. Des Weiteren werde diese 

Expertise der einfachen afghanischen Beamten häufig übersehen, da sie keine oder nur marginale 

Englischkenntnisse aufweisen. Miakhel formuliert hier sehr treffend: 

 

„[...] middle and low-officials tend to be the engine of the Afghan government. They may not know 

how to charm donors, but they do know how to get things right“ (ebenda.) 

 

Deshalb müssen die lokalen Entscheidungsstrukturen gestärkt werden. Beispielsweise müssten 

Shuras/Jirgas (lokale Foren und Entscheidungsgremien) in allen Distrikten eingeführt bzw. gefestigt 

werden. In diesen Shuras könnten die Menschen vor Ort in einem Forum, welches alle weltlichen, 

geistlichen und tribalen Vertreter mit einbezieht, Lösungen für die lokalen und regionalen Probleme 

finden. So könne es auch vermieden werden, dass lokale Eliten zu viel Macht anhäufen und nur 

Klientelpolitik betreiben. Die Einführung der Shuras, die in einer langen Tradititon dem afghanischen 

Volk bekannt sind und teilweise schon als Parallelstrukruen existieren, würde von einem Team aus 

Politikern, Militärs und zivilen Repräsentanten begleitet. So könnte ein wirkungsvoller Austausch 

zwischen lokaler bzw. regionaler Ebene und der Führungsebene in Kabul stattfinden. Dabei trägt der 

Ausbau der lokalen Strukturen und die damit verbundene Einbindung der afghanischen Bevölkerung 

in die Regierung auch maßgeblich zur Stabilisierung der Sicherheitslage bei. Denn 

 

„[t]he exclusion of the local communities from governance and planning; and the imposition of 

lengthy technocratic strategies incomprehensible to local actors, have alienated communities and 

fuelled insecurity. This provides a fertile ground for insurgents to infiltrate communities and secure 
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their allegiance against the state. The government must give local communities a stake in the 

reconstructions process“ (Miakhel 2010, S. 6) 

 

Folglich zieht der Autor die Stärkung des Lokalen und eine damit verbundene Dezentralisierung 

Afghanistans der von den US-amerikanischen Truppen lange verfolgten Zentralisierung des Landes 

vor. Er verfolgt merklich einen bottom-up Ansatz und legt den Fokus auf die Einbeziehung der 

Afghanen im state-building Prozess. Miakhels Ansatz mit seinen konkreten Forderungen und 

Erfolgsbedingungen bietet noch einmal eine andere Perspektive auf das state-building in Afghanistan. 

Ghani und Lockhart bilden eher eine theoretische Herangehensweise an state-building in fragilen 

Staaten und beziehen sich nur zeitweise explizit auf Afghanistan. Des Weiteren vertreten die beiden 

Autoren im Vergleich zu Miakhel wie oben beschrieben einen top-down Ansatz. 

 

3.3 Das afghanische Regierungssystem seit Inkrafttreten 

der neuen Verfassung 2004 
Bevor ich mich nach der theoretischen Betrachtung des state-building dessen praktischer Umsetzung 

in Afghanistan nähere und eine kleine Chronik des Staatsbildungsprozesses präsentieren werde, 

möchte ich noch das Regierungssystem Afghanistans in Grundzügen vorstellen. Ein Überblick auf 

den chronologischen Ablauf des Staatsbildungsprozess in Afghanistan seit 2001 und das Verständnis 

des Regierungssystems tragen dazu bei Afghanistan in seinen Strukturen und seiner Geschichte besser 

zu erfassen und erlauben so eine genauere Analyse meines Themas. 

 

Mit der Verabschiedung der neuen Verfassung im Jahr 2004 wurde Afghanistan offiziell zur 

Islamischen Republik Afghanistan. Laut dieser Verfassung versteht sich Afghanistan als ein 

demokratischer Staat mit einem Präsidialsystem nach Vorbild der USA. Die Scharia ist nicht explizit 

in der afghanischen Verfassung verankert, hat jedoch impliziten Einfluss auf diese, da Gesetze nicht 

gegen die Scharia verstoßen dürfen. Außerdem wird der Scharia bei verfassungsmäßigen oder 

politischen Streitfällen ein hoher Einfluss eingeräumt (vgl. Weiland, 2011, S. 5 ff.). Des Weiteren 

sieht die Verfassung eine Gewaltenteilung in Legislative, Judikative und Exekutive vor. Das 

Parlament besteht aus zwei Kammern, dem Unterhaus (Wolesi Dschirga) und dem Oberhaus 

(Meshrano Dschirga). Dabei wird das Unterhaus auf fünf Jahre direkt gewählt und mit 249 

Delegierten (davon 25 Prozent Frauen) besetzt. Ebenso wird mit dem Oberhaus verfahren, welches 

aus 102 Abgeordneten besteht (vgl. ebenda.). Das Oberhaus setzt sich zu je einem Drittel aus 

Vertretern der Provinz- und Distrikträte zusammen, was in seiner Zusammensetzung dem Bundesrat 

bzw. dem US-amerikanischen Senat ähnelt. Im Unterschied zu beiden westlichen Systemen wird 

jedoch das letzte Drittel der Abgeordneten im Oberhaus direkt vom Präsidenten bestimmt. 
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Dies soll als Gegengewicht gegen die Stammes- und lokalen Machthaber dienen und eine effektive 

Regierung sichern. Dies gelingt jedoch nicht immer. Beide Präsidenten Afghanistans Karzai und 

Ghani hatten immer wieder mit Problemen in Bezug auf die Regierungsbildung zu kämpfen. 

Beispielsweise wurden die von den Präsidenten vorgeschlagenen Minister von den Vertretern des 

Oberhauses abgelehnt (vgl. Hamburger Abendblatt 2010). Hierbei weist Weiland ebenfalls darauf hin, 

dass das Regieren in einem multiethnischen Staat Schwierigkeiten mit sich bringen kann. Die 

ethnische Fragmentierung Afghanistan schlägt sich nämlich auch auf die Strukturierung des 

Parlaments nieder. So stellt bei den Parlamentswahlen 2004 der Volksstamm der Paschtunen mit 44 

Prozent der Sitze die größte Fraktion dar. Die Tadschiken stellen die zweitgrößte Gruppe mit 27 

Prozent. Hasara und Usbeken verfügen über jeweils 10 bzw. 8 Prozent der Mandate. Der Rest der 

Mandate verteilt sich auf die kleineren ethnischen Bevölkerungsgruppen wie Turkmenen oder Sadat 

(vgl. Weiland 2011, S. 8). Vor diesem Hintergrund ist es verständlich, dass bei der Regierungsbildung 

darauf geachtet werden muss, dass alle Volksstämme angemessen repräsentiert werden, sonst droht 

eine zu starke Fragmentierung des Parlaments und macht es noch vor Beginn der Legislaturperiode 

handlungsunfähig. Zu der ethnisch bedingten Fragmentierung kommen auch noch die starken 

Partikularinteressen der einzelnen Ethnien hinzu, welche das Parlament zusätzlich spalten (vgl. 

ebenda). 

 

Gemäß dem US-amerikanischen Präsidialsystem nimmt der Präsident in Afghanistan eine besonders 

machtvolle Position ein. Er wird als Staatsoberhaupt direkt vom Volk auf fünf Jahre gewählt und darf 

nur einmal wieder gewählt werden. Dabei stattet die Verfassung den Präsidenten mit weitreichenden 

Machtbefugnissen aus. Beispielsweise fungiert der Präsident als Oberbefehlshaber der Armee und 

ernennt die Minister und den Vizepräsidenten. Effektive Kontrollorgane sind nicht vorgesehen (vgl. 

Weiland 2001, S. 5). Der Präsident nimmt folglich eine sehr bedeutende Position im 

Regierungssystem Afganistans ein. Deshalb wurden Äußerungen des afghanischen Präsidenten als 

Staatsoberhaupt besondere Bedeutung bei der Analyse der Überzeugungsstrukturen beigemessen. 

 

3.4 Die Staatsbildungsmaßnahmen der internationalen 

Gemeinschaft seit 2001 im Überblick 
Nach der hier ausgeführten theoretischen Betrachtung des state-building möchte ich nun abschließend 

noch einen Überblick über die bereits getätigten Staatsbildungsmaßnahmen der internationalen 

Gemeinschaft seit 2001 geben. Die drei prominentesten Maßnahmen der internationalen 

Gemeinschaft in Afghanistan sind die NATO-Missionen International Security Assistance Force 

(ISAF) und Resolute Support (RSM), sowie die UN-Mission United Nation Assistance Mission in 

Afghanistan (UNAMA). Doch vor der Implementierung dieser externen Staatsbildungsmaßnahmen 

stand als Reaktion auf die Anschläge des 11. Septembers 2001 die Operation Enduring Freedom 

(OEF). Diese begann am 07. Oktober 2001 mit dem Bombardement Afghanistans durch die U.S.-
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Luftwaffe. Erklärtes Ziel der Operation Enduring Freedom war es die Taliban und Al-Quaida zu 

vernichten. Dies gelang auch vorerst, denn schon nach zwei Monaten galten die Taliban als gestürzt 

und zogen sich stark dezimiert in die Grenzregion zu Pakistan zurück. Nach dem Fall der Taliban 

wurde auf der Petersberger Konferenz 2001 mit verschiedenen afghanischen Gruppierungen über den 

politischen Wiederaufbau und eine Übergangsregierung beraten. Dabei wurde nach intensiven 

Verhandlungen und unter enormen Druck der UN und der USA Hamid Karzai zum 

Interimspräsidenten erkoren. Im Rückblick konnten die Ziele des Petersberger-Abkommens erreicht 

werden. Sie sahen beispielsweise die Einberufung einer Emergency Loya Dschirga vor, die Karzai im 

Juni 2002 als Präsident der Übergangsregierung bestätigte. Des Weiteren wurde im Januar 2004 eine 

Constitutional Loya Dschirga einberufen, welche die neue Verfassung Afghanistans verabschiedete. 

Seitdem ist Afghanistan eine Islamische Republik
8
. Mit den Präsidentschaftswahlen 2004, in denen 

Hamid Karzai als Präsident Afghanistans bestätigt wurde, und den Parlamentswahlen 2005 konnte der 

Petersberger Prozess, wenn auch zeitlich verzögert, abgeschlossen werden (vgl. Schetter 2007, S. 81-

87). 

 

Im Nachgang der Petersberger Konferenz wurde die ISAF Schutztruppe ins Leben gerufen. Diese 

gründet sich auf die UN-Resolution 1386 vom 20. Dezember 2001. In dieser kam der UN-

Sicherheitsrat der Bitte der Petersberger Konferenz nach, eine internationale Schutztruppe zu 

autorisieren. Inhaltlich war die ISAF-Mission daran orientiert ein sicheres Umfeld für den 

Wiederaufbau Afghanistans zu schaffen. Dabei wurden ab Herbst 2002 die sogenannten Provincial 

Reconstruction Teams (PRT) ins Leben gerufen, welche sich auch teilweise unter dem ISAF-Mandat 

befanden. In den größten Städten Afghanistans etablierten die USA PTRs, die sich aus 50 bis 400 

Militärs und Entwicklungshelfern zusammensetzten und so für Sicherheit und die Realisierung 

kleinerer Wideraufbauprojekte Sorge tragen sollten (vgl. Schetter 2007, S. 86 und Greiner 2011, S. 

42). Beispielsweise übernahm die Bundeswehr die PTRs in Kundus und Faisabad. Die Aufgaben der 

ISAF-Mission weiteten sich jedoch vom bloßen Wiederaufbau im Laufe der Jahre via UN-Mandat 

immer weiter aus. So kam es dazu, dass auch zunehmend Verbände, die im Zusammenhang mit der 

Operation Enduring Freedom gekämpft hatten, nun unter dem Befehl der ISAF Schutztruppe standen. 

Wiederaufbau und Aufstandsbekämpfung vermischten sich folglich (vgl. Schetter 2007, S87). 

Ebenfalls im Kontext der Petersberger Konferenz wurden im Januar 2002 auf der Geberkonferenz in 

Tokyo Wiederaufbauhilfen in Höhe von 4,5 Mrd. US Dollar beschlossen (Weiland 2011, S. 2). 

 

Des Weiteren wurde im Jahr 2002 die Unterstützungsmission der Vereinten Nationen UNAMA durch 

die UN-Resolution 1401 begründet. Diese Mission soll der afghanischen Regierung beim Auf- und 

Ausbau rechtsstaatlicher Strukturen helfen und die innerstaatliche Versöhnung fördern. Dabei nimmt 

die UNAMA-Mission eine zentrale Rolle bei der Koordinierung des Wiederaufbaus in Afghanistan 

ein. Im Verlauf des Jahres 2002 beschließt eine weitere Geberkonferenz in Genf Vereinbarungen über 

                                                 
8
Nähere Informationen zum Regierungssystem sind im Abschnitt 3.3 zu finden. 
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einen Reformprozess für den Sicherheitssektor in Afghanistan. Demnach werden fünf sogenannte 

Führungsnationen für einzelne Säulen der Reformen verpflichtet. Die USA sind für die Militärreform 

und den Armeeaufbau zuständig, Deutschland unterstützt eine Polizeireform, die Reform des 

Justizsektors wird von Italien übernommen, die Demobilisierung, Entwaffnung und Reintegration von 

ehemaligen Milizen befindet sich in der Verantwortung von Japan und die Drogenbekämpfung wird 

von Großbritannien geleitet (vgl. ebenda, S. 3). 

Auf Grund der zunehmenden Bindung der USA im Irak übernimmt im August 2003 die NATO die 

Führung der ISAF. Hierbei wird die NATO-Mission in fünf Phasen gegliedert. Phase 1: Beurteilung 

und Vorbereitung, Phase 2: Erweiterung des Aktionsradius auf Gesamt-Afghanistan, Phase 3: 

Stabilisierung, Phase 4: Übergang, Phase 5: Truppenverlegung (vgl. Schetter 2007, S. 87 und Weiland 

2011, S. 4). 

 

Des Weiteren engagiert sich die Bundeswehr von 2003 bis 2005 bei dem Programm zur 

Demobilisierung, Entwaffnung und Reintegration ehemaliger Milizen (DDR). Dieses soll ehemalige 

afghanische Milizen entwaffnen und in die afghanische Gesellschaft reintegrieren. Im Jahr 2004 

findet die Afghanistan-Konferenz in Berlin statt, dabei werden 7,4 Mrd. US Dollar an Hilfsgeldern 

beschlossen. Die Quintessenz der Konferenz lautet, dass durch gemeinsame Anstrengungen seitens 

der internationalen Gemeinschaft und Afghanistans unter dem Dach der UN ein erfolgreicher 

Staatsbildungsprozess möglich sei. Dennoch war Afghanistan nach knapp 5 Jahren der externen 

Staatsbildung noch weit von Frieden und Stabilität entfernt. So wurde auf der Afghanistan Konferenz 

2006 in London der Afghanistan Compact beschlossen (vgl. Weiland 2011, S. 5 ff). In diesem einigte 

sich die internationale Gemeinschaft darauf ihr Engagement in Afghanistan fortzuführen
9
. 

 

Im Jahr 2007 erteilt der Bundestag das Mandat, sechs Kampfflugzeuge des Typs Tornado zu 

Aufklärungszwecken nach Afghanistan zu entsenden. Anschließend wird im Juni desselben Jahres 

neben der bereits vorhanden Mission des Operational Mentoring und Liasion Teams (OMLT), welches 

den Auf- und Ausbau der Afghan National Army (ANA) fördert, die europäische Polizeimission 

EUPOL etabliert. Ziel des EUPOL ist es die Reform der afghanischen Polizei voranzutreiben, die 

Justiz in Afghanistan aufzubauen, Richter und Strafverteidiger auszubilden und die Zusammenarbeit 

von Staatsanwaltschaft und Polizei zu verbessern (ebenda, S. 10). 

 

2008 entwirft die afghanische Regierung ein auf fünf Jahre angelegtes Strategiepapier namens Afghan 

                                                 
9
Der Afghanistan Compact stellt die Grundlage für die Zusammenarbeit zwischen der afghanischen Regierung 

und der internationalen Gemeinschaft für die zweite Phase des Wiederaufbaus (2006-2010) dar. Er 

formuliert Ziele und Strategien in den Bereichen, Sicherheit, 

Governance/Rechtsstaatlichkeit/Menschenrechte, wirtschaftliche und soziale Entwicklung und 

Drogenbekämpfung. Dafür werden durch die internationale Gemeinschaft 10 Mrd. US Dollar an 

Wiederaufbauhilfe zugesichert. Für weiterführende Informationen siehe hierzu: Weiland, Gesche (2011): 

Eckdaten der politischen Entwicklung in Afghanistan seit 2001 und des deutschen Bundeswehreinsatzes 

(ISAF). Afghanistan-Chronologie. SWP-Chronologie, Juni 2011. Stiftung Wissenschaft und Politik. 

Deutsches Institut für Internationale Politik und Sicherheit.Berlin.  
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National Development Strategy (ANDS). Diese gilt als zentrales Konzept für die Zukunft 

Afghanistans und macht deutlich, was schon beim NATO-Gipfel 2008 in Bukarest beschlossen wurde. 

Afghanistan solle beim Wiederaufbau des Landes mehr Führung und Verantwortung übernehmen. 

Dafür wurden zur Unterstützung des ANDS Hilfsgelder in Höhe von 20 Mrd. US-Dollar auf der 

Afghanistan-Konferenz in Paris im selben Jahr bewilligt. Auch die USA verändern ihre 

Afghanistanstrategie und plädieren ab 2009 für eine schnelle Übergabe der Verantwortung an die 

afghanische Armee bis 2014. Die vormals mit relativ wenigen Soldaten (5.581 im Jahr 2003) 

ausgestatteten Afghanistan Missionen wurden nun umfangreich aufgestockt. So kam es, dass 2011 

130.670 Soldaten im Zusammenhang mit der ISAF-Mission in Afghanistan stationiert waren 

(Informationsstelle Militarisierung 2011, S. 1)
10

. 

 

Nach dieser großangelegten Militäroffensive in der die USA vermehrt auf Radarflugzeuge der NATO 

und auf Drohnen zur Aufstandsbekämpfung zurückgriffen, läuteten die USA ab 2011 den Rückzug der 

Truppen aus Afghanistan ein. Diese Entscheidung wurde von mehreren internationalen Gremien und 

Konferenzen bestätigt und mitgetragen. Beispielsweise beschloss die Londoner Afghanistan 

Konferenz 2010 die Finanzhilfen und ausländische Truppen aufzustocken, um die afghanische 

Regierung schrittweise dazu zu befähigen die Sicherheitsverantwortung im Land zu übernehmen. Die 

Übergabe der alleinigen Verantwortung an Afghanistan wurde dann offiziell im 

Abschlusskommuniqué der Kabuler Afghanistan Konferenz im Juli 2010 verankert. So wurde 

Afghanistan zwei Jahre später im Rahmen der Afghanistan-Konferenz in Tokyo noch mehr in die 

Verantwortung beim Staatsaufbau genommen (vgl. Weiland, S. 16-19 und Auswärtiges Amt 2012). 

Mit dem Tokyo Mutual Acountability Framework (TMAF) beschlossen die internationale 

Gemeinschaft und die afghanische Regierung die Rahmenbedingungen des zivilen Aufbaus nach dem 

internationalen Truppenabzug 2014. Hierbei wurden 16 Mrd. US Dollar Hilfsgelder bis einschließlich 

2015 beschlossen. Im Gegenzug verpflichtet sich die afghanische Regierung zu Fortschritten im 

Staatsaufbau und postulierte in diesem Zusammenhang fünf konkrete Ziele (vgl. Auswärtiges Amt 

2012)
11

. Laut dem damaligen Außenminister Westerwelle werden „keine Blankoschecks ausgestellt 

[…] man erwarte greifbare Ergebnisse als Gegenleistung“ (Auswärtiges Amt 2012). So wurden die 

Verpflichtungen Afghanistans im Staatsbildungsprozess, die schon in der Afghanistan Konferenz in 

Bonn 2011 angelegt waren, einen Schritt weitergeführt. Die Bereitschaft der internationalen 

Gemeinschaft Afghanistan zu unterstützen hängt nun von den Fortschritten des Landes ab (vgl. 

                                                 
10

Für weitere Informationen über das Truppenkontingent der ISAF im Zeitverlauf zwischen 2003 und 2011 

siehe Informationsstelle Militarisierung e.V. Factsheet Afghanistan: http://imi-

online.de/download/afghanistan_factsheet2011_web.pdf (letzter Aufruf: 02.05.2015) 
11

Die fünf Ziele des TMAF lauten: Ziel 1:Die Durchführung von transparenten demokratischen Wahlen. Ziel 2: 

Achtung der Menschenrechte, von Rechtsstaatlichkeit und Good Governance. Ziel 3: Reform und 

Verbesserung des Banken- und Finanzsektors Ziel 4: Verbesserung der Steuereinnahmen und der 

Haushaltsplanung. Ziel 5: Nachhaltiges Wachstum. Das gesamte Tokyo Mutual Acountability Framework ist 

einzusehen  

unter: http://www.mofa.go.jp/region/middle_e/afghanistan/tokyo_conference_2012/tokyo_declaration_en2.html 

(letzter Aufruf: 06.05.2015) 

http://imi-online.de/download/afghanistan_factsheet2011_web.pdf
http://imi-online.de/download/afghanistan_factsheet2011_web.pdf
http://www.mofa.go.jp/region/middle_e/afghanistan/tokyo_conference_2012/tokyo_declaration_en2.html
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Auswärtiges Amt 2015a).
12

 Auch der NATO-Gipfel 2012 in Chicago sicherte das Engagement der 

internationalen Gemeinschaft in Afghanistan nach 2014 zu und legte den Grundstein für die 

Nachfolgemission der ISAF-Schutztruppe. Im Rahmen des Tokyo-Prozesses wurde am 05. April 2014 

die erste Runde der Präsidentschaftswahlen durchgeführt. Nachdem keiner der beiden 

Präsidentschaftskandidaten die erforderlichen Mehrheiten auf sich vereinen konnte, kam es am 

14.06.2014 zwischen Mohammad Ashraf Ghani und Abdullah Abdullah zur Stichwahl. Hierbei fiel 

die hohe Wahlbeteiligung der Bevölkerung an beiden Wahltagen auf. Diese wurde jedoch im 

Widerspruch zum Ziel des TMAF von späteren Betrugsvorwürfen und Wahlfälschungen überschattet. 

Trotzdem wurde Ghani nach einer Überprüfung der Wahlergebnisse unter internationaler Aufsicht am 

29. September 2014 als Präsident anerkannt. Der unterlegene Abdullah Abdullah bekleidet nun das 

neugeschaffene Amt des Regierungsvorsitzenden (vgl. Auswärtiges Amt 2015b). 

 

Vor diesem Hintergrund diente die Afghanistan Konferenz 2014 in London vornehmlich dazu die 

neue Regierung der Nationalen Einheit unter Ashraf Ghani und ihre Einigung über die 

Regierungsbildung zu begrüßen und sich solidarische zu zeigen. Die geplante Evaluierung der TMAF 

aus dem Jahr 2012 und eine Aktualisierung der Reformforderungen unterblieb jedoch und wurde auf 

Herbst 2015 verschoben (vgl. Auswärtiges Amt 2105b). Die Verantwortung für den Wiederaufbau und 

die Staatsbildungsmaßnahmen wird also immer mehr an Afghanistan übergeben. Die externen 

Staatsbildungsmaßnahmen treten in den Hintergrund, wenn gleich das Engagement der 

internationalen Gemeinschaft keineswegs beendet ist. Dies zeigt sich in der Verlängerung der 

UNAMA-Mission um ein weiteres Jahr im März 2015 (Resolution 2210 der UN). Auch durch die 

Nachfolgemission der ISAF-Schutztruppe, der Resolute Support Mission wird die internationale 

Gemeinschaft in Afghanistan präsent bleiben (vgl. ebenda), jedoch in geringerem Maße als noch zu 

Zeiten der US-amerikanischen Militäroffensive von 2009/10. Der Truppenabzug ist in vollem Gange. 

So befanden sich im September 2014, also vier Monate vor dem offiziellen Ende der ISAF-Mission, 

nur noch 41.124 Mann der Schutztruppe in Afghanistan. Das deutsche Truppenkontingent besteht 

dabei aus 1.599 Mann. Damit stellt Deutschland neben den USA und Großbritannien kurz vor dem 

Ende der ISAF-Mission am 31. Dezember 2015 das drittgrößte Truppenkontingent (Statista, 2015).
13

 

Bis Ende 2015 sollen jedoch noch mehr Truppen aus Afghanistan abgezogen werden. Die Zahl der 

verbleibenden Soldaten der internationalen Gemeinschaft wird sich so auf 13.000 Mann bis 

Jahresende 2015 reduzieren (Zeit Online, 2015). 

 

                                                 
12

Dies zeigt sich auch in der wörtlichen Formulierung. Im Zusammenhang mit der Bonner Afghanistan 

Konferenz 2011 war noch von wechselseitigen Verpflichtungen (mutual commitments) die Rede. 

Wohingegen seit dem TMAF von wechselseitiger Rechenschaft (mutual acountability) gesprochen wird. Für 

nähere Informationen hierzu siehe Auswärtiges Amt 2015: http://www.auswaertiges-

amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Afghanistan/Bilateral.html (letzter Aufruf: 06.05.2015) 
13

Nähere Informationen über die Truppenkontingente der ISAF im Jahr 2014 siehe unter: 

http://de.statista.com/statistik/daten/studie/4189/umfrage/afghanistan-truppenkontingente-der-isaf/ 

 (letzter Aufruf: 02.05.2015) 

http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Afghanistan/Bilateral.html
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Afghanistan/Bilateral.html
http://de.statista.com/statistik/daten/studie/4189/umfrage/afghanistan-truppenkontingente-der-isaf/
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Die Entwicklungen der letzten Jahre zeigen also, dass Afghanistan nach und nach mehr 

Verantwortung im Staatsbildungsprozess übergeben wird. Des Weiteren ist das Militär der 

internationalen Gemeinschaft, vornehmlich das der USA auf dem Rückzug. Der zivile Aufbau steht 

nun vermehrt im Vordergrund. Dieser Überblick der Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan seit 

2001 fokussierte sich vornehmlich auf die Maßnahmen der internationalen Gemeinschaft wie NATO, 

UN oder der USA. Die Tatsache, dass nicht nur Staaten oder internationale Organisation am 

Staatsbildungsprozess in Afghanistan beteiligt sind, soll jedoch nicht unter den Tisch fallen. Eine 

Vielzahl von NGOs und anderen Institutionen sind am Staatsbildungsprozess beteiligt und leisten 

Aufbauarbeiten. Ein Überblick über dieses große Feld der Nicht-staatlichen Akteure in Afghanistan 

würde jedoch den vorgegeben Rahmen meiner Abschlussarbeit sprengen. 

 

4. Methodische Grundannahmen 
Unerlässlich für jede Forschungsarbeit ist es die Vorannahmen des Forschenden verständlich und 

erkenntlich zu machen. Deshalb soll in den folgenden Kapiteln die methodische Vorgehensweise der 

Arbeit vorgestellt sowie eine epistemologische Reflexion der Forscherin erfolgen. Hierbei werde ich 

mich der Methode der Grounded Theory gemäß ihrer Ausformung nach Anselm Strauss (und Juliet 

Corbin) bedienen, um die grundsätzlichen Überzeugungsstrukturen und Strategien/Ziele der 

afghanischen Regierung sowie der deutschen Regierung bezüglich der Staatsbildungsmaßnahmen zu 

rekonstruieren. Die vom Pragmatismus inspirierte Grounded Theory sensu Strauss bietet sich hierbei 

an, da diese in ihren Grundannahmen mit den formaltheoretischen Vorannahmen des amerikanischen 

Pragmatismus harmonieren, welche ich ebenfalls in meiner Arbeit verwenden möchte (vgl. Strübing, 

2008, S. 9). Dies ergibt sich daraus, dass der Pragmatismus und die Methodologie der Grounded 

Theory in ihren Grundannahmen auf dieselben epistemologischen Wurzeln zurückgehen. Die 

Verortung der Grounded Theory im Pragmatismus vor allem bezüglich ihres Wirklichkeitsbegriffs im 

Verhältnis zur Theorie wird im Folgenden deutlich: 

 

„Wir lehnen uns hier eng an die Position des amerikanischen Pragmatismus an.: Eine 

Theorie ist nicht die Ausformulierung einiger entdeckter Aspekte einer bereits 

existierenden Wirklichkeit 'da draußen'. […] Unser Standpunkt ist, dass Wahrheit im 

Handeln entsteht...: Theorien sind Interpretationen, die von gegebenen Perspektiven aus 

gemacht werden, wie Sie von Forschenden übernommen oder erforscht werden. Zu sagen, 

dass eine gegebene Theorie eine Interpretation ist – und damit fehlbar – bedeutet, nicht zu 

bestreiten, dass Urteile über ihre Stimmigkeit und ihren voraussichtlichen Nutzen getroffen 

werden können“ (Strauss/Corbin, 1994, S. 279 zitiert nach Strübing, 2008, S. 38) 

[Hervorhebungen durch die Verfasserin]. 

 

Die Wirklichkeit befindet sich so also immer in einem intersubjektiv geteilten kontinuierlichen 
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Herstellungsprozess. Die Welt 'da draußen' existiert für uns nur durch die tägliche intersubjektive 

Auseinandersetzung mit „Elementen der sozialen wie der stofflichen Natur“ (ebenda). Laut Strübing, 

werden diese somit zu Objekten und können deshalb Bedeutung für uns erlangen. Daher folgt aus den 

Annahmen der Grounded Theory kein völliger Relativismus, sondern es ist möglich Aussagen über 

diese intersubjektiv geteilte (und somit 'hergestellte') Welt 'da draußen' zu machen. Da wir uns diese 

Bedeutungen qua Kommunikation im „Prozess der wechselseitigen Symbolisation gegenseitig 

anzeigen können“ (ebenda) bildet somit die Rekonstruktion dieser Bedeutungen ein relevantes 

Forschungsinteresse (vgl. Franke/Roos, 2010, S. 21f.). Weiterhin hängt die Wahrnehmung unserer 

sozialkonstruierten Realität immer von der Perspektive ab in der wir uns gerade befinden. Sie wird 

gemeinhin von unserer raum-zeitlichen und sozialen Gebundenheit geprägt (vgl. Strübing, 2008, S. 

38f.). Diesem Wirklichkeitsbegriff folgend ist es nun möglich Theorien nicht als 

 

„[...] Entdeckungen einer als immer schon gegeben zu denkenden Realität, sondern 

[als] beobachtergebundene Rekonstruktionen [zu begreifen].“ (ebenda, S. 39) 

 

Theorien sind demzufolge also immer ex post Rekonstruktionen der Wirklichkeit und damit personen- 

bzw. beobachtergebunden. Deshalb ist es aus einer pragmatistischen Perspektive undenkbar eine 

universelle Wahrheit oder eine universelle Theorie zu bilden. Vielmehr sind Theorien und 

'Wahrheiten' einer sich immer wandelnden Prozessualität ausgesetzt (ebenda). Roos beschreibt die 

Prozessualität der Theorien und der damit verknüpften relativen 'Wahrheiten' als sprachlich 

vermittelte sinntragende Zeichen, die durch den Wandel der Sprachzeichen und dem damit 

verbundenen Bedeutungswandel einer ständigen Prozessualität unterliegen (vgl. Franke/Roos, 2010, 

S. 12). Im Bewusstsein dieser Vorannahmen bestimmen bei der Grounded Theory nach Strauss 

Sprechhandlungen menschlicher Akteure und die davon ausgehenden Wirkungen das 

Weltgeschehen.
14

 Von dieser Annahme ausgehend, legt die Grounded Theory vermehrt das 

Augenmerk auf Sprechhandlungen. Sprechhandlungen werden dem Forschendem durch ihr Vorliegen 

in „textförmig protokollierten Spuren menschlicher Interaktion“ (Franke/Roos, 2010, S. 296) 

zugänglich und können so von ihm interpretiert und rekonstruiert werden. Herborth betont hierbei in 

seinen Ausführungen zu rekonstruktiver Forschungslogik, dass man sich Zugang zu sozialem 

Handeln eben nur durch Texte verschaffen könne. Diese fungieren als Protokolle sozialen Handelns 

und können deshalb einen harten und belastbaren Ausgangspunkt der Forschung beispielsweise im 

Zuge der Forschung mit der Grounded Theory bieten (vgl. Herborth, 2010, S. 280-283). 

  

                                                 
14

Hierbei macht Herborth klar und betont noch einmal: "Die pragmatische Bedeutung einer Äußerung liegt nicht 

in den Intentionen des Sprechers, sondern in der Wirkung, die dieser Satz auf eine bestimmte Gemeinschaft 

von Sprechern hat." (Herborth, 2010, S. 281) 
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Im Hinblick auf die theoretische Rahmung dieser Arbeit, ist die folgende pragmatische Annahme 

außerdem von besonderer Wichtigkeit. Demnach ist das Handeln einzelner Akteure von durchaus 

spezifischen aber prinzipiell wandelbaren Überzeugungsstrukturen angeleitet. Dabei definieren 

Überzeugungsstrukturen die Positionen und Ziele der politischen Akteure und werden als Netz von 

handlungsleitenden Regeln vermittelt (vgl. Franke/Roos, 2010, S. 295 ff.). Folglich ist es mit Hilfe 

der Grounded Theory Methodologie möglich die Überzeugungsstrukturen der afghanischen sowie der 

deutschen Regierung bezüglich der Staatsbildungsmaßnahmen der internationalen Gemeinschaft zu 

rekonstruieren. Aufbauend auf der Analyse der Überzeugungsstrukturen werden dann in einem 

zweiten Schritt die Strategien und Ziele der afghanischen Regierung bezüglich des 

Staatsbildungsprozesses in Afghanistan rekonstruiert. Um diese Überzeugungsstrukturen aus den 

vorhandenen Daten zu extrapolieren wird die Grounded Theory Methodologie verwendet werden. 

 

4.1 Der amerikanische Pragmatismus 
Der amerikanische Pragmatismus, den ich in meiner Arbeit als theoretischen Rahmen setze, wurde 

von Wissenschaftlern wie Charles Sanders Peirce, William James und später auch von George Herbert 

Mead und John Dewey geprägt (vgl. Strübing, 2008, S. 39 f.). Die philosophische Strömung des 

amerikanischen Pragmatismus stellt sich im Grundsatz als eine Theorie des menschlichen Denkens 

und Handelns dar. Sie beschäftigt sich mit der Frage: Wie gelangen Menschen zu ihren 

Überzeugungen und welche Handlungen leiten sie daraus ab? Im Kern der Sache geht es also darum, 

dass Überzeugungen Handlungsregeln anleiten (vgl. Hellmann, 2010, S. 150 ff.). Kurz: „Belief is a 

rule for action“ (Peirce, 1997 [1878], S. 33, zitiert nach Hellmann, 2010, S. 151). Diese 

Überzeugungen, die handlungsleitend fungieren sind jedoch keineswegs festgefügte oder unflexible 

„Überzeugungsstrukturen“ (Franke/Roos, 2010, S. 296). Die Überzeugungen eines Individuums 

werden so lange nicht hinterfragt und als „maxim of conduct“ (Peirce, 1974, S. 21) erachtet wie sie in 

der Interaktion mit ihrer Umwelt nicht herausgefordert werden. Der Rückgriff auf eine bestimmte 

Überzeugung ist insofern kein fortwährend andauernder Zustand. Hierbei weist Hellmann darauf hin, 

dass Handlungen, die von (routinisierten oder neuen) Überzeugungsstrukturen ausgelöst werden, 

früher oder später zu Zweifeln führen. Dieser Zweifel führt dann über den Weg der Reflexion zu einer 

neuen Überzeugungsstruktur, derer sich solange bedient wird, bis sie wieder auf einen Zweifel im 

Handlungsprozess stößt. Das heißt, früher oder später gerät jede „maxim of conduct“ (ebenda.) in 

eine Bewährungskrise. Die Reflexion der Überzeugungsstrukturen wird dabei als kreative Leistung 

des Handelnden angesehen (vgl. Hellmann, 2010, S. 152). Kreativität wird dabei als Leistung 

innerhalb einer Situation gesehen, die einer Lösung bedarf. Demnach erscheint es unmöglich 

Handlungen und Überzeugungen losgelöst vom Kontext, indem sich der Handelnde befindet, zu 

sehen (ebenda, S. 153). Genauso verhält es sich mit den Zielen und Strategien der Individuen, auch 

sie können nicht losgelöst von ihrem Kontext betrachtet werden. Selbst wenn Handlungspläne 

vorliegen wird im konkreten Handlungskontext immer ein konkreter Handlungsverlauf konstruktiv 
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erzeugt und ist offen für eine Revision. Aus der pragmatischen Perspektive trifft es eben nicht zu, dass 

das Handlungsziel von vorne herein feststeht und nur noch die Mittelwahl dem Ziel angepasst werden 

müsse (vgl. ebenda, S. 153 ff.). Vielmehr ist es so, dass Ziele und Mittel in einem komplexen 

Wechselspiel miteinander stehen. Sie spezifizieren und revidieren sich fortlaufend: 

 

„Indem wir erkennen, dass uns bestimmte Mittel zur Verfügung stehen, stoßen wir erst 

auf Ziele, die uns vorher gar nicht zu Bewusstsein kamen. Mittel spezifizieren also nicht 

nur Ziele, sie erweitern auch den Spielraum möglicher Zielstellungen“ (Hellmann, 

2010, S. 153, zitiert nach Joas, 1992b, S. 227) 

 

Die wie oben geschilderte pragmatische Theorie war ursprünglich für das Denken und Handeln von 

Individuen in der Gesellschaft entwickelt worden. Ulrich Roos macht jedoch mit seinem Konzept der 

„Struktur[en] kollektiven Handelns“ (Roos, 2010, S. 59) plausibel, dass diese pragmatische Theorie 

auch ebenso auf ganze Staaten anwendbar ist. Der Staat an sich ist hierbei kein Akteur, sondern die 

ihm innewohnenden Menschen repräsentieren die Strukturen kollektiven Handelns in ihren jeweiligen 

Ausformungen. Im Falle meines Forschungsinteresses werde ich dabei vor allem die Struktur des 

kollektiven Handelns der Regierung Afghanistans und der deutschen Bundesregierung betrachten. Die 

Tatsache, dass Menschen solche Strukturen kollektiven Handelns repräsentieren, leitet sich aus ihrer 

Fähigkeit ab, als lebendige, handelnde Wesen mit der Umwelt durch ein kommunikatives 

Zeichensystem in Verbindung zu treten, diese Umwelt fortwährend zu reflektieren und daraus 

abduktive Schlüsse zu ziehen (vgl. Roos, 2010, S. 59-62). 

Angeleitet von diesen Vorannahmen möchte ich somit die Überzeugungsstrukturen der afghanischen 

Regierung und der Regierung Deutschlands als einer „Struktur kollektiven Handelns“ (Roos, 2010, S. 

59) untersuchen. Diese Überzeugungsstrukturen werden im Feld der internationalen Beziehungen qua 

sprachlicher Äußerungen, die als textförmige Spuren vorliegen, erkennbar. Ausgehend von der 

Analyse der handlungsleitenden Überzeugungsstrukturen, stellt sich mir also die Frage, welches Bild 

die afghanische sowie die deutsche Regierung von den Staatsbildungsmaßnahmen der internationalen 

Gemeinschaft zeichnen und welche Strategien und Handlungsziele sich deshalb in den Sprechakten 

der Regierungen bezüglich dieses Themas verbergen. 

 

4.2 Die Grounded Theory 
Die Grounded Theory

15
 steht in einem engem Zusammenhang mit dem amerikanischen 

Pragmatismus, welche durch Arbeiten von Wissenschaftlern wie John Dewey oder George Herbert 

Mead mitbegründet wurden (vgl. Kelle, 2011, S. 244). Sie ist jedoch nicht nur durch ihre „geistige 

Verwandschaft“ zum Pragmatismus – wie oben ausgeführt wurde – für meine Arbeit von Nutzen. 

                                                 
15

in der Ausprägung nach Strauss (und Corbin). 
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Grundsätzlich meint Grounded Theory „die regelgeleitete, kontrollierte und prüfbare „Entdeckung“ 

von Theorie aus Daten/Empirie“ (Mey/Mruck, 2011, S. 11), es wird also eine „empirisch begründete“ 

Theorie gebildet (vgl. Strübing, 2008, S. 8). 

 

Hierbei stützt sich die Methode der Grounded Theory auf einen offenen und flexiblen 

Forschungsprozess, der an die Erfordernisse des Gegenstandes in seinem Ablauf und seiner 

Ausgestaltung angepasst werden kann. Dies wird durch die „zeitliche Parallelität und wechselseitige 

funktionale Abhängigkeit der Prozesse von Datenerhebung, -analyse und Theoriebildung“ (Strübing, 

2008, S. 14) deutlich. So stellt Strübing fest, dass weder die Datenerhebung noch die Analyse oder die 

Theoriebildung als prinzipiell vollständig abschließbare Prozesse verstanden werden können. Im 

Sinne eines Theorie-/Wirklichkeitsverständnisses, das eine Prozessualität von Theorien postuliert, die 

sich immer im Wandel befinden (siehe oben) ist diese Annahme der Unabschließbarkeit des 

Forschungsprozesses an sich nur logisch. Die Offenheit des Forschungsprozesses darf wiederum nicht 

mit einem „anything goes“ gleichgesetzt werden. Sie verleiht dem Forschenden zwar ein großes Maß 

an Flexibilität. Gleichwohl fordert dies auf Seiten des Forschenden aber auch einen hohen Grad an 

Selbstreflexion. 

 

Um diesen Grad an Selbstreflexion im Forschungsprozess zu erreichen und die Forschung qua 

Dokumentation intersubjektiv nachvollziehbar zu machen, empfiehlt sich das kontinuierliche 

Schreiben von Memos. Beim Schreiben dieser Memos wird der erreichte Erkenntnisfortschritt 

dokumentiert und reflektiert (vgl. Mey/Mruck, 2011, S. 15). Der Ablauf eines Forschungsprozess, der 

die Methode der Grounded Theory anwendet, ist demnach von spezifischen Charakteristika geprägt 

und 

 

„erfordert einen ständigen Wechsel zwischen Handeln (Datenerhebung) und Reflexion 

(Datenanalyse und Theoriebildung).“ (Mey/Mruck, 2011, S. 23). 
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Dabei ist anzumerken, dass 

 

„Analyse und Theoriebildung bereits mit dem ersten erhobenen Datenmaterial 

[beginnen], sie dienen in aller Vorläufigkeit als Startpunkt für eine fortlaufende 

Präzisierung der Forschungsfrage und für kontinuierliche Hypothesen- und 

Theoriegenerierung“ (ebenda). 

 

Dieses zyklische Modell des Forschungsprozesses bleibt nicht ohne Folgen für die Auswahl der 

Daten, die analysiert bzw. erhoben werden müssen. Dem Prinzip des Theoretical Samplings folgend, 

das Strauss und Glaser zusammen entwickelten, ähnelt die Auswahl der zu analysierenden Daten 

einer Kette, welche die aufeinander aufbauenden Auswahlentscheidungen entlang des 

Forschungsprozesses darstellt. Dabei werden die Auswahlkriterien im Projektverlauf zunehmend 

spezifischer und eindeutiger. Die Datenauswahl soll demzufolge mit dem Ziel erfolgen „im Wege des 

ständigen Vergleichens“ (Strübing, 2008, S. 31) neue Perspektiven, Dimensionen und Eigenschaften 

der Konzepte zu erarbeiten und neue Konzepte zu entwickeln (siehe auch ebenda). Das Sampling ist 

beendet, wenn die theoretische Sättigung oder Theoretical Saturation der Theorie erreicht ist. Das 

heißt, dass im Zuge weiterer Vergleichsprozesse und weiterer Datenanalyse keine neuen Einsichten 

bezüglich des Gegenstandes und der entwickelten Konzepte mehr erfolgen (vgl. Mey/Mruck, 2011, S. 

28 f.). 

 

Um Konzepte aus den vorliegenden „textförmigen Spuren menschlicher Interaktion“ (Franke/Roos, 

2010, S. 296) herausarbeiten zu können, müssen sie kodiert werden. Unter Kodieren versteht man in 

Bezug auf die Grounded Theory den Prozess der Auseinandersetzung mit dem empirischen Material 

bei dem Konzepte über eben jenes Material entwickelt werden (vgl. Strübing, 2008, S. 19). Anselm 

Strauss entwickelte ein dreistufiges Modell des Kodierens. Dieses setzt sich aus dem offenem 

Kodieren, dem axialen Kodieren und dem selektiven Kodieren zusammen. Diese drei Stufen des 

Modells implizieren aber keineswegs eine feste, vorgegebene Reihenfolge des Kodierens und sind 

nicht vollständig voneinander abtrennbar. 

 

Beginnen wir mit dem offenen Kodieren: Dieses charakterisiert sich als ein erstes 'Aufbrechen' der 

Daten. Dabei werden einzelne Phänomene herauspräpariert (vgl. ebenda, S. 19 ff.). Mey und Mruck 

sprechen hier von einem sehr genauen Analysieren der Materialien. Deshalb sind die zu 

analysierenden Segmente zu Beginn des Forschungsprojekts oftmals klein und können aus einzelnen 

Wörtern, Satzteilen oder Sätzen bestehen (Mey/Mruck, 2011, S. 25). Das axiale Kodieren dient dazu, 

zwischen den bereits erarbeiteten Codes ein Zusammenhangsmodell herzustellen. So können im Wege 

kontinuierlichen Vergleichens Querverbindungen zwischen den Konzepten und dem Material 

hergestellt und geprüft werden. So kristallisieren sich nach und nach die zentralen theoretischen 
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Konzepte heraus (vgl. Strübing, 2008, S. 20), sogenannte Kernkategorien. Das selektive Kodieren 

zielt dann auf: 

 

„Die Integration der bisher erarbeiteten theoretischen Konzepte in Bezug auf diese 

wenigen „Kernkategorien“, d.h. es wird ein großer Teil des Materials re-kodiert, um 

die Beziehung der verschiedenen gegenstandsbezogenen Konzepte zu den 

Kernkategorien zu klären und eine theoretische Schließung herbeizuführen“ (ebenda). 

 

Im Zusammenhang mit der Entstehung der Grounded Theory während des Prozesses des Kodierens 

steht das Prinzip der theoretischen Sensibilität. Dies meint, dass der Forschende zwar auf Theorien 

und heuristische Konzepte zurückgreift, um theoretisch relevante Kategorien in den Daten zu 

identifizieren, sich wiederum aber nicht von diesen theoretischen Konzepten vereinnahmen lässt. Die 

analytische Distanz und der Wille sich von dem eigenen Datenmaterial überraschen zu lassen muss 

demnach stets gewahrt bleiben (vgl. Mey/Mruck, 2011, S. 31). 

 

4.3 Epistemologie und Relevanz der Arbeit 
Die Klärung der epistemologischen Verortung des Forschenden ist eine sehr wichtige Aufgabe im 

Verlauf eines Forschungsprozesses bzw. einer Forschungsarbeit. Hierdurch kommen wichtige 

Überzeugungen des Forschenden zum Ausdruck und es werden wichtige Hinweise für die Lesart 

einer Arbeit gegeben. Deshalb möchte ich im folgenden Abschnitt eine Reflexion über meine 

epistemologischen Überzeugungen formulieren. 

Dem pragmatischen Grundsatz der Fallibilität folgend gehe ich von der Annahme aus, dass 

„grundsätzlich alle Aussagen, also auch diejenigen über Falschheiten, unter dem Vorbehalt stehen 

unzutreffend sein zu können“ (Franke, 2010, S. 83). Deshalb empfiehlt es sich laut Franke „im Sinne 

einer epistemologischen Grundhaltung permanent alle eigenen Annahmen prinzipiell für fallibel zu 

erachten und sich darauf einzustellen auch eigene Überzeugungen wieder aufgeben zu müssen“ 

(ebenda). Diese von Franke vertretene pragmatische Denktradition teilt sich ihre Grundannahme mit 

Poppers Falsifikationsprinzip. Dieses besagt, dass „[...] alles was der Kritik bislang Stand gehalten 

hat, nur vorläufig – bis zum Beweis des Gegenteils – akzeptabel ist“ (Ritsert, 2009, S. 108, 

Franke/Roos, 2013, S. 21 f.). Dieses Bewusstmachen der Vorläufigkeit und Fallibilität der eigenen 

Erkenntnisse führt dazu, dass die Fähigkeit auf Seiten der Forschenden erhalten bleibt, sich von den 

eigenen Erkenntnissen irritieren zu lassen. So können sie möglichst offen an die eigene Fragestellung 

herangehen und bleiben während des Forschungsprozesses – in actu – offen für neue Entdeckungen 

(vgl. Franke/Roos, 2010, S. 285). Durch diese oben genannte Sensibilisierung für die Vorläufigkeit 

der Erkenntnisse bleibt die Möglichkeit bestehen, dass auch „besonders liebgewonnene Hypothesen“ 

(Franke/Roos, 2013, S. 14) des Forschenden als fallibel erachtet werden und somit falls notwendig 

modifiziert oder sogar verworfen werden müssen. 
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Des Weiteren gehe ich von der Annahme aus, dass es nicht möglich ist den Forschenden als außerhalb 

und abgeschnitten von seiner Forschung zu betrachten. Durch sein Verhaftetsein im 

Forschungsprozess und in der Sinnwelt seiner Umgebung wird ihm die Möglichkeit genommen die 

Realität in ihrem „objektiven, wahren“ Gehalt jemals gänzlich zu erschließen (vgl. ebenda, 2013, S. 

19 ff.). Folglich wird also das „sozialwissenschaftlich forschende Subjekt“ (ebenda) niemals die 

letztbegründbare einzige Wahrheit erschließen. Der Forschende verbleibt nie als ein neutraler 

Beobachter seines Forschungsgegenstandes, sondern ist immer zwangsläufig als Interpret seiner 

Daten tätig und bleibt als Subjekt dem Forschungsprozess verbunden (vgl. Strübing, 2008, S. 16). Aus 

dieser Verbundenheit des Forschenden mit dem Forschungsprozess heraus ergibt sich unter anderem 

das Problem, inwiefern mit seinem Vorwissen umgegangen werden soll.
16

 Glasers tabula rasa 

Mentalität, die den Ausschluss jeglichen Vorwissens während des Forschungsprozesses empfiehlt, 

stelle ich der Herangehensweise von Strauss gegenüber. Laut Strübing empfiehlt Strauss eine 

Integration des Vorwissens in den Forschungsprozess. Vorwissen soll demnach nicht als „gültige 

Aussagen über die Welt“ (Strübing 2008, S. 59) aufgefasst werden, sondern dieses soll eine Anregung 

darstellen das interessierende Phänomen aus verschiedensten Perspektiven zu betrachten (vgl. ebenda, 

S. 58 f). Die Offenheit des Forschenden wird also aufgrund seines Vorwissens nicht verloren gehen, 

wenn er einer offenen Forschungshaltung treu bleibt. Gemäß dieser Offenheit muss der Forschende 

auch von seinem Vorwissen abweichende Lesarten (die ihm vermeintlich unwahrscheinlich 

erscheinen) zu entwickeln suchen (vgl. Franke/Roos, 2010, S. 295f.). 

Zum Abschluss der Reflexion meiner epistemologischen Grundannahmen möchte ich noch darauf 

hinweisen, dass eine rekonstruktivistischer Forschungsansatz wie der der Grounded Theory die 

geläufigen Schlussformen Deduktion und Induktion um die Schlussform der Abduktion ergänzt (vgl. 

Franke/Roos, 2010, S. 14). Die Abduktion verstehe ich hierbei als einen „kreative[n] Prozess“ 

(Strübing, 2008, S. 42), der mit Eingebungen und Assoziationen, aber auch mit dem Modifizieren und 

Ausformulieren neuer theoretischen Annahmen einhergeht. Laut Peirce können so Hypothesen 

überhaupt erst entstehen (vgl. Franke/Roos 2010, S. 14). 

 

Diesen forschungspraktischen Überlegungen im Zusammenhang mit dem empirischen Teil meiner 

Forschung möchte ich eine generelle Reflexion über mein Verständnis von Wissenschaft und 

Wahrheit anschließen. Laut Weller ist es demnach unentbehrlich die Grundannahmen der eigenen 

Forschung zu beleuchten. Dabei reicht es nicht aus nur die Methodik der Arbeit zu reflektieren, 

sondern es muss auch eine wissenschaftstheoretische Reflexion stattfinden (vgl. Weller 2005, S. 35-

39). Wissenschaft ist für mich kein abgeschlossenes Teilsegment der Gesellschaft, welches (absolute) 

Wahrheiten produziert. Vielmehr ist Wissenschaft ein Teil gesellschaftlicher Kommunikation, in der 

                                                 
16

Strauss meint hierbei, wenn er auf den Begriff des Vorwissens rekurriert, einerseits das "Vorwissen aus Fach- 

und sonstiger Literatur sowie aus beruflicher und persönlicher Erfahrung" (Strauss/Corbin 1996, S. 25f., 

zitiert nach Strübing, 2008, S. 59). Das Vorwissen setzt sich also aus dem theoretischen/wissenschafttlichen 

Fachwissen und dem Alltagswissen zusammen. 
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Wirklichkeitskonstruktionen
17

 hervorgebracht werden. Deshalb wird die wissenschaftliche Analyse 

prinzipiell auch von Einflüssen, Abhängigkeiten und differierenden Beobachtungsweisen des 

Forschenden beeinflusst
18

. Daher muss jeder Forschende bei einer wissenschaftlichen Analyse 

plausibel machen, warum das Untersuchungsergebnis für die eine Deutung oder eine andere Deutung 

Partei ergreift. Nur so können die Hintergründe und Vorannahmen des Forschenden zu Tage treten. 

Dabei müsse auch die Kontingenz der eigenen Deutung reflektiert werden. Das heißt, unter anderen 

Umständen mit anderem Vorwissen und Einflüssen wäre das Untersuchungsergebnis womöglich 

anders gedeutet worden. Der Wissenschaftler müsse sich immer der Unterschiedlichkeit möglicher 

Deutungen bewusst werden. Bei diesen Deutungen der politikwissenschaftlichen Analyse handele es 

sich eben auch um Konstruktionen der Wirklichkeit, die im wissenschaftlichen Diskurs wie in der 

Öffentlichkeit höchst umstritten sind bzw. sein können (vgl. Weller 2005, S. 36). 

 

Des Weiteren beeinflusst die (politik)wissenschaftliche Analyse nach meinem Verständnis von 

Wissenschaft die Bedeutung des beforschten Gegenstands. Die (politik)wissenschaftliche Forschung 

selbst verändert also ihren Gegenstand dadurch, dass sie sich für die ein oder andere 

Wirklichkeitsdeutung entscheidet und so möglicherweise in den politischen Diskurs und in die 

Bedeutung des beforschten Gegenstands selbst eingreift (ebenda, S. 37). Dabei stellt sich die Leistung 

der Politikwissenschaft und der Wissenschaft im Allgemeinen für mich nicht in der Generierung von 

Wahrheiten für die konkrete politische Umsetzung dar.
19

 Vielmehr leisten politikwissenschaftliche 

Analysen einen mehr oder weniger großen Beitrag zum jeweiligen (politischen) Diskurs und zur 

Deutung von internationaler Politik. Das ist auch das Ziel meiner Arbeit, einen (wenn auch kleinen) 

Beitrag zum state-building Diskurs zu leisten. Hierbei möchte ich ein Deutungsangebot in Bezug auf 

die Überzeugungsstrukturen der afghanischen Regierung bezüglich der Staatsbildungsmaßnahmen 

sowie der damit zusammenhängenden Strategien und Ziele Afghanistans darlegen. 

  

                                                 
17

Ich beziehe micht hierbei auf die gesellschaftliche Konstruktion der Wirklichkeit nach Berger und Luckmann. 

Für ausführlichere Informationen über die gesellschaftliche Konstruktion der Wirklichkeit siehe: 

 Berger, Peter L./ Luckmann, Thomas (2013): Die gesellschaftliche Konstruktion der Wirklichkeit. Eine 

Theorie der Wissenssoziologie. Fischer; 6623. Fischer-Taschenbuch-Verlag. Frankfurt am Main. 
18

Siehe auch meine Anmerkung weiter oben zum Forschenden, der immer als Subjekt in seiner Forschung 

verbleibt und in seiner Subjektivität nicht vom Forschungsprozess zu trennen ist. 
19

Hierbei geht es mir nicht darum die politikberatende Dimension von politikwissenschaftlichen Analysen zu 

schmälern oder sogar zu negieren. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass die Politikwissenschaft und die 

Wissenschaft allgemein keine letztbegründbaren Wahrheiten schafft und so auch nicht in der Lage ist den 

politischen Praktikern den Königsweg für jegliches gesellschaftliches Problem an die Hand zu geben (vgl. 

Weller 2005, S. 39). 

 

 Meiner Meinung nach soll wissenschaftliche Analyse vor allem dazu beitragen, dass politische 

Zusammenhänge, Ereignisabfolgen, Strukturen und Entscheidungen verständlicher, erklärbarer werden und 

daran anschließend vielleicht sogar Theorieaussagen möglich sind. Dennoch bleibt jede wissenschaftliche 

Analyse ein Deutungsangebot (von vielen) und kann zwar politikberatend tätig werden jedoch ohne absolute 

Wahrheiten zur unmittelbaren politischen Umsetzung bereitzustellen. Diese stellen lediglich ein 

Deutungsangebot für politische Praktiker und den politischen Diskurs dar. (Weller 2005, S. 38f.). 
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Dabei sehe ich auch eine politikberatende Funktion meiner Arbeit, in dem Sinne, dass hier ein 

Deutungsangebot über die politischen Zusammenhänge und Überzeugungsstrukturen der 

afghanischen Regierung gemacht wird, um diese verständlicher und vielleicht sogar erklärbarer zu 

machen. So soll es gelingen einen Beitrag zum politischen Diskurs zu leisten, der auch Praktikern mit 

relevanten Informationen versorgt und die best-practices der Staatsbildung in Afghanistan offenlegt. 

 

Die oben aufgeworfenen Fragen führen mich zur generellen Frage, ob externe state-building 

Maßnahmen an sich sinnvoll sind. Zum momentanen Zeitpunkt meiner Forschung empfinde ich 

externe state-building Maßnahmen generell sinnvoll, da meiner Meinung nach die internationale 

Gemeinschaft nach Jahren der Intervention auch zu Zeiten der Sowjetunion eine Verantwortung 

gegenüber Staaten wie Afghanistan hat. Hier möchte ich mich Ghani et al. anschließen, der externe 

Staatsbildung generell für sinnvoll erachtet, dabei aber darauf hinweist, dass die Umstände, 

Bedingungen und Strategien der Geberländer sich radikal ändern müssen, um weiterhin von der 

Sinnhaftigkeit externen Staatsbildungsmaßnahmen ausgehen zu können (vgl. Ghani/ Lockhart/ 

Carnahan 2005, S. 1-5). Die Sinnhaftigkeit von externem state-building liege demnach in dem 

langfristigen Erfolg solcher Maßnahmen, die zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abschließend 

beantwortet werden kann. 

5. Analysematerial: 
Gemäß den Vorgaben der Grounded Theory soll mit Hilfe von „textförmige[n] Spuren menschlicher 

Interaktion“ (Franke/Roos, 2010, S. 296) der ihnen zugrundeliegende Sinn rekonstruiert werden. 

Dabei kommt der Auswahl des Analysematerials eine besondere Bedeutung zu, das heißt es werden 

die „textförmigen Spuren“ (ebenda) ausgewählt, die besonders vielversprechend in Bezug auf die 

gestellte Forschungsfrage erscheinen und bei denen anzunehmen ist, dass sie in besonders hoher Zahl 

die zu konstruierenden Sinneinheiten enthalten. Bezüglich meiner Forschungsfrage kommen also 

Schriftstücke in Frage, die die Überzeugungsstrukturen bezüglich der Staatsbildung in Afghanistan 

erkennen lassen. Hierbei wird die afghanische Perspektive auf die Staatsbildungsmaßnahmen der 

internationalen Gemeinschaft im Vergleich mit den Überzeugungsstrukturen der deutschen Regierung 

analysiert. Dieser Vergleich der Überzeugungsstrukturen beider Staaten soll zu einem nuancierten 

Bild des jeweiligen Staates und seiner Überzeugungen bezüglich der Staatsbildung führen. Dabei 

werden durch die Analyse ebenfalls die mit den Überzeugungsstrukturen eng verbundenen Strategien 

und Ziele der beiden Staaten herausgearbeitet. 

 

Da ich mit meiner Forschungsfrage die Überzeugungsstrukturen von zwei Staaten untersuchen 

möchte, eignen sich hierfür besonders regierungsamtliche Dokumente bzw. Sprechakte, die von 

Regierungsmitgliedern der jeweiligen Staaten geäußert wurden. Jedoch konnte gemäß der Vorgaben 

der Grounded Theory keine abschließende Festlegung der Stichprobe im Vorhinein stattfinden. Um zu 

der geforderten theoretischen Sättigung der Arbeit zu gelangen, wurde der Pool der analysierten 
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Textstücke Schritt für Schritt nach den Erfordernissen des Theoretical Samplings erweitert.  

 

Um einen Ausgangspunkt für die Analyse zu schaffen, wurde bei der Auswahl der „textförmigen 

Spuren“ (ebenda) auf folgende vier Kriterien wert gelegt Zum einen ist die zeitliche Aktualität des 

Schriftstücks von besonderer Bedeutung. Ebenso ist es geboten den Bezug zur Forschungsfrage im 

Auge zu behalten. Des Weiteren wurde die Relevanz des Redners und die Relevanz des Textes 

insgesamt in Bezug auf das theoretische Sampling betrachtet.  

 

Zeitliche Aktualität des Analysematerials:  

Das Ende des ISAF-Einsatzes, die neu beginnende Ausbildungs- und Trainingsmission Resolute 

Support und der immer weiter fortschreitende Abzug der internationalen Truppen bei gleichzeitiger 

Übergabe der Sicherheitsverantwortung an Afghanistan stellen eine starke Veränderung bezogen auf 

die Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan dar. Diese einschneidenden Veränderungen fanden und 

finden in den Jahren 2014 und besonders 2015 statt.
20

 Des Weiteren wurden in Afghanistan im Jahr 

2014 Präsidentschaftswahlen durchgeführt. Hamid Karzai schied aus dem Amt und wurde durch die 

neue Regierung vertreten durch Mohammad Ashraf Ghani und Abdullah Abdullah ersetzt. Um die 

Aktualität der Überzeugungsstrukturen zu gewährleisten, empfiehlt es sich demnach den Zeitraum für 

in Frage kommende Quellen ab September 2014 aufzuspannen. Dies gilt auch für die Suche nach 

geeignetem Analysematerial in Bezug auf die deutschen Überzeugungsstrukturen, da auch das zur 

Verfügung stehende Analysematerial aus deutscher Sicht in nicht geringem Maße von dem 

Machtwechsel in Afghanistan und dem Ende der ISAF-Mission beeinflusst werden. Zudem stellt eine 

zumindest grobe zeitliche Parallelität bei größter möglicher Aktualität der Quellen sicher, dass die 

Überzeugungsstrukturen der beiden Staaten auch miteinander vergleichbar sind.  

 

Bezug zur Forschungsfrage: 

Aufgrund meiner recht eng formulierten Forschungsfrage, die auf die Überzeugungsstrukturen sowie 

auf die Strategien und Ziele von zwei Staaten abzielt, möchte ich mich bei den Analysematerialien 

wie oben schon angedeutet, auf regierungsamtliche Dokumente und Äußerungen von 

Regierungsmitgliedern beschränkten, da diese wohl am deutlichsten die Überzeugungsstrukturen 

eines Staates durchscheinen lassen. Von einer Ausweitung des Untersuchungsfelds im Rahmen einer 

Kontrastierung im Zusammenhang mit den Äußerungen von Nicht-Regierungsmitglieder 

(Beispielsweise Berichte von Nicht-Regierungsorganisationen) wurde abgesehen. Es zeigte sich in 

meiner Recherche, dass relevantes Analysematerial schwierig zu identifizieren war und darüber 

hinaus nicht die gewünschte Aktualität aufwies. Auch hätte die zusätzliche Kontrastierung neben dem 

                                                 
20

 Beginn der Resolute Support Mission am 01. Januar 2015 

Für nähere Informationen über die Stärke des deutschen Truppenkontingents . Sie „Einsatzzahlen -- die Stärke 

der deutschen Einsatzkontingente“ [Stand 06.Juli.2015], Abrufbar unter folgendem Link: 

http://www.bundeswehr.de/portal/a/bwde/!ut/p/c4/04_SB8K8xLLM9MSSzPy8xBz9CP3I5EyrpHK9pPKUVL3

UzLzixNSSqlS93MziYqCK1Dy9qsSMnNQ8_YJsR0UAM9zP7w!!/ (letzter Aufruf: 13.07.2015) 

 

http://www.bundeswehr.de/portal/a/bwde/!ut/p/c4/04_SB8K8xLLM9MSSzPy8xBz9CP3I5EyrpHK9pPKUVL3UzLzixNSSqlS93MziYqCK1Dy9qsSMnNQ8_YJsR0UAM9zP7w!!/
http://www.bundeswehr.de/portal/a/bwde/!ut/p/c4/04_SB8K8xLLM9MSSzPy8xBz9CP3I5EyrpHK9pPKUVL3UzLzixNSSqlS93MziYqCK1Dy9qsSMnNQ8_YJsR0UAM9zP7w!!/
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Vergleich der afghanischen mit der deutschen Perspektive vermutlich den gesteckten Rahmen dieser 

Arbeit gesprengt. Dabei sehe ich durch den Vergleich der Überzeugungsstrukturen der beiden 

Regierungen eine ausreichende Nuancierung gegeben. 

 

Relevanz des Redners: 

Wie in den Punkten zeitliche Aktualität des Analysematerials und Bezug zur Forschungsfrage schon 

angeklungen ist, erschließt sich die Relevanz des Redners für meine Forschung aus seiner 

Zugehörigkeit zur afghanischen bzw. zur deutschen Regierung. Darüber hinaus ergeben sich 

verständlicherweise Abstufungen der Wichtigkeit eines Redners bezogen auf seine hierarchische 

Stellung in der Regierung. Hierbei sind die Äußerungen von zentralen Regierungsakteuren wie 

Außenministern, Verteidigungsministern, der deutschen Kanzlerin sowie dem afghanischen 

Präsidenten von besonderem Interesse. Dadurch, dass Afghanistan noch am Anfang seiner 

demokratischen Entwicklung steht und die Institution des Präsidenten schon unter Hamid Karzai 

großen Einfluss hatte, stehen folglich bei der Analyse der afghanischen Perspektive Äußerungen des 

neuen Präsidenten Ashraf Ghani und seines Regierungschefs Abdullah Abdullah im Mittelpunkt. 

 

Relevanz des Analysematerials für das Theoretische Sampling: 

Im Hinblick auf das theoretische Sampling sollen die Texte und Textquellen ausgewählt und 

analysiert werden, die die Überzeugungsstrukturen der jeweiligen Regierung besonders gut 

durchscheinen lassen. Die fortschreitende Theoriebildung wird durch die andauernde, parallel 

stattfindende Auswahl der Textquellen gemäß dem Prinzip der maximalen Kontrastierung gestützt. 

Die Textquellen werden demnach aufgrund ihrer Eignung im Hinblick auf die Generierung einer 

besonders dichten und gehaltvollen Theorie ausgewählt. Dabei sollen sie gleichwohl möglichst viele 

interessante Blickwinkel auf das Themengebiet werfen.  

 

Mit diesen Punkten im Hinterkopf wurden dann in einem aufeinander aufbauenden Prozess des 

Samplings folgende Texte zur Analyse ausgewählt:  

 

Quellen bezogen auf Afghanistan: 

 

 Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem Präsidenten der islamischen 

Republik Afghanistan, Mohammad Ashraf Ghani (05. Dezember 2014): 

Einführungstext über die aktuellen Überzeugungsstrukturen der afghanischen Regierung 

bezüglich der Staatsbildung. Bietet durch das Vorliegen des Textes in deutscher Sprache einen 

geeigneten Ausgangspunkt der Analyse. Dabei führt die auffällige Knappheit des Textes zu 

einem guten Überblick über die aktuellen Kernelemente der Überzeugungsstrukturen, da sich 

Ghani in seinem kurzen Appell an Deutschland auf die wichtigsten Punkte beschränken 

musste.  
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 The Importance of the U.S.-Afghanistan Alliance. Ashraf Ghani und Abdullah 

Abdullah. Washington Post (21.März.2015): 

Auswahl des Textes als Analysematerial aufgrund seiner besonderen zeitlichen Aktualität. 

Hierbei gelingt ein guter Einblick in die aktuellsten Überzeugungsstrukturen Afghanistans 

bezogen auf die von den USA geleisteten Staatsbildungsmaßnahmen. Dieser Artikel bezieht 

sich zwar auf die USA und wurde auch in einer US-amerikanischen Zeitschrift veröffentlicht. 

Nichtsdestotrotz sehe ich ihn als sehr geeignet für meine Analyse der afghanischen 

Überzeugungsstrukturen gegenüber den Staatsbildungsmaßnahmen der internationalen 

Gemeinschaft an, da die US-amerikanische Regierung schon zu Beginn des Afghanistan-

Einsatzes die Speerspitze des internationalen Engagements bildete und so stellvertretend für 

die gesamten Bemühungen der internationalen Gemeinschaft gesehen werden kann. Des 

Weiteren artikulieren Ghani und Abdullah in diesem Artikel nicht nur ihre Bewertungen über 

die Staatsbildungsmaßnahmen der USA und respektive der internationalen Gemeinschaft, 

sondern führen auch aus welche Rolle Afghanistan sich selbst im Staatsbildungsprozess 

zuschreibt. Neben der Artikulation der eigenen Rolle werden auch die Wünsche und 

Hoffnungen Afghanistans bezüglich der weiteren Rolle der USA im Staatsbildungsprozess 

artikuliert. So trägt dieser Text zu einem vertieften Verständnis der Überzeugungsstrukturen 

der afghanischen Regierung bei.  

 Transcript of Statement. Mohammad Ashraf Ghani, President of the Islamic Republic 

of Afghanistan at the 51
st
 Munich Security Conference (08. Februar2015): 

Auswahl der Quelle als Analysematerial aufgrund der zeitlichen Aktualität. Das Thema 

Sicherheit ist eng mit dem Staatsbildungsprozess verbunden und führte so zu weiteren 

besonders aktuellen Erkenntnissen über die afghanischen Regierung und ihre 

Überzeugungsstrukturen bezüglich der Staatsbildung der internationalen Gemeinschaft. Des 

Weiteren hat sich die Münchner Sicherheitskonferenz als gutes Forum der internationalen 

Gemeinschaft erwiesen und eignet sich deshalb gut als Gesprächsplattform für Afghanistan.  

 

 Closing Remarks. Mohammad Ashraf Ghani President of the Islamic Republic of 

Afghanistan at the London Conference on Afghanistan 2014. (04. Dezember 2014): 

Diese Quelle wurde aufgrund ihrer engen Themenverwandtschaft zu meiner Forschungsfrage 

ausgewählt. Die seit 2001 stattfindenden Afghanistan-Konferenzen gelten als Treffpunkt aller 

am Afghanistan-Engagement beteiligter Akteure. Durch diese Ansammlung von wichtigen 

Akteuren der internationalen Gemeinschaft werden die Überzeugungsstrukturen Afghanistans 

noch klarer im Austausch mit der internationalen Gemeinschaft hervortreten. Da diese im 

Austausch der internationalen Gemeinschaft besser erkennbar wird. Deshalb ist diese Quelle 

gut geeignet, um die theoretische Sättigung meiner Analyse zu überprüfen und zu festigen.  
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Quellen bezogen auf Deutschland: 

 

 Offener Brief zum Ende der ISAF-Mission. Gemeinsame Pressemitteilung des 

Bundesministeriums für Verteidigung, des Auswärtigen Amts, des Bundesministeriums 

des Innern und des Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung (29. Dezember 2014):  

Da dieser offene Brief eine Pressemitteilung aller relevanter Ministerien beinhaltet, die an 

dem Afghanistan-Einsatz direkt beteiligt waren, kann davon ausgegangen werden, dass die 

Quelle gut als Ausgangspunkt meiner Analyse geeignet ist. Dabei vermute ich hierin den nach 

außen getragenen Grundkonsens der Bundesregierung im Zusammenhang mit den 

Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan.  

 

 Rede der Bundesministerin der Verteidigung Dr. Ursula von der Leyen, zur Lage in 

Afghanistan und zur Zwischenbilanz des Afghanistan-Engagements. Bulletin der 

Bundesregierung Nr. 148-4 (18. Dezember 2014) 

Die angekündigte Zwischenbilanz des Afghanistaneinsatzes und die Aktualität der Rede der 

Bundesminister für Verteidigung versprechen einen guten Einblick in die aktuellen 

Überzeugungsstrukturen der Bundesregierung bezüglich des Staatsbildungsprozess in 

Afghanistan zu geben. Die Tatsache, dass dies eine Rede vor dem Bundestag ist betont die 

Innenperspektive der Überzeugungsstrukturen. 

 Namensartikel der Verteidigungsministerin zum Afghanistan-Engagement: Die 

Fortschritte sind greifbar. Frankfurter Rundschau (19. November 2014) 

Gegenüber den anderen Analysematerialien wie zum Beispiel Reden vor dem Bundestag wird 

hier der deutsche Bürger direkt durch einen Zeitungsartikel angesprochen. So zeigt meine 

Analyse nicht nur die Innenperspektive der Bundesregierung bezüglich der 

Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan, sondern es werden auch die bewusst nach außen 

getragenen Überzeugungsstrukturen der Bundesregierung evident. So wird die 

Innenperspektive dargestellt etwa durch Reden vor dem Bundestag, etc. ergänzt durch die 

nach außengetragene Perspektive.  

 Zwischenbilanz des Afghanistan-Engagements. Verfasst vom Sonderbeauftragten der 

Bundesregierung für Afghanistan und Pakistan, Dr. Michael Koch. Teil des 

Fortschrittsberichts Afghanistan 2014 (November 2014) 

Bei dieser Quelle wird zusätzlich zu den Motiven, die durch Regierungsorgane in Reden, 

Interviews oder Namensartikel direkt an die Öffentlichkeit gebracht werden, noch die 

Innenperspektive der Bundesregierung auf den Afghanistaneinsatz veranschaulicht. Der 

Bericht ist zwar jedem öffentlich zugänglich, jedoch dient er auch zur Unterrichtung des 

Bundestages und wird hier unter dem Passus des „ISAF-Abschlussberichts“ geführt. Die 

„inneren“ Überzeugungen der Bundesregierung sollten hier also noch deutlicher hervortreten 
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und sich natürlich größtenteils mit den nach außen durch Reden o.Ä. vertretenen 

Überzeugungen decken. Gleichzeitig bietet diese Innenperspektive eine Vertiefung und 

Erweiterung der nach außen getragenen Überzeugungsstrukturen an. So können diese 

„„textförmige[n] Spuren menschlicher Interaktion“ (Franke/Roos, 2010, S. 296) dazu dienen, 

um die theoretische Sättigung meiner bisherigen Analyse zu überprüfen und ggf. gefundene 

Lücken zu füllen.  

 

6.Analyse: 
Meine Analyse wird sich in drei Teile aufgliedern. Zuerst werde ich die afghanischen 

Überzeugungsstrukturen und die damit verbundenen Strategien und Ziele der afghanischen Regierung 

in Verbindung mit den Staatsbildungsmaßnahmen der internationalen Gemeinschaft rekonstruieren. 

Anschließend werde ich die Perspektive Deutschlands auf die Staatsbildungsmaßnahmen in 

Afghanistan rekonstruieren. In der Folge wird es zu einem Vergleich der beiden Seiten kommen in 

dem die jeweiligen Überzeugungsstrukturen sowie die damit verbundenen Strategien und Ziele 

einander gegenübergestellt werden.  

 

6.1 Aktuelle Überzeugungsstrukturen sowie Strategien 

und Ziele der afghanischen Regierung bezüglich der 

Staatsbildungsmaßnahmen der internationalen 

Gemeinschaft.  
Allgemein ließen sich folgende zentrale Überzeugungsstrukturen der afghanischen Regierung 

herausarbeiten. Dabei ist anzumerken, dass bei der Analyse wie oben schon angedeutet Quellen 

bearbeitet wurden, bei denen sich Afghanistan an Deutschland, an die USA oder an die internationale 

Gemeinschaft als Gesamtheit richtet. Hierbei war auffällig, dass sich die Überzeugungsstrukturen 

Afghanistans gegenüber Deutschlands oder den USA im Vergleich zu den Überzeugungsstrukturen 

gegenüber der internationalen Gemeinschaft als Gesamtheit nur in den allerfeinsten Nuancen 

unterschieden. Das heißt, dass Afghanistan seine verschiedenen internationalen Partner eher als einen 

„homogenen Partner“ begreift. Eine Unterscheidung in Deutschland als Partner Afghanistans, die 

USA als Partner Afghanistans etc. wäre demnach nicht zielführend für meine Analyse. Deshalb wird 

im Folgenden bei der Perspektive Afghanistans auf die Staaten, die die afghanische Regierung im 

Zusammenhang mit dem Staatsbildungsprozess adressiert, immer von der internationalen 

Gemeinschaft als Gesamtheit gesprochen. Während der Analyse haben sich so fünf Kernkategorien 

herausgebildet. 
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 Wertschätzung des Engagements der internationalen Gemeinschaft in Afghanistan 

 Betonung der Fortschritte im Staatsbildungsprozess  

 Notwendigkeit weiterer Unterstützung Afghanistans beim Staatsaufbau 

 Kritik an den Staatsbildungsmaßnahmen der internationalen Gemeinschaft  

 Verbundenheit Afghanistans mit westlichen demokratischen Normen 

 

 

Diese Kernkategorien werde ich anschließend näher ausbreiten und im Zusammenhang mit den 

Strategien und Zielen der afghanischen Regierung darstellen. Dabei werde ich schlaglichtartig die 

Textsequenzen und Codes, auf die meine Analyse basiert, angeben. Somit soll meine Analyse für den 

Leser anschaulich und dabei gleichzeitig intersubjektiv nachvollziehbar werden.  

 

Wertschätzung des Engagements der internationalen Gemeinschaft in Afghanistan: 

 

Die Wertschätzung der afghanischen Regierung bezüglich des internationalen Engagements ist aus 

zwei verschiedenen Elementen zusammengesetzt. Zum einen zeigt sich die afghanische Regierung 

äußerst dankbar gegenüber der Fortsetzung des Afghanistanengagements auch nach dem Ende des 

ISAF-Einsatzes. Es wird also dem zukünftigen Engagement in Afghanistan Dankbarkeit 

entgegengebracht. 

 

„Wir möchten außerdem Ihnen, der Regierung der Bundesrepublik Deutschland, dem deutschen 

Parlament und dem deutschen Volk dafür danken, dass Sie sich der Mission „Resolute Support“ 

verpflichtet haben. […]Wir verlassen uns darauf, dass die Partnerschaft auch in den nächsten Jahren 

gilt.“ (Pressekonferenz 2014, Ghani/Merkel, T5 S4) 

 

Auf der anderen Seite wird auch das opferreiche Engagement der internationalen Gemeinschaft in der 

Vergangenheit gewürdigt. Dieser Punkt wird ausnahmslos in jeder Rede, die ich in meiner Analyse 

bearbeitet habe, besonders betont. Hierbei wird die hohe Zahl der Opfer seitens der internationalen 

Gemeinschaft als ein Ansporn für Afghanistan proklamiert sich noch mehr auf die positive 

Entwicklung des eigenen Landes zu konzentrieren. Afghanistan will sich der erbrachten Opfer als 

würdig erweisen.  

 

“Über 4000 eurer Bürger, Männer und Frauen, sind in unsrem Land gefallen. Fast eine Million 

haben ihren Dienst in unserem Land verrichtet. Wir ehren die Opfer, die sie für uns erbracht haben 

und sie werden nicht umsonst sein […].“ (Münchner Sicherheitskonferenz 2015, Ghani, T7 S5ü)  

 

Dabei zeigt die afghanische Regierung zudem deutlich, dass die Wertschätzung bezüglich des 
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Engagements der internationalen Gemeinschaft im Staatsbildungsprozess auch von der breiten Masse 

der Bevölkerung getragen wird. Nicht nur die Regierung Afghanistans ist also von der Dankbarkeit 

und der Wertschätzung gegenüber dem internationalen Engagement geprägt, sondern auch der 

normale afghanische Bürger empfinde, laut der afghanischen Regierung, so. 

 

“Ich möchte des Weiteren den afghanischen Kindern, Männern und Frauen meinen höchsten Respekt 

zollen, die die Partnerschaft (mit der internationalen Gemeinschaft) aller Widrigkeiten zum Trotz 

angenommen haben. Es sollte kein Zweifel bestehen wir haben in Afghanistan einen sozialen Konsens 

und einen politischen Konsens in Bezug auf unsere Partnerschaft mit der Welt […].“ 

(Afghanistankonferenz London 2014, Ghani, T8 S2ü) 

 

Hinter dieser Dankbarkeit treten folgende Strategien und Ziele der afghanischen Regierung hervor. 

Durch die Wertschätzung und Würdigung des vergangenen wie auch zukünftigen Engagements der 

internationalen Gemeinschaft versucht Afghanistan Druck auf seine internationalen Partner 

auszuüben und somit weiteres Engagement zu fördern. Wenn selbst die afghanische Zivilbevölkerung, 

trotz aller Härten und der hohen Zahl an zivilen Opfern auf afghanischer Seite, das Engagement der 

internationalen Gemeinschaft wertschätzt, muss eben dieses von nicht zu unterschätzendem Wert für 

Afghanistan sein. Hierbei unterstreicht Ghani bewusst die Unterstützung und Zustimmung des 

afghanischen Volkes zu den Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan. Wie die tatsächliche 

Zustimmung des Volkes gegenüber den Maßnahmen der internationalen Gemeinschaft aussieht bleibt 

im Verborgenen. Des Weiteren werden dabei Vorkommnisse wie die immer wieder aufflammende 

Insurgenz in Afghanistan marginalisiert. Somit instrumentalisiert Ghani das afghanische Volk und 

dessen prognostizierte Wertschätzung des Afghanistan-Einsatzes, um seiner Verhandlungsmacht in 

den Verhandlungen mit der internationalen Gemeinschaft soziale Legitimation direkt aus dem Volke 

zu verleihen. Zudem soll die allgemeine Wertschätzung der Partnerschaft mit der internationalen 

Gemeinschaft durch die breite Zustimmung des Volkes und der Regierung gezeigt werden.  

 

Betonung der Fortschritte im Staatsbildungsprozess: 

 

In jedem meiner Analysetexte war die Betonung der Fortschritte, die das Land Afghanistan in Bezug 

auf die Sicherheit, den Staatsbildungsprozess und die Friedenssicherung macht, ein äußerst wichtiger 

Faktor. Die neue Leistungsfähigkeit Afghanistans wird an Hand von verschiedenen positiven 

Entwicklungen im Lande belegt. Beispielsweise wird die Entwicklung einer aktiven Zivilgesellschaft 

als symptomatisch für eine im Wachstum begriffene, junge, sich stabilisierende Demokratie 

dargestellt. Des Weiteren seien die Abhaltung von Wahlen und der erstmalige demokratische 

Machtwechsel im Land ein eindeutiges Indiz für den Fortschritt des Landes. Ungereimtheiten und der 

Vorwurf der Wahlfälschung werden nicht thematisiert, da dies sich nicht in das Bild der 

fortschrittlichen, sich entwickelnden Demokratie, welches die afghanische Regierung zeichnen 
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möchte, einfügt. 

 

„[…] Wir haben den politischen Übergang gemeistert. Zum ersten Mal in der Geschichte meines 

Landes ist ein gewählter Staatschef durch einen anderen gewählten Staatschef ersetzt worden. Wir 

haben die Regierung der Nationalen Einheit gegründet, in der die Mehrheit der Wähler und des 

Volkes sich vertreten sehen.“ (Pressekonferenz 2014, Ghani/Merkel, T5, S3) 

 

Weiterhin betont die afghanische Regierung den Reformwillen ihres Landes. Damit eng verbunden ist 

die Überzeugung, dass der „demokratische“ Machtwechsel hin zur Regierung der Nationalen Einheit 

unter Ashraf Ghani und Abdullah Abdullah als fulminanter Neubeginn für das Land zu werten ist. 

Hierbei wird einerseits die besondere Eignung der beiden Führer herausgestellt. Andererseits wird 

betont, dass der Dialog mit der internationalen Gemeinschaft seitens Afghanistans nun von einer 

neuen Qualität beseelt sein soll. Die Beziehung zwischen Afghanistan und der internationalen 

Gemeinschaft wird dabei um ein vielfaches offener und partnerschaftlicher beschrieben als es noch 

unter der Regierung Karzais der Fall war.  

 

In den nächsten 5 Jahren soll eine neue Citizens´ Charter sicherstellen, dass die meisten Afghanen in 

ihren Dörfern von nun an Zugang zu sauberem Wasser, Bildung, medizinischer Versorgung, Zugang 

zu einem Markt und bessere Technologie für die Landwirtschaft haben.“ (Washington Post 2015, 

Ghani u. Abdullah, T6 S14ü) 

 

Doch nicht nur in im Hinblick auf den demokratischen bzw. politischen Fortschritt sucht Afghanistan 

aufmerksam zu machen. Auch in punkto Außenpolitik und Vernetzung in der Region werden nun 

andere Töne angeschlagen. Hierbei wird die Vernetzung in der Region und besonders die Kooperation 

mit Pakistan als wichtig angeführt. Weiterhin wirbt Afghanistan mit seinem wirtschaftlichen Potential 

als zukünftiger Dreh- und Angelpunkt Asiens. Besonders seine selbstständige regionale Vernetzung 

soll Afghanistan als aktiven Akteur im Weltgeschehen darstellen.  

 

Gleichsam ist unser Engagement mit Pakistan intensiv, umfangreich und im Stillen hoffnungsvoll. Wir 

machen nicht nur Ankündigungen wir streben nach Outcomes[…]. Wir arbeiten mit unseren zentral-

asiatischen Nachbarn zusammen und können so bald die Geburt der Lapis Lazuli Straße erleben, 

[…].“ (Münchner Sicherheitskonferenz 2015,Ghani, T7 S9ü) 

 

Dabei macht der afghanische Staat keinen Hehl daraus, dass eine Vernetzung mit anderen gewichtigen 

Partnern wie zum Beispiel mit China ebenfalls in Frage kommt. China wird als starker, 

stabilisierender Partner in der Region gesehen. In der Diskussion um weitere 

Unterstützungsleistungen mit der überwiegend westlich geprägten internationalen Gemeinschaft 

bleibt jedoch China als Partner weitgehend außen vor und wird marginalisiert. Nur in einer Textquelle 
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trat China als potentieller Partner auf und wurde auch nur auf direkte Nachfrage in der 

Pressekonferenz benannt. Afghanistan sieht demnach China als potentiellen Unterstützungspartner an, 

möchte aber in Verhandlungen mit der westlich geprägten internationalen Gemeinschaft die Rolle 

Chinas nicht überbetonen. China wird demnach nur als „Mediator“ (T5 S8) und nicht als potentieller 

gewichtiger Unterstützer den westlichen Medien präsentiert. Folglich möchte Afghanistan durch das 

Herunterspielen Chinas als zukünftigen Kooperationspartner und Unterstützer vermeiden, dass durch 

diese Nähe zu China Unterstützungspotentiale im Westen vermindert werden. Dennoch ist wohl nicht 

von der Hand zu weisen, dass China letztendlich für die afghanische Regierung auf jeden Fall einen 

Platz als potentieller Unterstützer in der Staatsbildung hat. 

 

„Wir begrüßen den intensiven Dialog mit China, weil China eine schon sehr lange Freundschaft mit 

Afghanistan und vor allen Dingen Pakistan unterhält und sein ganzes Gewicht in die Waagschale 

werfen kann, um eben die Rolle eines Mediators zu spielen.“ (Pressekonferenz Ghani/Merkel 2014, 

T5 S8) 

 

All diese Faktoren, die die afghanische Regierung anführt, wie die selbstständige regionale 

Vernetzung oder die bereits geleisteten Fortschritte im Staatsbildungsprozess, dienen einer 

bestimmten Strategie. Der Staat Afghanistan möchte sich demnach als ein selbstständiger, in der 

Weltgesellschaft aktiv agierender Staat darstellen, der selbstständig Konzepte zur Problemlösung 

entwirft und durchführt (z.B. durch die eben angeführte Initiation der regionalen Vernetzung). Hierbei 

geht es darum, der internationalen Gemeinschaft als Verhandlungspartner im Zusammenhang mit 

zukünftigen Unterstützungsleistungen glaubhaft zu versichern, dass Afghanistan das Ziel eines sich 

selbst tragenden Staates in Zukunft erreichen kann. Dabei verfolgt Afghanistan die Strategie durch die 

Beschreibung der positiven Fortschritte und der Betonung der wirtschaftlichen wie geostrategischen 

Potentiale die Attraktivität des Landes für weitere Unterstützungsmaßnahmen zu erhöhen. Daher soll 

die internationale Gemeinschaft davon überzeugt werden, dass sich eine Investition qua 

Unterstützungsleistungen oder Kooperation in Afghanistan für sie lohnt. Das Ziel Afghanistans ist es 

durch die Vertiefung der Partnerschaft mit der internationalen Gemeinschaft bzw. mit spezifischen 

Staaten aus der internationalen Gemeinschaft die Entwicklung eines sich selbst tragenden, souveränen 

Staates zu befördern. Dabei soll Afghanistan als ein Staat entstehen, der in ein internationales wie 

regionales Netz aus partnerschaftlichen Unterstützern eingebettet ist. 

 

Notwendigkeit weiterer Unterstützung Afghanistans beim Staatsaufbau: 

 

In jedem meiner Analysematerialien hat die afghanische Regierung sehr deutlich zum Ausdruck 

gebracht, dass weitere Unterstützung seitens der internationalen Gemeinschaft unumgänglich sei. Die 

internationale Gemeinschaft werde dazu gebraucht, um den Staatsaufbau weiter zu unterstützen. 

Dabei solle die internationale Gemeinschaft, gemeinsam mit der afghanischen Regierung, die 



44 
 

Sicherheit und die Stabilität in Afghanistan erhalten. Nur so könnte weiterer Fortschritt und 

Entwicklung in Afghanistan Einzug halten. Diese Unterstützung werde aber nicht aufgrund der 

Unzulänglichkeiten der afghanischen Regierung gebraucht (siehe Kategorie: Betonung der 

Fortschritte im Staatsbildungsprozess), sondern aus einem weitaus bedrohlicherem Grund. Der 

afghanischen Überzeugungsstruktur zufolge wird die zukünftige Unterstützung der internationalen 

Gemeinschaft gebraucht, weil der afghanische Staat immer noch von internationalen 

Terrornetzwerken bedroht wird. Diese Netzwerke bedrohen die Stabilität, die Sicherheit und den 

Fortschritt des Landes. Hierbei möchte ich anmerken, dass die afghanische Regierung sich in ihren 

Reden auf Terrornetzwerke wie die Taliban, Al Quaida oder in neuerer Zeit vermehrt auf den 

Islamischen Staat (IS) bezieht. 

 

„In den letzten 10 Jahren hat Afghanistan gemeinsam mit den USA und anderen Nationen gegen 

regionale Terrornetzwerke und die Al Quaida gekämpft.“ (Washington Post 2015, Ghani u. Abdullah, 

T6 S4ü) 

 

Der Begriff Terrornetzwerke zielt folglich nicht auf eine bestimmte terroristische Organisation ab, 

sondern stellt den Terror und seine netzwerkartige Verzweigung als essentielle Bedrohung für 

Afghanistan dar. Demnach sei Afghanistan immer noch eine Bedrohung für die internationale 

Sicherheit und bilde immer noch einen Stützpunkt für den internationalen Terror. Hierbei folgt 

Afghanistan der Argumentation, dass nicht nur die Sicherheit Afghanistans oder die regionale 

Stabilität von internationalen Terrornetzwerken bedroht werden. Durch diese Bedrohung steht nichts 

weniger als die internationale Sicherheit auf dem Spiel. So stellt die afghanische Regierung die 

Gleichung auf, dass die internationale Sicherheit nur dann erhalten werden könne, wenn die 

internationalen Terrornetzwerke Afghanistans Sicherheit, Stabilität und Fortschritt nicht mehr 

bedrohen würden. Dies könne nur mit der Unterstützung der internationalen Gemeinschaft geschafft 

werden. Afghanistan benötige demnach Unterstützung beim Staatsbildungsprozess und der 

Friedenssicherung nicht nur um seiner selbst willen, sondern auch zum Wohle der internationalen 

Gemeinschaft und der internationalen Sicherheit insgesamt. So soll die Forderung Afghanistans nach 

weiterer Unterstützung beim Staatsbildungsprozess aus der afghanischen Perspektive betrachtet nur 

die internationale Sicherheit schützen. Afghanistan kann sich demnach als „Held“ im Kampf gegen 

den internationalen Terror positionieren, der zwar bereit ist gegen den Terror zu kämpfen, dabei aber 

weiterhin Unterstützung braucht.  

 

“Nun ist Afghanistan zur östlichen Mauer gegen den Islamischen Staat geworden. Afghanistan darf 

Terroristen nie wieder eine Basis für internationale Terroranschläge bieten, auch deshalb wollen wir 

die Zusammenarbeit mit den USA weiterführen“ (Washington Post 2015, Ghani u. Abullah, T6 S5ü) 
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Afghanistans Strategie ist es hierbei eine Verbindung zwischen dem afghanischen Kampf gegen den 

internationalen Terror und der weiteren Unterstützung der internationalen Gemeinschaft herzustellen. 

Der Wille gegen den internationalen Terror zu kämpfen wird als Gegenleistung zu weiterer, 

langfristiger Kooperation und Unterstützung seitens der internationalen Gemeinschaft gesehen. 

Afghanistan bezeichnet sich hier als „Mauer“ (T6 S5ü) gegen den Terrorismus, der heldenhaft zum 

Schutz der internationalen Sicherheit beträgt und somit als Gegenleistung weitere 

Unterstützungsleistungen erwarten kann.  

 

Bei dieser Forderung nach weiterer Unterstützung als Gegenleistung für ihren Beitrag zur Wahrung 

der internationalen Sicherheit spezifiziert die afghanische Regierung sehr genau die Form der 

zukünftigen Unterstützung im Staatsbildungsprozess. Es wird immer wieder der Ruf nach vermehrter 

wirtschaftlicher Unterstützung laut. Afghanistan folgt hierbei der Argumentation, dass es nach dem 

Ende des Kampfeinsatzes in Afghanistan zu weiterer wirtschaftlicher Unterstützung kommen muss. 

Dabei soll diese Unterstützung die möglichen negativen Folgen des militärischen Abzugs auffangen. 

Unter der Bedingung, dass Unterstützung beim Ausbau einer funktionierenden Marktwirtschaft von 

der internationalen Gemeinschaft geleistet wird, könne Afghanistan das Ende des Kampfeinsatzes 

akzeptieren. Im Analysematerial war hierbei auffällig, dass die Akzeptanz des Endes des militärischen 

Kampfeinsatzes immer recht uneingeschränkt entgegengebracht wurde. Erst die vertiefte Analyse 

zeigte, dass diese Akzeptanz auch an oben ausgeführte, versteckte Ziele und Strategien geknüpft ist. 

Des Weiteren ist die Akzeptanz des Endes des Kampfeinsatzes auch eng mit der Erwartung 

verbunden, dass die Kooperation im Rahmen des neuen nicht-militärischen Engagements in 

Afghanistan langfristig andauert.  

 

„Euer fortgesetztes Engagement in Afghanistan hat sich gestern in der Zustimmung zur Resolute 

Support Mission gezeigt. Diese Zustimmung gibt uns Vertrauen, dass ihr neben uns steht, zwar in 

einer Nicht-Kombattantenrolle, aber ihr steht zu uns. Dieser Übergang vom Kampf zu einer Nicht-

Kombatantenrolle ist willkommen […].“(Afghanistan Konferenz London 2014, Ghani, T8 S6ü) 

 

Durch diese strategische Akzeptanz der Nicht-Kombattantenrolle der internationalen Gemeinschaft in 

Afghanistan wird außerdem die Verhandlungsposition der afghanischen Regierung gestärkt. Das Ende 

des militärischen Engagements wird akzeptiert. Hierbei tritt Afghanistan der internationalen 

Gemeinschaft als vernünftiger Verhandlungspartner entgegen und akzeptiert den „unvermeidlichen“ 

militärischen Abzug. So werden die Verhandlungen zwischen der internationalen Gemeinschaft und 

Afghanistan in Bezug auf zukünftige Kooperation und Unterstützung auf eine andere Ebene gehoben. 

Afghanistan festigt so seine strategische Außenwirkung als verlässlicher und vernünftiger 

Kooperationspartner.  
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Des Weiteren werden die Erwartungen an zukünftige Kooperation bzw. Unterstützungsleistungen 

neben der Betonung von wirtschaftlicher Unterstützung so spezifiziert, dass die internationale 

Gemeinschaft auf keinen Fall Staatsaufgaben stellvertretend für die afghanische Regierung 

wahrnehmen soll, sondern nur akzessorisch unterstützend tätig wird. Afghanistan hat bei seiner Suche 

nach weiterer Unterstützung das Ziel der Selbstständigkeit nicht aus dem Auge verloren. Die 

Unterstützung der internationalen Gemeinschaft soll nicht zum Selbstzweck werden, sondern dient 

dem Ziel die Souveränität Afghanistans zu fördern. In diesem Kontext kann auch die Zustimmung 

Afghanistans zur Hilfsgelderverteilung nach dem Good Governance Prinzip gesehen werden. Beide 

Punkte zeigen den Reformwillen Afghanistans und das Ziel die Souveränität des Staates zu fördern. 

Demnach ist das Ziel der Verhandlungen in Bezug auf weitere Unterstützungsleistungen bzw. 

Kooperation, die internationale Gemeinschaft als unterstützenden Partner zu gewinnen und mit ihr an 

der Seite langfristig den Staatsaufbau und die wirtschaftliche Entwicklung voranzubringen sowie den 

internationalen Terror einzudämmen. Hierbei ist der Begriff der Partnerschaft von essentiell wichtiger 

Bedeutung.  

 

„[…] Jetzt hoffen wir, dass unsere Partner in einem Geiste der vollumfänglichen Partnerschaft zu uns 

treten werden. Wir wollen euch eine Partnerschaft anbieten, die von Geben und Nehmen, von Anhören 

und Zuhören geprägt ist und nach Zustimmung vorankommt […].“ (Afghanistan Konferenz 2014, 

Ghani, T8 S19ü) 

 

Die afghanische Regierung sieht die internationale Gemeinschaft in Bezug auf die 

Staatsbildungsmaßnahmen nicht als einen externen Besatzer, der ohne direkte Bezugnahme auf 

Afghanistan Hilfs- und Staatsbildungsmaßnahmen aufoktroyiert. Im Gegenteil weist die 

Überzeugungsstruktur bezüglich der Staatsbildungsmaßnahmen der afghanischen Regierung deutlich 

darauf hin, dass die internationale Gemeinschaft als ein unterstützender Partner wahrgenommen wird 

und dabei ein langfristiges Kooperationsverhältnis anstrebt. 

 

Kritik an den Staatsbildungsmaßnahmen der internationalen Gemeinschaft  

 

Die afghanische Regierung bringt jedoch nicht nur Argumente für eine zukünftige und langfristige 

Kooperation mit der internationalen Gemeinschaft vor. Nein, sie übt auch Kritik am bisherigen 

Vorgehen der internationalen Gemeinschaft beim Staatsbildungsprozess. Dabei benennt Präsident 

Ghani folgende Punkte:  

 

Zum einen mangele es der internationalen Gemeinschaft an einem systematischen Ansatz, um 

globalen und internationalen Problemen wie beispielsweise den internationalen Terrornetzwerken 

entgegenzutreten. Hierbei dürfe man bei der Problembekämpfung nicht nur auf nationalstaatlicher 

Ebene ansetzen, sondern müsste Problemen besonders im Zusammenhang mit dem Terrorismus auf 
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einer globaleren Ebene begegnen. So hätte beispielsweise die Eindämmung der Taliban 

wirkungsvoller von statten gehen können, wenn die internationale Gemeinschaft in ihren 

Staatsbildungsmaßnahmen von vorne herein Pakistan in die Terrorbekämpfung mit einbezogen hätte. 

 

“[…]Wir beschäftigen uns mit solchen Bedrohungen eher auf individueller/nationaler Ebene als auf 

einer systemischen Ebene. Dabei ist es von besonderer Wichtigkeit die Ereignisse in Syrien, im Irak, 

im Jemen oder in Libyen nicht unabhängig von dem was in Afghanistan und im Rest von Südasien 

passiert zu betrachten[…].“ (Afghanistankonferenz London 2014, Ghani, T7 S11ü) 

 

Des Weiteren führt die afghanische Regierung strukturelle Mängel beim Staatsbildungsprozess, 

welche aber nicht näher ausgeführt werden, an. Dabei wird dies nicht offiziell als Kritik geäußert, 

sondern die strukturellen Mängel werden hingenommen. Ghani deutet indirekt die fehlende 

übergeordnete Strategie der internationalen Gemeinschaft im Zusammenhang mit der Staatsbildung 

an. Ebenfalls könnte dies ein Hinweis auf die Verteilungs- und Steuerungsproblematiken während des 

Staatsbildungsprozess sein. Hier scheinen die besagten strukturellen Probleme dem Redner und der 

Zuhörerschaft aus Vertretern der internationalen Gemeinschaft so vertraut zu sein, dass dieser sie 

nicht weiter ausführt. Die afghanische Regierung ist sich demnach den strukturellen Problemen bei 

der Staatsbildung bewusst, akzeptiert diese aber.  

 

“Beachten sie bitte, dass diese Regierung die Meinungen ihrer Partner bezüglich struktureller 

Mängel respektiert […]“ (Afghanistankonferenz London 2014 Ghani, T8 S11ü) 

 

Des Weiteren werde der Einfluss der Kriminalisierung des Krieges auf die Entwicklung eines Landes 

zu wenig beachtet. Die Kriminalisierung des Krieges besonders im Zusammenhang mit der 

Drogenökonomie müsse mehr Beachtung finden und es müsse mehr für ihre wirkungsvolle 

Eindämmung seitens der internationalen Gemeinschaft getan werden. Drittens hält der afghanische 

Präsident die internationale Gemeinschaft dazu an, auf Parallelstrukturen beim Staatsbildungsprozess 

zukünftig zu verzichten. Dagegen müsse die Regierung Afghanistans vermehrt und wirkungsvoll in 

den Staatsbildungsprozess einbezogen werden. Nur so, macht Präsident Ghani klar, könne der 

Staatsbildungsprozess in Afghanistan auch in Zukunft erfolgreich verlaufen. 

 

„[…]Dennoch hat die Erfahrung in anderen Teilen der Erde sehr klar gezeigt, dass parallel 

Institutionen nicht funktionieren. Haiti ist das beste Beispiel dafür, es gibt aber noch andere[…].“ 

(Afghanistankonferenz London 2014, Ghani, T8 S17ü) 

 

Die Tatsache, dass sich Afghanistan auch Kritik gegenüber der internationalen Gemeinschaft erlaubt, 

zeigt: Afghanistan hat nun als Staat ein neues Selbstvertrauen aufgebaut, das es zulässt Visionen, aber 

auch Kritik zu äußern. Afghanistan nimmt die Unterstützungs- und Hilfsmaßnahmen im 
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Zusammenhang mit dem Staatsbildungsprozess nun nicht mehr als ein Bittsteller an, sondern steht der 

internationalen Gemeinschaft als ein gleichberechtigter Partner gegenüber. Dies zeigt deutlich das 

neue Selbstbewusstsein des Staates Afghanistan und spiegelt sich so auch in den 

Überzeugungsstrukturen gegenüber dem Staatsbildungsprozess wider.  

 

Auffällig ist, dass die afghanische Regierung in ihrer Kritik gegenüber den Staatsbildungsmaßnahmen 

der internationalen Gemeinschaft sehr zukunftsbezogen zu sein scheint. Hierbei gehe es nicht darum 

Kritik an den vergangen Maßnahmen der internationalen Gemeinschaft zu üben. Im Gegenteil, 

Afghanistan konturiert durch diese Kritik die Erwartungen an zukünftige Staatsbildungsmaßnahmen 

seitens der internationalen Gemeinschaft und teilt dies vermittelt durch die oben aufgeführte Kritik 

mit. So kann gleichzeitig auf vergangene Fehler hingewiesen und dabei der Grundstein für zukünftige 

Staatsbildungsmaßnahmen gelegt werden. Das Ziel der afghanischen Regierung ist es demnach nicht, 

Kritik um ihrer selbst willen zu üben oder die internationale Gemeinschaft vor den Kopf zu stoßen. 

Die pointierte Kritik soll die Kooperation mit den Partnern der internationalen Gemeinschaft fördern 

und in sinnvolle Bahnen lenken. Letztlich hat selbst die kritische Würdigung der vergangenen 

Staatsbildungsmaßnahmen einen Bezug zur Zukunft und drückt das neue Selbstbewusstsein 

Afghanistans aus.  

 

Verbundenheit Afghanistans mit westlichen demokratischen Normen 

 

Des Weiteren zeigt die afghanische Regierung in den Analysetexten eine enge Verbundenheit mit 

westlichen Werten und Normen. Dabei wird nicht nur die Verbundenheit mit westlichen 

demokratischen Idealen ausgedrückt, sondern auch die Nähe zu westlichen Verhaltensweisen und 

Denkweisen.  

 

“Terrorattentate sind abscheulich. Ja, unsere Kinder sterben und wenn ich ihre Leichen halte bricht 

jedes Mal mein Herz. Jedes Mal bricht mein Herz, wenn ich einen Vater anrufen muss dessen Tochter 

auf dem Weg zum College ums Leben kam oder ein Kind beim Volleyball spielen auf der Straße 

getötet wurde. […]“ (Afghanistankonferenz London 2014, Ghani, T8, S7ü
21

) 

 

Durch die positive Bewertung des westlichen Einflusses der internationalen Gemeinschaft grenzt sich 

Afghanistan weiterhin von anderen muslimischen Staaten ab. Der Islam in Afghanistan wird so als 

Ergänzung zu westlichen Werten und Normen nach außen präsentiert. Keinesfalls soll er eine 

Bedrohung für die erreichten demokratischen Fortschritte und westliche Ideale darstellen. Im 

Gegenteil, er ist gut in die Regierung integriert. Afghanistan stellt sich folglich als ein muslimischer 

Staat geleitet durch westliche Werte dar und will keinesfalls als ein islamistischer Staat 

wahrgenommen werden. 

                                                 
21

 Hervorhebungen durch die Autorin, L.B. 
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“Alle 4000 Ulemma, sogenannte Religionsgelehrte, unterstützen unsere afghanische Nationalarmee. 

Zeugnis dieser Unterstützung ist die Tatsache, dass sie vor 2 Wochen den „Security Compact“ mit 

den USA und das „Status of Force Agreement“ mit der NATO bestätigten und unterstützen.“ 

(Münchner Sicherheitskonferenz 2015, Ghani, T7, S3ü)
22

 

 

Afghanistan möchte sich so den Staaten, die Unterstützung leisten und zumeist westliche geprägt 

sind, ähnlich machen und mit ihnen eine ideelle Verbindung herstellen. Die ideelle wie normative 

Verbindungen zwischen den Staaten der internationalen Gemeinschaft und Afghanistan wird als so 

stark präsentiert, dass die internationale Gemeinschaft gar keine andere Wahl hat als ihr eigenes 

Abbild weiterhin zu unterstützen. Dies wird besonders deutlich, als Afghanistan die Worte „Eltern“ 

(T8, S9ü) im Zusammenhang mit der internationalen Gemeinschaft benutzt. Die Verbindung zwischen 

den Staaten der internationalen Gemeinschaft sei demnach so stark, dass sogar von einer Eltern-Kind-

Beziehung gesprochen werden kann. So ist die internationale Gemeinschaft geradezu dazu 

verpflichtet dem Zögling Afghanistan weitere Unterstützungsmaßnahmen im Staatsbildungsprozess 

angedeihen zu lassen.  

 

„Unser Dialog mit der internationalen Gemeinschaft hat sich verändert. Ihr, unsere Eltern, müsst uns 

nicht daran erinnern, dass Korruption ein Problem ist oder die Institutionenbildung das Ziel.“ 

(Afghanistankonferenz London 2014, Ghani, T8 S9ü) 

 

So verbirgt sich selbst hinter der Verbundenheit zu westlichen Werten und demokratischen Idealen das 

Ziel, die Verhandlungsmacht im Hinblick auf weitere Unterstützungsleistungen der internationalen 

Gemeinschaft zu erhöhen. Außerdem werde so die Attraktivität für die internationale Gemeinschaft in 

Unterstützungsmaßnahmen zu investieren erhöht. Der westliche Einfluss im Land sei demnach nicht 

nur geduldet, sondern auch äußerst erwünscht. Hier zeigt sich natürlich auf Grund meiner Analyse 

von regierungsamtlichen Dokumenten, die Überzeugungsstruktur der afghanischen Regierung. Ob der 

Einfluss der westlich geprägten internationalen Gemeinschaft bei der afghanischen Bevölkerung 

genauso erwünscht ist wie bei der Regierung bleibt hier im Dunkeln und wäre im gesteckten Rahmen 

dieser Arbeit ohnehin nicht operationalisierbar gewesen. 
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6.2 Aktuelle Überzeugungsstrukturen sowie Strategien 

und Ziele der deutschen Regierung bezüglich der 

Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan 
Bei der Analyse der deutschen Überzeugungsstrukturen bezüglich der Staatsbildungsmaßnahmen in 

Afghanistan waren folgende Kernkategorien, auf denen meine Analyse basiert, auszumachen. Diese 

Kernkategorien bilden zugleich den Ausgangspunkt für die Analyse der Strategien und Ziele der 

Bundesregierung, die sich hinter den Überzeugungsstrukturen bezüglich der 

Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan verstecken.  

 

 Afghanistan-Einsatz als längster, umfänglichster und aufopferungsvollster Einsatz in der 

Geschichte der Bundeswehr 

 Betonung der Leistungsfähigkeit des Staates Afghanistan 

 Zivilisierung des Afghanistan-Engagements 

 Beurteilung der Erfolge und Misserfolge der Staatsbildungsmaßnahmen 

Afghanistan-Einsatz als längster, umfänglichster und aufopferungsvollster Einsatz in der 

Geschichte der Bundeswehr: 

Der Afghanistan-Einsatz wird von der Bundesregierung in allen meiner Analysetexte als längster, 

umfangreichster und aufopferungsvollster Einsatz der Bundeswehr betitelt. Dabei wird die besondere 

Wichtigkeit des Einsatzes für die Bundeswehr und für Deutschland hervorgehoben. Zudem wird 

zusätzlich auf die neue Rolle der Bundeswehr in der Welt hingewiesen. Das Auftreten der 

Bundeswehr während der Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan als kämpfende Truppe habe die 

Rolle der Bundeswehr verändert.  

„Einer der umfänglichsten Einsätze deutschen Militärs in der Geschichte der Bundesrepublik in einer 

kämpfenden Rolle jenseits der Landesgrenzen, zudem außerhalb des NATO-Vertragsgebiets, über 

zwölf Jahre hinweg und mit über 50 Soldaten, die ihr Leben verloren haben.“ (Fortschrittsbericht 

Afghanistan 2014, T4 S1) 

Hierbei sei eine Veränderung von einer reinen Verteidigungsarmee hin zu einer "kämpfenden Rolle" 

(T4 S1) im Weltgeschehen festzustellen. Diese veränderte Rolle der Bundeswehr durch den 

Afghanistan-Einsatz habe Deutschland in seiner Außenwirkung sogar gestärkt. Deutschland konnte 

sich durch das Engagement in Bezug auf die Staatsbildung in Afghanistan gegenüber den Afghanen 

und gegenüber der internationalen Gemeinschaft als ein vertrauenswürdiger und leistungsfähiger 

Partner präsentieren.  

„Auch die Wahrnehmung Deutschlands im Ausland hat sich gewandelt. Deutschland hat im Norden 

Afghanistans bewiesen, dass es entschlossen ist, im Bündnis nachhaltig Verantwortung zu 

übernehmen. [...] Das schätzen unsere Partner ausdrücklich." (Frankfurter Rundschau 2014, von der 

Leyen, T3 S22) 
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Die Tatsache, dass der Afghanistan-Einsatz und die damit verbundenen Staatsbildungsmaßnahmen 

auch im deutschen Diskurs umstritten sind und waren, wird nur am Rande dargestellt und noch als 

Gewinn für den "öffentlichen Diskurs über Sicherheitspolitik" (T3 S21) umgedeutet. Trotz der neuen 

"kämpfenden Rolle" (T4 S1) der Bundeswehr in der Welt will die deutsche Bundesregierung den 

Afghanistan-Einsatz in seiner Gesamtheit als einen politischen bzw. einen zivilen Einsatz verstanden 

wissen. So wurde der Begriff des "Transformationseinsatzes" (T4 S35) geprägt. Dieser zielt auf 

politische Maßnahmen beispielsweise im Zusammenhang mit der Staatsbildung ab und soll als 

Gegenentwurf zu einer militärischen Intervention bzw. einem Kampfeinsatz stehen. 

„Transformationseinsätze der hier gemeinten Art wollen also gerade nicht mit Waffengewalt das Ziel 

der Transformation durchsetzen – diese Feststellung ist von fundamental strategischer Bedeutung.“ 

(Fortschrittsbericht Afghanistan 2014, T4 S35) 

Diese Trennung ist für die Bundesregierung sehr wichtig wird betrieben, da man sich von der US-

amerikanischen Vorgehensweise der kriegerischen Intervention im Zusammenhang mit der Operation 

Enduring Freedom distanzieren möchte. Die Bundesregierung legt großen Wert auf diese 

Unterscheidung und prägte deshalb die Begriffe Afghanistan-Engagement und Afghanistan-Einsatz. 

Der Begriff Afghanistan-Einsatz wird nur recht eng umgrenzt verwendet und bezieht sich auf die 

militärischen Unterstützungsmaßnahmen wie zum Beispiel die ISAF-Mission. Der Begriff des 

Afghanistan-Engagements umfasst dahingegen einen weiteren Begriffshorizont und bezieht ziviles, 

sowie politisches Engagement mit ein. Dabei ist in meiner Analyse sehr auffällig, dass die 

Verwendung des Begriff "Afghanistan-Einsatz" in seiner Häufigkeit abnimmt und vermehrt in den 

Hintergrund tritt. Der Begriff des "Afghanistan-Engagements" hingegen wird häufiger verwendet und 

rückt somit in den Vordergrund.
23

  

„Daraus leitet die Bundesregierung die Überzeugung ab, dass ihr Afghanistan-Engagement dann als 

Erfolg anzusprechen wäre, […].“ (Fortschrittsbericht Afghanistan 2014, T4 S31) 

Welche Strategien und Ziele mit dieser Veränderung der Begriffsverwendung einhergehen möchte ich 

im nächsten Punkt (Zivilisierung des Afghanistan Engagements) ausführen. Des Weiteren verbergen 

sich hinter der Bezeichnung des Afghanistan-Engagements als umfänglichster und aufopferungsvoller 

Einsatz der Bundeswehr versteckte Ziele und Legitimationsmechanismen. Um diese näher begreifen 

zu können, ist es von fundamentaler Wichtigkeit den Ausgangspunkt des Afghanistan-Einsatzes und 

des Afghanistan-Engagements zu kennen. Dieser lag nicht etwa in humanitärer Nothilfe oder gründete 

gar auf ein Responsibility to Protect. Der Bürgerkrieg in Afghanistan war für die internationale 

Gemeinschaft erstmals nach dem 11. September 2001 von Interesse. Die Legitimation in Afghanistan 

militärisch wie politisch (z. B. durch Staatsbildungsmaßnahmen) einzugreifen wurde auf dem 

Argument der Bedrohung der internationalen Sicherheit aufgebaut. Dabei proklamierte Deutschland 

zudem einen Selbstbezug. Auch die subjektive Sicherheit Deutschlands sei durch die terroristischen 

                                                 
23

 Der Fortschrittsbericht Afghanistan 2014 spricht zum Beispiel fast ausschließlich von "Afghanistan-

Engagement" und trägt den Begriff sogar in seinem Untertitel. 
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Netzwerke in Gefahr gewesen.  

„3 000 Tote beim Anschlag auf das World Trade Center; Anschläge islamistischer Attentäter auf Bali, 

Djerba und in Casablanca. Überall dort wurden auch Deutsche zu Opfern.“ (Offener Brief 2014, T1 

S2) 

So ergab sich das Ziel der deutschen Bundesregierung Afghanistan als Stützpunkt des internationalen 

Terrors zu vernichten. Anders als die USA wählte Deutschland jedoch nicht den Weg des "war on 

terror" um sich der internationalen Terrornetzwerke zu erwehren. Als Strategie den Terror in 

Afghanistan zu vernichten sah die Bundesregierung den Aufbau einer neuen Staatlichkeit als 

Kernaufgabe ihres Engagements in Afghanistan an. Mit Hilfe dieser Staatsbildungsmaßnahmen war 

und ist die deutsche Regierung der Überzeugung, dass durch die Stabilisierung der Region im 

Endeffekt der Schutz der internationalen Sicherheit gewährleistet werden kann. Des Weiteren könne 

Afghanistan durch die Durchführung von verschiedenen Staatsbildungsmaßnahmen eine bessere und 

fortschrittlichere Zukunft ermöglicht werden. Mit diesen drei Hauptzielen im Hinterkopf wurde das 

Engagement in Afghanistan im Jahre 2001 begonnen. Jedoch ist dabei in meiner Analyse auffällig, 

dass die Schaffung einer besseren Zukunft für das afghanische Volk in den offiziellen Reden und 

Verlautbarungen der Regierung einen höheren Stellenwert einnimmt als beispielsweise in dem 

regierungsamtlichen Dokument des Fortschrittsberichts Afghanistans 2014. Hier ist durch die 

Reihenfolge der strategischen Ziele, die laut der Bundesregierung in Afghanistan verfolgt werden, 

äußerst klar, dass der humanitäre Aspekt des Afghanistan-Einsatzes und des Afghanistan-

Engagements an letzter Stelle der Prioritätenliste zu finden ist (siehe Fortschrittsberichts Afghanistan 

2014, S. 37f.). Dahingegen betont die Bundesregierung die Importanz der Schaffung einer besseren 

Zukunft für Afghanistan als Werte-orientierte Handlung. Dass die Stabilisierung Afghanistans nur das 

Mittel zum Zweck der Stabilisierung der internationalen Sicherheit darstellt, wird in offiziellen Reden 

(siehe T1-T3) durch den Vorschub der Werte-orientierten Aufbauarbeit in Afghanistan hinten 

angestellt.  

„Die Bundesregierung handelt nach dem Verständnis, dass Sicherheit, Entwicklung und ein inner-

afghanischer Versöhnungsprozess entscheidende Faktoren sind, die Afghanistan eine Zukunft in 

Stabilität und Prosperität ermöglichen können.“ (Offener Brief 2014, T1 S9) 

Dabei wird das Ziel der Bundesregierung deutlich, sich als ein Werte-orientierter Partner in 

der internationalen Gemeinschaft zu positionieren, der trotz aller Schwierigkeiten im 

Zusammenhang mit dem Afghanistan-Einsatz ausdauernd und erfolgreich für eine bessere 

Zukunft Afghanistans kämpft.  
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Betonung der Leistungsfähigkeit Afghanistans:  

Neben der oben ausgeführten Kernkategorie über den Charakter des Afghanistan-Einsatzes sowie des 

Afghanistan-Engagements wird auch Afghanistan selbst beschrieben. Die Überzeugungsstruktur der 

Bundesregierung geht in diesem Fall in eine sehr positive Richtung. Hierbei ist auffällig, dass die neu 

hergestellte Leistungsfähigkeit des Staates Afghanistan meinem Analysematerial zufolge gar nicht 

genug gewürdigt werden kann. Als symptomatisch für die neue Leistungsfähigkeit des afghanischen 

Staates werden folgende Prozesse angesehen. Zum einen wird die Selbstständigkeit Afghanistan 

hervorgehoben, die es erlaubt trotz gelegentlich aufflammender Insurgenz, eine „ausreichend 

kontrollierbare“ (T4 S19) Sicherheitslage herzustellen. Diese Sicherheitslage sei durch die 

afghanischen Sicherheitskräfte so gut kontrolliert, dass sogar Wahlen durchgeführt werden können. 

Neben der ausreichend stabilen Sicherheitslage mache die demokratische Entwicklung im Lande 

zunehmend Fortschritte. Schon allein die bloße Abhaltung von Wahlen sei dafür ein Indiz. Jedoch 

bleibt die demokratische Qualität der Wahlen im Dunkeln und wird von der deutschen Regierung nur 

unzureichend beleuchtet. Allein die Tatsache, dass Wahlen stattfinden, scheint der Bundesregierung 

als Indiz für eine fortschrittliche Entwicklung zu genügen.  

„Die afghanischen Sicherheitskräfte haben bei den Wahlen bewiesen, dass sie in der Lage sind, für 

eine Sicherheitslage zu sorgen, die Wahlen zulässt.“ (Rede von der Leyen, 2014, T2 S9) 

Zudem wird als weiteres Indiz für eine positive demokratische Entwicklung und für die 

Fortschrittlichkeit Afghanistans das Wachstum einer aktiven afghanischen Zivilgesellschaft gelobt.  

„Aber es gibt eben auch die andere Realität, die ganz viele hier im Raum kennen: junge motivierte 

Menschen, die bereit sind, ihre Zukunft in die Hand zu nehmen und ihr Land mit nach vorne zu 

bringen.[…]. Es berührt einen, zu sehen, mit welcher Zukunftsfreude und Entschlossenheit diese 

jungen Frauen auftreten.“ (Rede von der Leyen 2014, T2 S21) 

Neben diesen Fortschritten wird der neu gewählte Präsident Afghanistans, Ashraf Ghani, als ein 

wahrer kompromissbereiter Hoffnungsträger proklamiert. Dabei setzt die Bundesregierung große 

Hoffnungen in die Reform- und Regierungskraft des neuen Präsidenten und vergisst nicht, sich 

solidarisch mit der neuen Regierung zu zeigen. Hierbei wird die erreichte Selbstständigkeit 

Afghanistans hochgelobt.  

„Es macht Mut, zu sehen, mit welcher Entschlossenheit, aber offensichtlich auch Geschlossenheit 

sich jetzt die neue Regierung ans Werk macht.“ (Rede von der Leyen 2014, T2 S4) 

Afghanistan wird von der Bundesregierung nicht mehr als ein Empfänger von Hilfsgeldern gesehen, 

sondern als gleichberechtigter Partner. Dieser gleichberechtige Partner müsse sich aber auch gewissen 

Pflichten stellen. Hierzu gehöre zum einen, dass sich Afghanistan seiner Verantwortung im Bereich 

der Sicherheit stelle, zum anderen müssten nun Fortschritte gezeigt werden, um weitere Hilfsgelder 

zu beziehen. Deutschland stimmt demnach bei der Hilfsgelderverteilung dem Good-Governance 

Prinzip zu. Die Unterstützung Afghanistans wird dabei nicht mehr voraussetzungslos geschehen, 
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sondern ist von nun an Bedingungen geknüpft. Die Überzeugungsstruktur der deutschen Regierung 

geht also in die Richtung, dass Afghanistan nun endlich seiner Rolle im Staatsbildungsprozess gerecht 

wird. Deutschland sah sich nämlich von Beginn der Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan als 

akzessorischer Unterstützer im Staatsaufbau, der der afghanischen Regierung als Hauptakteur nur 

helfend unter die Arme greift. Die Ausweitung der Unterstützung durch militärische Truppen 

zwischen 2009 und 2011, wird dabei von der Bundesregierung als außerplanmäßiges, altruistisches 

zusätzliches Engagement gesehen. Das Herunterfahren des zusätzlichen Engagements sei demnach 

eine Rückkehr zum Normalniveau der akzessorischen Unterstützung.  

„[…]Damit war ein grundlegendes Strukturmerkmal eingeführt, das für das gesamte Afghanistan-

Engagement Geltung beansprucht: dass nämlich die internationalen Beiträge aller Sparten (nicht nur 

der militärischen) stets nur akzessorisch, also in einer unterstützenden und abgeleiteten Rolle zu den 

jederzeit zentralen afghanischen Bemühungen stehen.“ (Fortschrittsbericht Afghanistan 2014, T4 S5) 

Des Weiteren räumt die Bundesregierung große Probleme bei der Bekämpfung der Drogenökonomie 

und der Korruption ein. Dieses Eingeständnis des Misserfolgs wird jedoch sofort positiv umgedeutet 

und begründet. Für solch einen Wandel wie er in Afghanistan angestrebt wird brauche man eine ganze 

Generation (oder mehrere) Zeit. Das Denken in langen Zeithorizonten und „strategische Geduld“ (T4 

S30) seien hierbei unabdingbar. Bei solch einem ambitionierten Unterfangen, bei dem Afghanistan in 

den letzten Jahren gute Fortschritte erzielen konnte, ist es demnach legitim und auch nicht 

vermeidbar, auch Rückschritte im Staatsbildungsprozess verzeichnen zu müssen. Die Akzeptanz von 

Rückschritten der deutschen Regierung im afghanischen Staatsbildungsprozess zeugt aber nicht von 

väterlichem Verständnis, sondern trägt zur Legitimation einer bestimmten Strategie Deutschlands bei. 

Durch die Antizipation von Rückschritten im Staatsbildungsprozess deutet die Bundesregierung 

negative Entwicklungen in Afghanistan nicht mehr als negativ, sondern als notwendig um. Dies wird 

mit Hilfe einer Analogie zur historischen Staatsbildung in Europa begründet. 

„Richtig indes ist auch: Die Afghanistan abverlangten Veränderungen umreißen im Einzelnen 

gesellschaftliche Wandlungen, die nur in Generationen zu bewältigen sind; das zeigt auch die 

deutsche und europäische Geschichte mit zahlreichen Beispielen dafür, wie Modernisierungsprozesse 

der hier angesprochen Art abgebrochen, sogar zurückgenommen wurden und sich nur über viele 

Jahrzehnte erfolgreich haben durchsetzen können.“  

(Fortschrittsbericht Afghanistan 2014, T4 S9) 

Daraus entsteht die Strategie Deutschlands selbst bei möglichen und wahrscheinlichen Rückschlägen 

im Staatsbildungsprozess sich nicht mehr verantwortlich zeigen zu müssen, da Rückschläge ein 

natürlicher und notwendiger Prozess in der Staatsbildung seien. Dass Afghanistan mit seiner immer 

noch fragilen Sicherheitslage bei Rückschlägen in der Staatsbildung möglicherweise wieder in einen 

bürgerkriegsähnlichen Zustand hineinrutschen könnte, wird nicht weiter thematisiert und im Unklaren 

gelassen. Die Bundesregierung wird demnach auch bei einer Verschlechterung der Lage in 
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Afghanistan keine weitere militärische Unterstützung leisten, da diese nicht mehr als Zeichen des 

Rückschritts gedeutet werden, sondern notwendige Entwicklungsverzögerungen auf dem Weg zu 

einem stabilen leistungsfähigen Staat darstellen. 

 

Zivilisierung des Afghanistan Engagements:  

Vor dem Hintergrund der neuen Leistungsfähigkeit des Staates Afghanistan deutet sich eine weitere 

Überzeugungsstruktur der deutschen Regierung bezüglich der Staatsbildungsmaßnahmen an. Hierbei 

geht es um die Entwicklung des Afghanistan-Engagements, welche sich immer weiter auf zivile 

Hilfsmaßnahmen und nicht-militärische Unterstützungsmaßnahmen fokussiert. So ist der Beginn der 

Resolut Support Mission, die als Ausbildungs- und Beratungsmission einen ausdrücklich nicht-

militärischen Impetus hat, als Zeichen dieser Entwicklung zu werten. Dabei wird das Ende des 

Kampfeinsatzes und des militärischen Engagements in Afghanistan mit Verweis auf die neue 

Leistungsfähigkeit des afghanischen Staates legitimiert. Es reiche bei dieser von der Bundesregierung 

proklamierten positiven Entwicklung des Landes, das nun selbstständig und erfolgreich seine 

Sicherheitslage kontrolliere, eine nicht militärische Unterstützungs- und Beratungsmission aus.  

 

„Wir sind jetzt dort, wo wir effektiv ausbilden, wo wir klug beraten, wo wir angemessen unterstützen 

können. Wir sind dort, wo wir gebraucht werden, und wir werden gebraucht.“ (Rede von der Leyen 

2014, T2 S8) 

Der afghanische Staat sei dabei in seinem Staatsbildungsprozess so weit vorangeschritten, dass alle 

weitere militärische Unterstützung das Land sogar an seiner Selbstständigkeit hindern würde. 

Afghanistan müsse sich endlich von der Unterstützung der internationalen Gemeinschaft 

emanzipieren und sich seiner Verantwortung stellen. So sei eine weitere militärische Unterstützung 

des Landes überhaupt nicht notwendig und die neue Passivität im Afghanistan-Engagement sei nicht 

nur legitim, sondern auch absolut geboten, um den allgemeinen Fortschritt im Land zu befördern.  

„Nach nunmehr dreizehnjähriger Dauer des Afghanistan-Engagements ist auf afghanischer Seite die 

Tendenz unübersehbar, alle Probleme des Landes im Großen wie im Kleinen pauschal in immer neue 

Wünsche nach weiterer ausländischer Hilfe münden zu lassen, vor allem wenn man sich so 

schwierige eigene Entscheidungen ersparen kann […].“ (Fortschrittsbericht Afghanistan 2014, T4 

S47) 

Die Bundesregierung weist demnach eine neue Passivität und Distanz zu weiteren militärischen 

Unterstützungsmaßnahmen im Zusammenhang mit dem Staatsbildungsprozess in Afghanistan auf. 

Diese passt sich dabei perfekt in die Abzugspolitik Deutschlands ein. Eng verbunden mit dieser neuen 

Passivität ist die oben schon angedeutete Zivilisierung des Afghanistan-Engagements. Neben dem 

Argument, dass aufgrund der Leistungsfähigkeit des afghanischen Staates keine weitere militärische 
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Unterstützung notwendig sei, wird der Abzug des Militärs und das Ende des Kampfeinsatzes in 

Afghanistan wie folgt begründet: Gemäß ihrer nach außen vermittelten Überzeugungsstruktur gehe es 

der Bundesregierung weder um finanzielle Aspekte noch um innenpolitische Beweggründe beim 

Abzug der militärischen Unterstützung für den afghanischen Staatsbildungsprozess. Der 

Bundesregierung zufolge ist der Einsatz von zivilen Unterstützungsmaßnahmen um ein vielfaches 

wirkungsvoller als militärische Maßnahmen. Dahingegen blieben militärische Mittel häufig 

problembehaftet, da sie beispielsweise die Insurgenz fördern würden. Zudem sei die Nachhaltigkeit 

von militärischen Maßnahmen schwierig zu bewerten. Neben dieser offensichtlichen Argumentation 

für die Fokussierung auf weitere zivile Unterstützungsmaßnahmen wie diplomatische Anstrengungen 

oder die Entwicklungszusammenarbeit scheint im Analysematerial aber auch eine subtilere Art der 

Befürwortung einer Zivilisierung des Afghanistan-Engagements hervor. Die Strategie der 

Bundesrepublik zielt hierbei darauf ab, durch die häufig unterschwellige Erwähnung von zivilen 

Maßnahmen in Afghanistan diese mehr in den Fokus zu rücken.  

„Erstens: Der Einsatz von Militär allein schafft keinen Frieden. Es braucht dazu ein abgestimmtes, 

ständig austariertes Miteinander diplomatischer, sicherheits- und entwicklungspolitischer 

Instrumente. Dann eröffnen sich einem Land wie Afghanistan nachhaltig positive Perspektiven […].“ 

(Frankfurter Rundschau von der Leyen 2014, T3 S18) 

Gerade bei dieser Analysesequenz wird bewusst der militärische Aspekt des Afghanistan-Einsatzes 

relativiert. Dafür rückt der zivile und politische Aspekt des Staatsbildungsprozesses in den 

Vordergrund. Auch in dieser Sequenz werden die Bemühungen der Bundesregierung deutlich den 

zivilen Aspekt der Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan zu betonen. Dabei wird auf das 

aufopferungsvolle Engagement der zivilen Helfer abgestellt.  

„Vor wenigen Tagen ist ein deutscher Entwicklungshelfer bei einem perfiden Selbstmordattentat in 

Kabul ermordet worden. Ja, das ist zweifelsohne die eine Realität dieses Landes.“ (Rede von der 

Leyen 2014, T2 S20) 

Mit der Zivilisierung des Afghanistan-Engagements und der Betonung dieser verfolgt die deutsche 

Regierung folgendes Ziel: In ihrer Wirkung nach innen soll die Zivilisierung des Afghanistan-

Engagements von dem in der öffentlichen Meinung abgelehnten Kampfeinsatz der ISAF-Truppe 

ablenken und die Aufmerksamkeit auf die neu beginnende zivil geprägte Resolute-Support Mission 

ziehen. Die Außenwirkung dieser Strategie soll Afghanistan davon überzeugen, dass das zivile 

Engagement in der Lage ist den Abzug des Militärs aufzufangen. Dabei sollen die 

Schwerpunktverlagerung hin zur reinen zivilen Unterstützung beim Staatsbildungsprozess und die 

Einforderung nach vermehrter Selbständigkeit der afghanischen Regierung klar machen, dass die 

Unterstützung Deutschlands respektive der internationalen Gemeinschaft nicht von ewiger Dauer sein 

wird und nun in nächster Zeit seinen Endpunkt erreichen wird. Des Weiteren verschiebt die 

Bundesregierung mit Hilfe der Zivilisierung des Afghanistan-Engagements die Unterstützung 

Afghanistans in den privaten Raum. Die Unterstützungsmaßnahmen beim Staatsbildungsprozess 
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werden so beispielsweise an Nicht-Regierungsorganisationen abgetreten unter weiterer Reduzierung 

des staatlichen Engagements. So kann die Bundesregierung ohne innenpolitische Nachteile sich 

langsam und stufenweise aus dem Staatsbildungsprozess Afghanistans zurückziehen. 

„Bedenke das Ende. So wie jeder neue Militäreinsatz einer sorgfältigen politisch-strategischen 

Vorbereitung bedarf, so benötigt er auch ein klug bedachtes Ausstiegsszenario[…]. Deshalb ist es 

folgerichtig, ISAF in die Mission „Resolute Support“ zu überführen.“ (Frankfurter Rundschau Von 

der Leyen 2014, T3 S19) 

 

Beurteilung der Erfolge und Misserfolge der Staatsbildungsmaßnahmen 

Die Beurteilung, ob die Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan zu einem erfolgreichen Enden 

gebracht werden konnten, fällt seitens der Bundesregierung sehr ambivalent aus. Hierbei lassen sich 

zwei Überzeugungsstrukturen deutlich ausmachen. Zum einen sei die Beurteilung des Afghanistan- 

Engagements und der Staatsbildungsmaßnahmen zum jetzigen Zeitpunkt überhaupt nicht möglich. 

Dabei wird auf den von der deutschen Regierung vertretenen Multilateralismus hingewiesen. Auf 

Grund des Eingebundenseins Deutschlands in eine multilaterale Vorgehensweise beim 

Staatsbildungsprozess in Afghanistan könne eine gesonderte Würdigung der deutschen 

Staatsbildungsmaßnahmen gar nicht stattfinden.  

„Ein guter Zeitpunkt für eine Zwischenbilanz und den Blick nach vorne: Vorweg gesagt, ein 

eindeutiges Urteil über Erfolge oder Misserfolg des internationalen Engagements in Afghanistan 

kann heute noch niemand treffen. Ob die gemeinsamen Anstrengungen von 48 Nationen zum 

Hauptziel langfristiger Stabilität und Sicherheit Afghanistans führen, können wir erst in einigen 

Jahren abschließend beurteilen (Frankfurter Rundschau von der Leyen 2014, T3 S3) 

Die andere Deutungsweise der Bundesregierung attestiert dem Afghanistan-Engagement eine 

gemischte Erfolgsbilanz. Diese zwei Deutungsweisen einer abschließenden Bewertung bzw. Bilanz 

des Afghanistan-Engagements stehen im krassen Kontrast zu der Würdigung von Einzelfortschritten 

in Afghanistan (siehe Betonung der Leistungsfähigkeit Afghanistans). Trotz der nach außen 

getragenen Überzeugung der „gemischten Bilanz“ des Afghanistan-Engagements werden durch die 

Bundesregierung immer wieder einzelne „Erfolgsgeschichten“ des Staatsbildungsprozesses speziell 

hervorgehoben. Beispielsweise wird die Bundesregierung nicht müde zu betonen, dass das Hauptziel 

des Afghanistan-Einsatzes erreicht wurde. Demnach sei Afghanistan wegen des außergewöhnlichen 

Engagements Deutschlands und der internationalen Gemeinschaft nun kein Stützpunkt mehr für den 

internationalen Terror. Zusätzlich gehe jetzt von Afghanistan keine Bedrohung mehr für die 

internationale Sicherheit aus. 

„Vor allem aber können wir feststellen: Von Afghanistan wirkt kein Terror mehr in die Welt, wie es 

unter der Schreckensherrschaft der Taliban im Vorfeld der Anschläge des 11. September 2001 der 

Fall war.“ (Offener Brief 2014,T1 S13) 
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Neben den Erfolgen in der Bekämpfung des internationalen Terrors sei die Leistungsfähigkeit des 

afghanischen Staates enorm gestiegen. Ebenfalls seien die Erfolge im Hinblick auf die demokratische, 

wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung im Lande nicht von der Hand zu weisen (siehe 

Betonung der Leistungsfähigkeit Afghanistans). Die Bundesregierung baut hier zwei parallel 

verlaufende Überzeugungsstrukturen auf. Auf der einen Seite bewertet sie die Fortschritte im 

Staatsbildungsprozess Afghanistans als singuläre Ereignisse und Prozesse, die fast völlig losgelöst 

von der Gesamtheit des Einsatzes beurteilbar sind. Dagegen sei eine Bewertung des gesamten 

Engagements der Bundesrepublik nicht möglich. Hierbei erscheint es so, dass die Schattenseiten des 

Afghanistan-Engagements (wie z.B. die florierende Drogenökonomie, die Warlordisierung der 

Region, Korruption oder Insurgenz) ausgeblendet werden bzw. verharmlost werden. Die Insurgenz 

wird marginalisiert und als zu vernachlässigender Einzelaspekt der afghanischen Gesellschaft, der auf 

keinen Fall einen ernstzunehmenden Großteil des afghanischen Volkes widerspiegelt, dargestellt. Die 

Bekämpfung der Korruption und der Drogenökonomie wird zwar als eine wichtige Aufgabe 

Deutschlands im Staatsbildungsprozess gesehen und der ausbleibende Erfolg auf diesem Gebiet wird 

auch auf Seiten der Bundesregierung eingeräumt. Dennoch wird dieser Misserfolg mit dem Verweis 

darauf, dass der angestrebte Wandel in Afghanistan eine Generationenaufgabe darstellt, in die Zukunft 

verschoben und umgedeutet. Es liege demnach kein Misserfolg der deutschen Regierung in der 

Drogenbekämpfung vor, der Zeithorizont, in dem ein Erfolg sichtbar werden sollte, sei einfach zu 

kurz bemessen gewesen. 

„Wenn es richtig ist, dass am Ende allein die Menge geernteten Opiums über den Erfolg von 

Drogenbekämpfungsbemühungen entscheidet, dann bleibt in der Summe nur die nüchterne 

Feststellung, dass den verschiedenen Anstrengungen auf diesem Feld seit 2001 kein durchgreifender 

Erfolg beschieden war. […] [Diese Aufgabe, L.B] erfordert eine nochmal längere Zeitperspektive als 

bereits jene eben als sachlogische Voraussetzungen dafür benannten Zielsetzungen, die ja ihrerseits 

bereits sehr ambitioniert sind.“ (Fortschrittsbericht Afghanistan 2014, T4 S15) 

Das Ziel der Bundesregierung, die sich hinter der Strategie des singulären Herausgreifens besonders 

der Erfolge der Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan versteckt ist folgende: So kann sich die 

Regierung einer Gesamtbilanz des Afghanistaneinsatzes wirkungsvoll entziehen. Dabei kann sie aber 

gleichzeitig durch das Herausgreifen von positiven Einzelergebnissen den Anschein nach außen 

erwecken, dass das gesamte Afghanistan-Engagement von Erfolg gekrönt war. Der von der 

Bundesregierung proklamierte Teilerfolg des Afghanistan-Engagements wird so unterschwellig auf 

das gesamte Afghanistan-Engagement projiziert. Dabei bleiben die negativen Aspekte und die 

eventuellen Misserfolge des Engagements in Afghanistan bewusst im Unklaren. 

„Menschenrechtsorganisationen haben durch die Mobilisierung zehntausender Freiwilliger bei den 

Präsidentschaftswahlen entscheidend dazu beigetragen, dass der bei früheren Wahlgängen übliche, 

offene Wahlbetrug weitgehend eingedämmt werden konnte. Das Verhältnis zwischen Regierung und 

der Zivilgesellschaft, die auch mit offener Kritik nicht hinter dem Berg hält, ist nicht spannungsfrei, 
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aber insgesamt pragmatisch und konstruktiv.“ ( Fortschrittsbericht Afghanistan 2014 T4 S24) 

Andererseits dient das Einräumen einer „gemischten“ Bilanz in Afghanistan einer schon im Abschnitt 

zur Betonung der Leistungsfähigkeit Afghanistans angeklungenen Strategie. Dabei wird durch das 

Präsentieren einer gemischten Bilanz die Erwartungshaltung gegenüber den zukünftigen Fortschritten 

im afghanischen Staatsbildungsprozess gesenkt. Es sei demnach zu erwarten, dass bei den noch 

existierenden Problemen in Afghanistan und der gemischten Erfolgsbilanz des Afghanistans-

Engagements seitens der deutschen Regierung Rückschritte im Staatsbildungsprozess nur natürlich 

sind. Durch diese Umdeutung des Rückschritts als etwas Normales und Wahrscheinliches, verfolgt 

die Bundesregierung wiederum das Ziel auch bei Rückschlägen im afghanischen 

Staatsbildungsprozess sich nicht verantwortlich zeigen zu müssen. Die Bundesregierung vertritt also 

absichtlich eine ambivalente Überzeugung bezüglich der Erfolge bzw. Misserfolge des 

Staatsbildungsprozesses in Afghanistan, um verschiedene Ziele zu verfolgen. Diese Ziele sind einmal 

die oben genannte Schönung des Afghanistan-Engagements durch das Betonen von positiven 

Einzelentwicklungen. Zum anderen soll schlussendlich die schrittweise Beendigung des Afghanistan-

Engagements legitimiert und eingeleitet werden. 

 

6.3 Vergleich der afghanischen und der deutschen 

Überzeugungsstrukturen bezüglich der Staatsbildung in 

Afghanistan 
An diesem Punkt möchte ich die Perspektive Deutschlands auf den Staatsbildungsprozess 

Afghanistans mit der Perspektive Afghanistans vergleichen. Dabei werde ich besonders auf die Ziele, 

der jeweiligen Staaten eingehen und diese miteinander vergleichen. Dies soll nach der Analyse der 

einzelnen Überzeugungsstrukturen, Strategien und Ziele der Staaten zu einem noch nuancierten Bild 

der selbigen beitragen. Darüber hinaus ergaben sich Perspektiven, bei denen es sich lohnt diese 

nochmals mit der Lupe des Vergleichs zu betrachten.  

Beginnen möchte ich mit der Dankbarkeit Afghanistans in Bezug auf die vergangenen und 

zukünftigen Unterstützungsleistungen der internationalen Gemeinschaft (siehe Abschnitt: 

Wertschätzung des Engagements der internationalen Gemeinschaft in Afghanistan). Diese 

Dankbarkeit und Wertschätzung des internationalen Engagements hat zum Ziel die 

Verhandlungsposition des afghanischen Staates in den Verhandlungen über zukünftige 

Unterstützungsmaßnahmen zu stärken. Dabei wird das Engagement der internationalen Gemeinschaft 

als unabdingbar und von unschätzbarem Wert für den Fortschritts Afghanistans dargestellt (siehe 

Abschnitt: Wertschätzung des Engagements der internationalen Gemeinschaft in Afghanistan). 

Dagegen verweist die deutsche Regierung im Zusammenhang mit dem Afghanistan-Engagement und 

im Besonderen mit dem Afghanistan-Einsatz auf einen reinen „Transformationseinsatz“ (T4 S33). 

Der Schwerpunkt der deutschen Unterstützungsmaßnahmen lag demnach explizit auf politischen 
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sowie zivilen Unterstützungsmaßnahmen im Staatsbildungsprozess. Die militärische Komponente 

während des Afghanistan-Einsatzes wird dabei heruntergespielt. Dafür spricht auch die Sicht der 

Bundesregierung auf die Rahmenbedingungen des Engagements: Die Intervention in Afghanistan sei 

dem afghanischen Volk nicht aufoktroyiert worden, Afghanistan erachte „eine solche grundlegende 

Umwandlung der bisherigen Lebensverhältnisse [als] notwendig und wünschenswert.“ (T4 S33). So 

hätten die militärischen Unterstützungsmaßnahmen Deutschlands bzw. der internationalen 

Gemeinschaft allgemein nur als Initialzündung für eine positive Entwicklung in Afghanistan gewirkt. 

Der eigentliche Aufwand und der Umfang der Unterstützung im Staatsbildungsprozess werden so auf 

Seiten Deutschlands heruntergespielt. Afghanistan bewertet den Verdienst Deutschlands im 

Staatsbildungsprozess dagegen sehr hoch, wohingegen Deutschland seine Rolle und Bedeutsamkeit 

im Staatsbildungsprozess herunterspielt. Die Rolle Deutschlands sei demnach nur die des 

altruistischen Unterstützers dessen Verdienst im Staatsbildungsprozess von den Leistungen 

Afghanistans weit übertroffen wird. Deutschland werde vor dem Hintergrund dieser enormen 

Leistungen nicht mehr als Unterstützer gebraucht. 

Als Zweites möchte ich die Argumente über die Leistungsfähigkeit der beiden Staaten miteinander 

vergleichen. Afghanistan argumentiert, dass es nach den großen Fortschritten in der Entwicklung des 

Landes und der neuen Leistungsfähigkeit der staatlichen Organe nun ein würdiger Partner in einer 

langfristigen Kooperation mit der internationalen Gemeinschaft werden kann. Die wirtschaftlichen 

und geostrategischen Potentiale machen Afghanistan zudem zu einem attraktiven Kooperations- und 

Unterstützungspartner. In einem anderem Lichte sieht die deutsche Regierung die neue 

Leistungsfähigkeit Afghanistans. Dabei werden die Fortschritte in der wirtschaftlichen, sozialen, wie 

gesellschaftlichen Entwicklung als Vorwand benutzt, um das Engagement in Afghanistan immer 

weiter zu zivilisieren (siehe Abschnitt: Zivilisierung des Afghanistan-Engagements). Dabei 

argumentiert die deutsche Regierung, dass angesichts dieser Fortschritte rein zivile 

Unterstützungsmaßnahmen vollkommen ausreichen würden und in nicht allzu ferner Zukunft die 

Unterstützung schrittweise zurückgefahren werden könnte. Beide Staaten bedienen sich demnach der 

gleichen Denkkategorien und beurteilen die Situation in Afghanistan in gleicherweise. Dabei ziehen 

sie jedoch völlig andere Schlussfolgerungen. Deutschland legitimiert hiermit den Rückgang der 

Unterstützung, wohingegen Afghanistan für mehr Unterstützung plädiert.  

Im Zusammenhang mit dieser fortschrittlichen Entwicklung stellt die deutsche Regierung das 

Auftreten von Rückschritten in der Staatsbildung des Staates als einen natürlichen Prozess dar. 

Rückschritte seitens des afghanischen Staates werden demnach nicht nur akzeptiert, sondern sogar 

antizipiert. Dabei will Deutschland legitimieren, auch bei möglichen Rückschritten im 

Staatsbildungsprozess mit Verweis auf die Natürlichkeit der Ereignisse, nicht weiter eingreifen zu 

müssen. (siehe Abschnitt: Zivilisierung des Afghanistan-Engagements). Im Gegenteil dazu sieht 

Afghanistan den Fortschritt im Lande nur mit der Unterstützung der internationalen Gemeinschaft 

gesichert. Die internationale Sicherheit stehe gar auf dem Spiel.  
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Laut der afghanischen Regierung werde die internationale Sicherheit nämlich durch international 

agierende Terrornetzwerke bedroht, die immer noch in Afghanistan ihren Ausgang fänden. 

Afghanistan sei demnach eine „Mauer“ (T6 S55ü) gegen den Terror und mehr als bereit gegen diesen 

zu kämpfen. Als Gegenleistung für diesen heldenhaften Kampf fordert Afghanistan weitere 

Unterstützung der internationalen Gemeinschaft beim Staatsaufbau (siehe Abschnitt: Notwendigkeit 

weiterer Unterstützung Afghanistans beim Staatsaufbau). Deutschland nennt hier wohl das auffälligste 

Gegenargument und steht bei diesem Punkt völlig konträr zur afghanischen Sichtweise. Einer der 

wichtigsten Erfolge im afghanischen Staatsbildungsprozess aus deutscher Sicht sei, dass Afghanistan 

keinen Stützpunkt des internationalen Terrors mehr darstelle und so die internationale Sicherheit nicht 

mehr bedroht sei (siehe Abschnitt: Beurteilung der Erfolge und Misserfolge der 

Staatsbildungsmaßnahmen).  

Schlussendlich spart Afghanistan auch nicht mit Kritik an der internationalen Gemeinschaft in Bezug 

auf den Staatsbildungsprozess in ihrem Land. Diese dient jedoch dazu die zukünftige Unterstützung 

der internationalen Gemeinschaft zu formen und in nützliche Bahnen zu leiten. Dabei stellt 

Afghanistan im Hinblick auf die Staatsbildungs- und Unterstützungsmaßnahmen einen Bezug zur 

Zukunft her. Dies untermauert auch die Darstellung Afghanistans, dass die internationale 

Gemeinschaft als ein willkommener Partner angesehen wird. Hiermit strebt die afghanische 

Regierung eine langfristige unterstützende Partnerschaft mit der internationalen Gemeinschaft an. 

Eine völlig andere Perspektive vertritt die Bundesregierung. Durch das Überbetonen einzelner Erfolge 

im vergangenen Staatsbildungsprozess wird versucht eine weitere Unterstützung Afghanistans als 

unnötig erscheinen zu lassen (siehe Abschnitt: Beurteilung der Erfolge und Misserfolge der 

Staatsbildungsmaßnahmen). Damit sollen indirekt der weitere Abzug aus Afghanistan und der 

Rückgang des Engagements insgesamt legitimiert werden.  

Insgesamt weisen die beiden Staaten die gleichen Denkkategorien in ihren Überzeugungsstrukturen 

auf. Die interessante Besonderheit ist hierbei die Perspektive aus denen die Argumente beleuchtet 

werden. Beispielsweise sprechen beide Staate von der neuen Leistungsfähigkeit Afghanistans. 

Außerdem wird das bisherige Engagement in Afghanistan von beiden Staaten besprochen. Auch 

Afghanistan und seine Verbindung zu internationalen Terrornetzwerken werden von der afghanischen 

Regierung sowie von Deutschland bewertet. Beide Staaten verwenden im Grunde die gleichen 

Denkkategorien (wie z. B. die neue Leistungsfähigkeit des afghanischen Staates, siehe Seite 41 ff.), 

um ihre jeweiligen Ziele zu verdeutlichen. Diese Denkkategorien führen dann jedoch zu 

Schlussfolgerungen, die das jeweilige Ziel des Staates legitimiert.  

Dabei bleibt festzustellen, dass die Überzeugungsstrukturen Afghanistans dazu verhelfen sollen, dass 

die Unterstützung der internationalen Gemeinschaft nicht abreißt, sondern noch intensiviert wird. Die 

Überzeugungsstrukturen der deutschen Regierung weisen hingegen alle in die Richtung, den 

Rückgang des Engagements in Afghanistan zu legitimieren. Dabei fällt ins Auge, dass eben beide 

Staaten auf der einen Seite von genau der gleichen Denkkategorie ausgehen und die Situation in 
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Afghanistan teilweise auch gleich beurteilen (z. B. die Leistungsfähigkeit des afghanischen Staates). 

Diese dann aber in einer unterschiedlichen Weise deuten. Auf afghanischer Seite geht der Diskurs in 

die Richtung, dass genau wegen dieser Fortschritte ein weiteres Engagement sehr lohnenswert für die 

internationale Gemeinschaft ist. Deutschland hingegen bezieht sich ebenfalls auf die 

Leistungsfähigkeit Afghanistans, argumentiert aber in eine ganz andere Richtung. Die weitere 

Unterstützung Afghanistans sei im Angesicht der Fortschritte im Land gar nicht mehr nötig und würde 

die Selbstständigkeit Afghanistans nur verzögern. 

Zusätzlich zu dem oben genannten Punkt ist es zudem auffällig, dass nicht nur die gleichen 

Denkkategorien einfach aus einer anderen Perspektive beleuchtet werden. Zusätzlich zu dieser 

Strategie der beiden Staaten werden einfach komplett andere Wahrnehmungen der Wirklichkeit nach 

außen vertreten. Dies wird besonders bei dem Punkt der Bedrohung durch internationale 

Terrornetzwerke deutlich. Deutschland proklamiert dies als einen seiner Erfolge im 

Staatsbildungsprozess und vertritt die Meinung nach außen, dass keine Terrorgefahr mehr von 

Afghanistan ausgehe, wohingegen Afghanistan von einer veritablen Bedrohung durch internationale 

Terrornetzwerke spricht. Hier wird also mit komplett gegenläufigen Überzeugungsstrukturen 

gearbeitet, um das jeweilige Ziel des Staates zu legitimieren.  

Es zeigte sich wieder, dass nicht nur die bloße Überzeugungsstruktur des jeweiligen Staates von 

Interesse ist, sondern dass die dahinterliegenden Strategien und Ziele der beiden Staaten ein 

genaueres Bild zeichnen und so von besonderem Wert für meine Arbeit sind. Hierbei ist äußerst 

interessant, dass es in den Überzeugungsstrukturen der beiden beforschten Staaten um den Versuch 

einer Konzeption von Realität geht. Dabei ist die soziale Konstruktion dieser Realität sehr eng mit 

den Strategien und Zielen des jeweiligen Landes verbunden. So lässt sich auch die 

Überzeugungsstruktur Afghanistans bzw. Deutschlands bezüglich der von Afghanistan ausgehenden 

Terrorgefahr erklären. Unabhängig von der tatsächlichen Terrorgefahr zeigen beide Staaten 

Überzeugungsstrukturen, die gegensätzlicher nicht sein könnten. (Deutschland proklamiert, dass 

absolut keine Terrorgefahr mehr von Afghanistan ausgehe, Afghanistan behauptet das Gegenteil.) So 

werden die nach außen gezeigten Überzeugungsstrukturen für die Ziele der jeweiligen Staaten 

instrumentalisiert.  

7. Theoretische Rückbindung 
Vergleicht man die Überzeugungsstrukturen Afghanistans bzw. Deutschland bezogen auf die neue 

Leistungsfähigkeit des afghanischen Staates oder die Bedrohung Afghanistans durch den 

internationalen Terror, zeigt sich eine große Diskrepanz der nach außen getragenen 

Überzeugungsstrukturen, die gegensätzlicher nicht sein könnten. Eingedenk des dem 

Forschungsvorhabens zugrundeliegende Handlungsmodell des amerikanischen Pragmatismus (siehe 

Abschnitt 4.1), das Strategien und Handlungsziele in enger Verbindung mit den vorgeschalteten 

Überzeugungsstrukturen sieht, ergibt sich folgendes. Demnach führen speziell geartete 
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Überzeugungsstrukturen zu speziellen Handlungszielen. Die Überzeugungsstruktur Afghanistans, 

dass Fortschritt und der Erhalt der inneren wie internationalen Sicherheit nur mit weiterer 

Unterstützung der internationalen Gemeinschaft gelingen kann, legt den Grundstein für das 

Handlungsziel Afghanistans, die internationale Gemeinschaft weiterhin als langfristigen Partner zu 

gewinnen. Dabei ist der Handlungskontext, in dem sich Afghanistans befindet, ebenfalls zu 

berücksichtigen. Afghanistan befindet sich nach dem Ende des ISAF-Einsatzes in einer Phase des 

Umbruchs und es ist nur logisch, dass die afghanische Regierung nach der Übernahme der 

Sicherheitsverantwortung im eigenen Land in dieser Phase des Übergangs nicht auf die starken 

Partner in der internationalen Gemeinschaft verzichten will. So beeinflusst der konkrete 

Handlungskontext zusätzlich den konkreten Handlungsverlauf und vermittelt hierdurch auch das 

Handlungsziel. Ganz im Gegensatz dazu stellen sich die Überzeugungsstrukturen Deutschlands dar. 

Deutschland weist eine Überzeugungsstruktur auf, die vor dem Hintergrund der neuen 

Leistungsfähigkeit Afghanistans und aufgrund der nicht mehr vorhandenen Terrorgefahr eine weitere 

Unterstützung für unnötig hält.  

 

Diese Überzeugungsstruktur, die mit dem Hauptziel verbunden ist den Abzug bzw. den allgemeinen 

Rückgang des Engagements in Afghanistan zu legitimieren, könnte durch eine krisenhafte Erfahrung, 

einen Zweifel, revidiert werden. Beispielsweise könnte eine ernstzunehmende Verschlechterung der 

Sicherheitslage in Afghanistan mit dem zunehmenden Risiko des möglichen Zurückgleitens 

Afghanistans in einen bürgerkriegsähnlichen Zustand dazu führen, dass die Überzeugungsstruktur und 

somit auch das Handlungsziel Deutschlands sich verändern würden. Diese krisenhafte Veränderung 

des Handlungskontexts, der fähig wäre einen Überzeugungsstruktur verändernden Zweifel auszulösen 

wurde jedoch von der Bundesregierung schon vorgedacht. Dem Szenario einer signifikanten 

Verschlechterung der Sicherheitslage wird so das Potential für einen krisenhaften Zweifel genommen. 

Die Bundesregierung bewerkstelligt dies indem sie Rückschritte im Staatsbildungsprozess als legitim 

umdeutet und sogar antizipiert (siehe Abschnitt: Zivilisierung des Afghanistan-Engagements). So 

kann das Handlungsziel der Legitimation des Abzugs und des Rückgangs der 

Unterstützungsleistungen in Afghanistan allgemein erhalten bleiben. Diese These wird durch das 

Verhalten der Bundesregierung während der Anschlagsoffensive der Taliban im Sommer 2015 

gestützt, da die Bundesregierung hier keinen vermehrten Handlungsbedarf sieht und auch die 

möglichen Rückschritte im Staatsbildungsprozess nicht negativ deutet. So wird der Zweifel, der die 

routinisierte Handlung zur Reflexion zwingt gar nicht erst zugelassen.
24

  

  

                                                 
24

 Siehe hierzu: Najafizada, Shoib (2015): Afghanistan: Mehrere Menschen bei Anschlag in Kabul getötet.. 

Spiegel Online. http://www.spiegel.de/politik/ausland/afghanistan-mehrere-menschen-bei-anschlag-in-kabul-

getoetet-a-1047492.html [10.08.2015], (letzter Aufruf: 11.08.2015).  

Siehe auch Regierungspressekonferenz im Wortlaut unter: 

http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2015/08/2015-08-10-regpk.html 

[10.08.2015] (letzter Aufruf: 11.08.2015]  

http://www.spiegel.de/politik/ausland/afghanistan-mehrere-menschen-bei-anschlag-in-kabul-getoetet-a-1047492.html
http://www.spiegel.de/politik/ausland/afghanistan-mehrere-menschen-bei-anschlag-in-kabul-getoetet-a-1047492.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2015/08/2015-08-10-regpk.html
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So ist auffällig, dass in Abweichung zum pragmatistischen Handlungsmodell die 

Überzeugungsstrukturen sehr wohl dem übergeordneten Handlungsziel angepasst werden. Dennoch 

ist eine enge Verbindung zwischen beiden nicht von der Hand zu weisen. Jedoch sehe ich hier keinen 

Widerspruch zum pragmatistischen Handlungsmodell, da selbst durch das strategische „Vordenken“ 

der Bundesregierung im Zusammenhang mit möglichen Rückschritten im Staatsbildungsprozess die 

routinisierten Überzeugungsstrukturen nicht generell vor dem Zweifel gefeit sind. Durch 

Veränderungen der Kontextbedingungen können durchaus „neue“, von der Regierung nicht bedachte 

krisenhafte Zweifel die Überzeugungsstruktur der Bundesregierung ändern. Um diese in der 

Vergangenheit zweifelauslösenden und letztendlich die Überzeugungsstrukturen verändernden 

Ereignisse oder Kontextbedingungen festzustellen, wäre eine Analyse des Wandels der deutschen 

sowie der afghanischen Überzeugungsstrukturen im Zeitverlauf von großem Interesse. Dies sehe ich 

als Anschlusspunkt meiner Arbeit für zukünftige Forschung. 

 

Zudem möchte ich die durch meine Analyse gewonnen Erkenntnisse nochmals vor dem Hintergrund 

des Forschungsstandes beleuchten. Dabei ist besonders interessant, dass ein Akteur sowohl auf der 

theoretischen Seite erscheint als auch auf der Seite meiner Analyse. Die Rede ist hier von Mohammad 

Ashraf Ghani, der Hamid Karzai im Amt des afghanischen Präsidenten nachfolgte. Ashraf Ghani hat 

neben seiner politischen Karriere ebenfalls eine nicht minder wichtige Karriere im wissenschaftlichen 

Felde der Politologie vorgelegt. Dabei ist es für meine Analyse nicht von Nachteil, dass die 

vorgenannte Person Inhalt meines Analyseteils ist und gleichzeitig ihren Platz in der theoretischen 

Betrachtung des Themas findet. Da es zwischen der Person Ghanis als Wissenschaftler und der Person 

Ghanis als Politiker eine recht trennscharfe Unterscheidung gibt: Dies mache ich daran fest, dass in 

meinem Analysematerial und auch sonst in anderen Quellen, Ghani in seiner Funktion als Präsident 

Afghanistans nicht mit dem Wissenschaftler Ghani in Verbindung gebracht wird.
25

 Demnach 

thematisiert die politische Sphäre Ghani als Wissenschaftler kaum. Dennoch ist dies für meine 

Analyse sehr interessant. Hierbei ist nicht von Interesse ob Präsident Ghani die gleichen Argumente in 

Bezug auf den Staatsbildungsprozess in Afghanistan verwendet wie als Politiker. Es ist vielmehr von 

Interesse welche von Ghanis Argumenten es aus der wissenschaftlichen/theoretischen Sphäre in die 

politische Sphäre gelangen. Das heißt, welche Überzeugungsstrukturen tauchen nicht nur in Ghanis 

Veröffentlichungen, sondern auch in Ghanis Reden als Politiker auf? Welche Argumente werden aus 

der wissenschaftlichen Sphäre ausgewählt und beeinflussen die Überzeugungsstruktur der 

afghanischen Regierung? Welche Argumente erfahren eine Umformung oder werden in der 

politischen Sphäre gar nicht beachtet? Dabei wurde während meiner Analyse folgendes auffällig: 

Übereinstimmend mit seiner theoretischen/wissenschaftlichen Perspektive votiert Ghani für externe 

Staatsbildungsmaßnahmen und sieht die Unterstützung der internationalen Gemeinschaft als äußerst 

                                                 
25

 Beispielsweise wird Ghani in seiner Funktion als Präsident nur mit „Präsident Ghani“ (vgl. Text 5, Text 7 und 

8 meines Analysematerials) tituliert. Seine Promotion wird hierbei nicht angezeigt, wohingegen im 

wissenschaftlichen Kontext sehr wohl darauf verwiesen wird. Dies sehe ich als Indiz für die Trennung zwischen 

der Person als Ghanis Wissenschaftler und als Politiker. 
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notwendig für einen fragilen Staat an. Dies zeigt sich vor allem in den Zielen Afghanistan, welche ich 

in meiner Analyse oben herausgearbeitet habe. Ziel Afghanistans ist es hierbei ein Netz von 

partnerschaftlichen Unterstützern, welche sich aus der Region aber auch aus der internationalen 

Gemeinschaft rekrutieren, aufzubauen (siehe Kernkategorie: Notwendigkeit weiterer Unterstützung 

Afghanistans beim Staatsaufbau).  

Des Weiteren betont Ghani in der Theorie wie in der Praxis seiner politischen Reden, dass der Fokus 

auf die wirtschaftliche Entwicklung eines fragilen Staates während des Staatsbildungsprozesses auf 

keinen Fall außer Acht gelassen werden darf (siehe Kernkategorie: Notwendigkeit weiterer 

Unterstützung Afghanistans beim Staatsaufbau). Weiterhin äußert der afghanische Präsident Kritik an 

den bisherigen Staatsbildungsmaßnahmen. Diese Kritik dient jedoch keinem Selbstzweck, sondern 

soll die zukünftigen Staatsbildungs- und Unterstützungsmaßnahmen in sinnvolle und fruchtbare 

Bahnen leiten (siehe Kernkategorie: Kritik an den Staatsbildungsmaßnahmen der internationalen 

Gemeinschaft). Hierbei prangert der Präsident das Fehlen einer „systemischen Ebene“ 

(Afghanistankonferenz London 2014, Ghani, T7 S11ü) an, um Probleme bei Staatsbildungsprozessen 

koordinierter und konzertierter angehen zu können. Dieses Fehlen eines systematischen Ansatzes und 

die „structural short-comings“ (T8 S11) regen die afghanische Regierung zu Kritik an. Auffällig 

hierbei ist, dass insbesondere die strukturellen Mängel im Staatsbildungsprozess angesprochen 

werden, diese aber nicht als Kritik am Staatsbildungsprozess der internationalen Gemeinschaft 

verstanden werden sollen. Vielmehr werden die „structural short-coming“ (T8 S11) von der 

afghanischen Regierung, respektive von Ashraf Ghani, akzeptiert. Hier rückt Ghani also von einem 

seiner Kritikpunkte, die er auf wissenschaftlicher Ebene vertritt, ab. Das „alignment“
26

, welches eine 

wichtige Basis für einen erfolgreichen Staatsbildungsprozess sei, tritt demnach in den Hintergrund. 

Dies mag ein Anzeichen dafür sein, das Ghani in der Realpolitik angekommen ist. Außerdem weist 

Ghani in dem Arbeitspapier „Closing the Souvereingty Gap: An Aproach to State-Building“ darauf 

hin, dass die internationalen Beziehungen nicht vernachlässigt werden dürften, da sonst wichtige 

Unterstützungspotentiale seitens der internationalen Gemeinschaft eingebüßt werden könnten. Dies 

deckt sich wiederum mit dem Ziel der afghanischen Regierung sich in das Netz einer langfristigen 

unterstützenden Partnerschaft zu begeben. Hierbei zeitigt die proklamierte Verbundenheit 

Afghanistans mit westlichen Werten einen weiteren interessanten Aspekt. Im Gegenteil zum 

vorherrschenden wissenschaftlichen Diskurs gibt die afghanische Regierung an, keine Probleme mit 

einer Überbetonung von westlichen Werten zu haben. Weiterhin werde die Implementierung von 

westlichen Werten und demokratischen Normen sogar gewünscht. 

  

                                                 
26

 Mehr Informationen zu Ghanis Konzept des „alignments“ sind auf Seite 13 f. dieser Arbeit zu finden.  
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„Helft uns die erste Frauenuniversität in Afghanistan aufzubauen. […] Hier können wir hinsichtlich 

kultureller Normen den größten Einfluss haben. Sorgt dafür, dass eure Trainingsprogramme 

zugänglich sind. […] Wir müssen kulturell sensibel sein, aber unsere Kultur erlaubt auch eine enorme 

Anpassung. Wir müssen kulturellen Wandel ernst nehmen.” (Afghanistankonferenz London 2014, 

Ghani, T8 S15ü) 

 

Von einem normativen Dilemma wie es zum Beispiel Paris und Sisk proklamieren kann also 

zumindest in Bezug auf die Regierungsperspektive Afghanistans nicht gesprochen werden. Dennoch 

bleibt das alltagspraktische Empfinden der afghanischen Bürger weitgehend im Dunkeln. Im 

Gegensatz zu dem afghanischen Wissenschaftler Shahmahmood Miakhel, der sehr ausführlich und 

detailscharf die seines Erachtens nötigen Reformen in Afghanistan umreißt, bleibt die afghanische 

Regierung sehr vage in ihren konkreten Reformplänen. 

 

Wenn man beide, die deutsche und die afghanische Perspektive, in den Blick nimmt fällt auf, dass das 

Funktionieren eines Staates nur um den sicherheitspolitischen Aspekt und die Erhaltung der 

Sicherheit im Lande konstruiert wird. Weder Deutschland noch Afghanistan gehen auf die weiteren 

Kennzeichen
27

 eines funktionierenden Staates ein, wie es in der theoretischen Betrachtung in meiner 

Arbeit geschehen ist. Die Importanz der Sicherheitsfunktion ist somit in meiner Analyse deutlich zu 

erkennen und stellt die anderen Funktionen eines Staates somit in den Schatten. Ihnen wird demnach 

nicht die gleiche Bedeutung zugemessen wie der als zentral proklamieren Sicherheitsfunktion. 

 

Auffällig bei den deutschen Überzeugungsstrukturen ist, dass unterschwellig theoretische Figuren 

benutzt werden, um das Ziel der deutschen Bundesregierung, nämlich das Einstellen des 

Engagements für Afghanistan, zu legitimieren. Dabei wird beispielsweise auf die „Footprint-

problematik“ zurückgegriffen. Mit Hinweis auf die Förderung der Souveränität Afghanistans soll so 

ein heavy footprint vermieden werden. Dagegen soll ein light footprint die Selbstständigkeit und die 

Souveränität Afghanistans fördern (siehe Kernkategorie: Zivilisierung des Afghanistanengagements). 

So könne wirkungsvoll dem „Dependency Dilemma“ vorgebeugt werden, welches Kipping 

illustrierte. Auf diese Weise findet sich einer der Hauptargumente der Bundesregierung, nämlich die 

als notwendig proklamierte Emanzipation Afghanistans von der internationalen Gemeinschaft auch in 

der vorher dargestellten theoretischen Betrachtung wider. 

 

Des Weiteren verweist die Bundesregierung indirekt auf das Duration Dilemma und begründet so den 

ausgebliebenen Erfolg bei der Korruptions- und Drogenbekämpfung. Die Bundesregierung bedient 

sich hierbei dem Begriff der „strategischen Geduld“ (T4 S30), welcher ausdrücken soll, dass die 

internationale Gemeinschaft und die afghanische Bevölkerung mit einem Wandel betraut sind, der 

                                                 
27

 Hier beziehe ich mich beispielsweise auf die Wohlfahrtsfunktion bzw. die Legitimitätsfunktion und die 

Rechtsstaatsfunktion. Für nähere Informationen hierzu siehe S. 9f. 
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möglicherweise ganze Generationen benötigt. Deshalb liege auf Seiten der Bundesregierung kein 

Versäumnis oder gar ein Misserfolg vor (siehe Kernkategorie: Betonung der Leistungsfähigkeit 

Afghanistans). Die Bundesregierung bedient sich demnach bewusst oder unbewusst der Argumente 

aus dem wissenschaftlichen Diskurs, um ihre Vorgehensweise im Zusammenhang mit dem 

Staatsbildungsprozess in Afghanistan zu legitimieren. Meine analytische Arbeit wird demnach von 

meinen theoretischen Vorbetrachtungen gestützt  

 

8. Methodische Reflexion  
 

In der Retroperspektive stellt sich heraus, dass sich die Methode der Grounded Theory gut dazu 

geeignet hat, die Überzeugungsstrukturen der beiden Staaten Afghanistan und Deutschland bezüglich 

des afghanischen Staatsbildungsprozesses herauszuarbeiten. Ebenfalls konnten die Strategien und 

Ziele der beiden Staaten zufriedenstellend aufgezeigt werden. Hierbei hat es sich als besonders 

hilfreich erwiesen, das zu analysierende Material im Laufe des Forschungsprozesses nach den 

Erforderlichkeiten der entstehenden Theorie auszuwählen. Die in der Entstehung begriffene Theorie 

wies auf Basis des Analysematerials, welches sich aus regierungsamtlichen Dokumenten bzw. 

Äußerungen von Regierungsmitgliedern zusammensetze, recht schnell eine für meinen 

Forschungszweck ausreichende Theoretische Sättigung auf. Dies mag darin begründet liegen, dass 

regierungsamtliche Dokumente bzw. Äußerungen von Regierungsmitgliedern immer vorab einer 

gewissen Abstimmung unterzogen werden und sich so recht schnell ein einheitliches Bild 

herauskristallisiert. Dabei ließen sich unter der Beachtung der Gütekriterien für qualitative Forschung 

die Überzeugungsstrukturen der beiden Staaten bezüglich des Staatsbildungsprozesses recht gut und 

zuverlässig herausarbeiten. Eine weitaus schwierigere Aufgabe war es jedoch die hinter den 

Überzeugungsstrukturen durchscheinenden Strategien und Ziele Afghanistans und Deutschlands 

herauszuarbeiten. An dieser Stelle ist es mir zum Teil nicht leicht gefallen mich von den 

herausgearbeiteten Überzeugungsstrukturen zu lösen und mein Analysematerial noch weiter zu 

abstrahieren, um die in den Textquellen immanenten Strategien und Ziele herauszuarbeiten.  

Bei dieser Phase der Abstraktion erwies sich das Schreiben von Memos als sehr hilfreich im Verlauf 

des Forschungsprozesses. Die Memos erlaubten es mir während des Schreibprozesses meine 

Gedanken zu festigen und auch so schrittweise die Sinneinheiten in den „textförmig protokollierten 

Spuren menschlicher Interaktion“ (Franke/Roos, 2010, S. 296) zu erfassen. Man war durch den Akt 

der Verschriftlichung der Gedanken geradezu dazu gezwungen sich tiefergehender mit seinem 

Analysematerial auseinander zu setzen. Neben dem Memoing war mir bei der Abstraktion meines 

Analysematerials und besonders beim axialen und selektiven Kodieren das Anfertigen von Mind-

Maps eine große Hilfe. So konnten die vorher angefertigten Kategorien und Codes gut in Verbindung 

miteinander gesetzt werden. Außerdem war das Visualisieren des Analysematerials mit Hilfe der 
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Mind-Maps während des selektiven Kodierens sehr hilfreich um die relevanten Kernkategorien 

herauszuarbeiten und trennscharf voneinander abzugrenzen. Des Weiteren stützten die erstellten 

Kernkategorien, Codes und Memos die intersubjektive Nachvollziehbarkeit meiner Arbeit und stellten 

sich für mich als gute Richtschnur heraus. Dabei möchte ich noch anmerken, dass es während des 

Prozesses der Theoriegenerierung für mich teilweise einen Drahtseilakt darstellte die Strategien und 

Ziele der Staaten herauszuarbeiten und hinter die Überzeugungsstrukturen zu blicken, dabei mich 

aber nicht zu weit von meinem Analysematerial zu weit zu entfernen und „in wilde Fantastereien“ zu 

verfallen. Die Intersubjektive Nachvollziehbarkeit sollte dabei immer gegeben bleiben,dieser 

Gedanke im Hinterkopf war mir ein guter Kompass bei meiner Forschungsarbeit.  

 

9. Fazit 
In meiner Abschlussarbeit war es mir ein Ziel die aktuellen Überzeugungsstrukturen Afghanistans und 

Deutschlands herauszuarbeiten und diese dann miteinander zu vergleichen, um ein nuanciertes Bild 

der Überzeugungsstrukturen, der Strategien und Ziele beider Staaten zu gewinnen. Dabei konnte ich 

die Hauptziele Afghanistans und Deutschlands herausarbeiten. Erstere möchte die internationale 

Gemeinschaft als einen langfristigen Kooperationspartner gewinnen, um sich in ein internationales 

wie regionales Netz der partnerschaftlichen Unterstützung einzubetten. Letztere verfolgt das 

Hauptziel das Engagement in Afghanistan möglichst noch weiter zu zivilisieren, um letztendlich das 

Engagement in Afghanistan auf ein Minimum zu reduzieren. Deutschland sieht sich demnach in 

Bezug auf die Staatsbildung als akzessorischen Unterstützer, der jetzt seine Unterstützung in 

Zusammenhang mit den Staatsbildungsmaßnahmen in Afghanistan zurückfährt. Die Bundesrepublik 

sieht sich daher nun in einer sehr passiven Rolle, was die weitere Staatsbildung betrifft. Afghanistan 

hingegen sieht die Rolle der internationalen Gemeinschaft als die eines unterstützenden Partners, der 

für langfristige Kooperation gewonnen werden soll.  

Hierbei ist auffällig, dass seitens der afghanischen Regierung die Sinnhaftigkeit von 

Staatsbildungsmaßnahmen überhaupt nicht thematisiert wird. In keiner meiner Analysesequenzen 

wird die Sinnhaftigkeit der externen Staatsbildungsmaßnahmen von der afghanischen Regierung auch 

nur ansatzweise hinterfragt. Vielmehr ist Afghanistan so bemüht die unterstützenden externen 

Staatsbildungsmaßnahmen auf keinen Fall abreißen zulassen, dass der Sinn solcher Maßnahmen an 

sich nicht hinterfragt wird. Dass die Sinnhaftigkeit der externen Staatsbildungsmaßnahmen von der 

afghanischen Regierung trotz (der evident widrigen Lage in Afghanistan) nicht thematisiert wird, 

deutet auf eine starke Abhängigkeit Afghanistans von den Interventionsmächten hin. Dies wird in 

Bezug auf das „Dependency Dilemma“ deutlich. Dabei können die Unterstützungsleistungen durch 

externes state-building schnell zu einer Abhängigkeit des Interventionslandes führen und somit die 

Selbstständigkeit und Souveränität des Staates behindern. Angesichts dieser Abhängigkeit stellt sich 

die Frage ob einer generellen Sinnhaftigkeit externe Staatsbildungsmaßnahmen gesprochen werden 
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kann. Aufgrund meiner Analyse ist im Falle Afghanistan festzustellen, dass die externen 

Unterstützungsleistungen der internationalen Gemeinschaft sehr stark geschätzt werden und als 

unabdingbar für die Stabilität und den Fortschritt des Landes gesehen werden. Dabei bleibt jedoch zu 

berücksichtigen, dass Afghanistan möglicherweise so von den Unterstützungsleistungen der 

internationalen Gemeinschaft abhängig ist, dass eine kritische Betrachtung der Sinnhaftigkeit von 

externer Staatsbildung zum jetzigen Zeitpunkt gar nicht möglich ist. Vor diesem Hintergrund sehe ich 

den Sinn von state-building zumindest sehr kritisch. Im Falle von externen Staatsbildungsmaßnahmen 

wie in Afghanistan muss sehr darauf geachtet werden, dass nicht nur die Ziele des Interventen 

Deutschlands (Bekämpfung des internationalen Terrors, Zivilisierung des Engagements) bei der 

Staatsbildung berücksichtig werden. Die Ziele des Interventionslandes Afghanistan müssen ebenfalls 

Berücksichtigung finden. Nur dann kann es für das Interventionsland wie für den Interventen zu einer 

win-win Situation kommen. In der gegenwärtigen Situation stehen sich jedoch Deutschland, das auf 

die Reduzierung des Afghanistan-Engagements abzielt und Afghanistan, das die Kooperation mit der 

internationalen Gemeinschaft noch intensivieren will, gegenüber. Vor dem Hintergrund dieser 

Überzeugungsstrukturen und der gegenläufigen Ziele der beiden Staaten sehe ich hier jedoch 

momentan keine positive Entwicklung in Sinne eines wirkungsvollen Staatsbildungsprozesses. 
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